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Die Vorbereitungen zur Erstellung der vorliegenden 
fachlichen Empfehlungen erfolgten bereits im No-
vember 2012. Zu diesem Zeitpunkt führte das 
ZBFS-Bayerische Landesjugendamt einen zweitägi-
gen Fachtag zum Thema „Wohin geht die Reise der 
Erziehungsbeistandschaft und der Betreuungshilfe 
nach § 30 SGB VIII?“ in Augsburg durch. Die Veran-
staltung stand damals unter dem Eindruck des sog. 
A-Länder-Papiers, das unter dem Titel „Wiedergewin-
nung der kommunalpolitischen Handlungsfähigkeit 
zur Ausgestaltung von Jugendhilfeleistungen“ (2011) 
firmierte. Es bemängelte u. a., 
• dass die grundlegende Ausgestaltung der Hilfean-

gebote nach dem SGB VIII als individuelle Rechts-
ansprüche und die starke Stellung der freien Träger 
der Jugendhilfe das Kinder- und Jugendhilfesystem 
immer teurer werden lassen, 

• dass Angebote und Maßnahmen der Kinder- und 
Jugendhilfe nur unzureichend gesteuert werden, 

• dass insbesondere ambulant erbrachte erzieheri-
sche Hilfen kaum Wirkungskraft entfalten und 

• dass vermeintlich wirksamere und kostengünstige-
re sozialräumliche Alternativen gegenüber den 
Rechtsansprüchen nachrangig behandelt und des-
wegen nicht ausgebaut werden können. 

Blickt man auf die Themen des A-Länder-Papiers und 
die dadurch angestoßenen Veränderungen, wie z. B. 
das Eckpunktepapier zur „Weiterentwicklung der Hil-
fen zur Erziehung“ der Jugend- und Familienminister-
konferenz (JFMK, 2012) sowie die Themen, die auf 
dem o.g. Fachtag diskutiert wurden, wie z. B. 
• die konkrete Bedarfsplanung und Einzelfallsteue-

rung, 
• die strategischen und methodologischen Heraus-

forderungen des Praxisfelds zwischen Ambulanti-
sierung und Flexibilisierung sowie 

• das gemeinschaftliche Zusammenwirken von Leis-
tungsträgern, Leistungserbringern und Leistungs-
berechtigten, 

so konnte damals schon von der Grundlegung eines 
guten Fundaments für die Entwicklung fachlicher 
Empfehlungen ausgegangen werden. Nur dauerte es 
weitere dreieinhalb Jahre, bis der Bayerische Landes-
jugendhilfeausschuss den Auftrag für dieses Projekt-
vorhaben erteilte. 

Der Aufbau der fachlichen Empfehlungen folgt der 
Tradition an Veröffentlichungen des ZBFS-Bayeri-
sches Landesjugendamt in den Hilfen zur Erziehung 
gemäß §§ 27 ff. SGB VIII. In sechs Kapiteln werden 
die zentralen Fragestellungen zur Erziehungsbei-
standschaft, Betreuungshilfe in Rahmenbedingungen 
(Kapitel 1), Steuerung (Kapitel 2), Merkmale der Hilfe-
art (Kapitel 3), Umsetzung der Hilfe und beispielhafter 
Verlauf (Kapitel 4), Kooperation (Kapitel 5) sowie Da-
tenschutz (Kapitel 6) unterteilt und beantwortet. 
Kernpunkte der fachlichen Empfehlungen sind die ge-
lungenen Beschreibungen von charakteristischen 
Merkmalen der Erziehungsbeistandschaft als Hilfe 
zur Erziehung wie auch als Weisung nach dem JGG 
sowie der methodischen Umsetzung als Handlungs-
empfehlung für die leistungserbringenden Fachkräfte 
der Kinder- und Jugendhilfe. Insbesondere wurde he-
rausgearbeitet, in welche einzelnen Prozessschritte 
und Phasenverläufe sich die Hilfeart unterteilen lässt 
und welche davon von den Prozessbeteiligten ge-
meinsam und wechselseitig zu gehen sind. Dabei 
war es wichtig, die Perspektive von allen am Gelin-
gen der Hilfe beteiligten Personen entlang des ju-
gendhilferechtlichen Leistungsdreiecks zu beschrei-
ben, mit besonderer Beachtung des Blickwinkels von 
jungen Menschen und unterer Berücksichtigung von 
umfassenden Beteiligungsmöglichkeiten. 
Mit Blick auf die Historie der Hilfeart und ihrem ge-
setzlich normierten doppelten Zugang wurde oben-
drein darauf Wert gelegt, dass eine inhaltliche Ab-
grenzung zwischen der Erziehungsbeistandschaft als 
Hilfeart nach dem SGB VIII und der Betreuungswei-
sung als Hilfestellung nach dem JGG nachvollzogen 
werden kann. Auch wenn die Hilfeart aufgrund ihrer 
Entwicklungsgeschichte in sich verwoben scheint, 
war es dennoch von Bedeutung, nicht nur die unter-
schiedlichen Zugänge zur Hilfe zu beschreiben, son-
dern auch das jeweilige Profil in Verbindung mit den 
unterschiedlichen Systemeinflüssen (Jugendhilfe und 
Justiz) herauszuarbeiten. Dass dabei verschiedene 
Bezüge zum Mitwirkungsauftrag der Jugendhilfe in 
Verfahren nach dem JGG (§ 52 SGB VIII) und zum 
Aufgabenfeld der Jugendgerichtshilfe gemäß § 38 
JGG hergestellt werden mussten, liegt auf der Hand. 
In diesem Kontext war es auch notwendig, auf die 
unterschiedlichen Steuerungsmöglichkeiten und Ziel-
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Eine zentrale Aufgabe des ZBFS – Bayerisches 
 Landesjugendamt ist gemäß § 85 Abs. 2 Nr. 1 und 
Art. 24 Gesetz zur Ausführung der Sozialgesetze 
(AGSG) die Beratung der örtlichen Träger der Kinder- 
und Jugendhilfe und die Entwicklung von fachlichen 
 Empfehlungen zur Erfüllung der Aufgaben nach dem 
Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII). 

Vor diesem Hintergrund entwickelt das ZBFS – 
 Bayerisches Landesjugendamt – ausgehend von 
 Sozialpädagogischer Diagnose Tabelle und Hilfeplan – 
fachliche Empfehlungen für die einzelnen Hilfearten 
des SGB VIII. Der Fachpraxis der Kinder- und 
 Jugendhilfe in Bayern werden damit spezifische 
Arbeitshilfen für Umsetzung und Ausgestaltung ihres 
gesetzlichen Auftrags an die Hand gegeben.

Die fachlichen Empfehlungen des Bayerischen 
 Landesjugendhilfeausschusses zur Heimerziehung 
gemäß § 34 SGB VIII aus dem Jahr 2014 bilden  
in Bayern eine wichtige Grundlage für die Aus-
gestaltung stationärer Hilfen zur Erziehung und  
sind oftmals Bestandteil der Betriebserlaubnis  
gemäß § 45 SGB VIII. 
Auch die ergänzenden fachlichen Empfehlungen zum 
Betreuten Wohnen im Rahmen der Hilfe zur Erzie-
hung und Hilfen für junge Volljährige aus dem Jahr 
1993 haben sich in der Praxis von stationären Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe, Trägern, Ver-
bänden, Jugendämtern und Heimaufsichten bewährt.

Im Rahmen der 132. Sitzung des Bayerischen Landes-
jugendhilfeausschusses am 27. Oktober 2015 wurde 
die Verwaltung des Bayerischen Landesjugendamts 
beauftragt, die fachlichen Empfehlungen zum 
Be treuten Wohnen auf Ebene eines Expertenkreises 
zu aktualisieren und den Entwicklungen der Praxis 
entsprechend fortzuschreiben. 

Die nun vorliegenden Empfehlungen wurden in 
Zusammenarbeit des Bayerischen Staatsministeriums 
für Familie, Arbeit und Soziales, des ZBFS – Bayeri-
sches Landesjugendamt, der Betriebserlaubnis ertei-
lenden Behörden bei den Regierungen sowie der 
öffentlichen und freien Träger der Jugendhilfe erarbei-
tet und vom Bayerischen Landesjugendhilfeaus-

schuss in seiner 138. Sitzung am 14. November 2017 
einstimmig beschlossen.

Zielsetzung im Erarbeitungsprozess war eine 
um fassende Betrachtung des Themas unter Berück-
sichtigung der unterschiedlichen Perspektiven der 
einzelnen Beteiligten bei der Umsetzung von Ange-
boten des Betreuten Wohnens und darauf aufbauend 
die Erarbeitung von konsensuellen Lösungen für die 
Fachpraxis. Auf diese Weise ist es dem Expertenkreis 
gelungen, eine von den unterschiedlichen Akteuren 
der Kinder- und Jugendhilfe gemeinsam getragene 
und umfassende Handlungsempfehlung für Angebote 
des Betreuten Wohnens zu erarbeiten.

Wir wünschen den Fachkräften in den Jugendämtern 
und Einrichtungen bzw. Trägern wie auch den Mit-
arbeitenden der Betriebserlaubnis erteilenden 
Be hörden ein gutes Gelingen in ihrer Arbeit mit den 
ihnen anvertrauten jungen Menschen. Die fachlichen 
Empfehlungen zum Betreuten Wohnen im Sinne 
sonstiger betreuter Wohnformen gemäß § 34 und 
§ 41 SGB VIII sollen ihnen in ihrer wichtigen Tätigkeit 
als Unterstützung und praktische Arbeitshilfe dienen.

München, im Januar 2018

      

Hans Reinfelder   Dr. Christian Lüders
Leiter des Landesjugendamts   Vorsitzender des Landes-

jugendhilfeausschusses
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vorgaben, die aus den jeweiligen Gesetzesbüchern 
heraus resultieren, hinzuweisen (vgl. §§ 1 SGB VIII 
und 2 JGG) und auch auf die Anforderungen der je-
weiligen Kooperationspartner detailliert einzugehen. 

Bedanken möchten wir uns an dieser Stelle aus-
drücklich bei den Expertinnen und Experten des vom 
bayerischen Landesjugendhilfeausschuss eingesetz-
ten „Expertenkreises zur Erstellung fachlicher Emp-
fehlungen nach § 30 SGB VIII“, die mit ihrem theore-
tischen und fachpraktischen Wissen maßgeblich an 
der Erstellung dieser fachlichen Empfehlungen mit-
gewirkt haben und der sie entsendenden Stellen von 
Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe so-
wie der Katholischen Stiftungsfachhochschule Mün-
chen. Die mit Beginn der 1. Sitzung am 21. April 
2016 begonnene Arbeit des Expertenkreises konnte 
somit mit einstimmig positivem Beschluss des Lan-
desjugendhilfeausschusses vom 18. Juli 2018 erfolg-
reich abgeschlossen werden. 

Wir sind zuversichtlich, mit dieser Veröffentlichung 
einen Beitrag zur Weiterentwicklung eines spezifi-
schen Arbeitsfeldes der Kinder- und Jugendhilfe ge-
leistet und damit den Gesamtprozess der Qualitäts-
entwicklung nach § 79a SGB VIII befördert zu haben. 
Diese fachlichen Empfehlungen beschreiben den Sta-
tus Quo einer modernen Hilfeart und transportieren 
die älteste Form der Einzelfallhilfe unwiderlegbar in 
die Jetztzeit. Ihre Bedeutung hatte die Erziehungsbei-
standschaft, Betreuungsweisung indes nie verloren, 
eine Profilschärfung tat nach bald 100jähriger Ge-
schichte aber Not. 

München, im Oktober 2018

Dr. Christian Lüders Hans Reinfelder
Vorsitzender des Leiter der Verwaltung des
Bayerischen Landesjugend- ZBFS – 
hilfeausschusses Bayerisches Landesjugendamt
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Die Erziehungsbeistandschaft, Betreuungsweisung 
kann für sich den Status beanspruchen, die älteste 
Form einer einzelfallbezogenen und nicht stationären 
Hilfe für junge Menschen zu sein. Sie fand sich be-
reits 1961 im Jugendwohlfahrtsgesetz (JWG) und 
wurde im Jahr 1991 praktisch unverändert in das 
SGB VIII übernommen. Ihre Bedeutung im Fächerka-
non der Hilfen zur Erziehung gemäß §§ 27 ff. SGB 
VIII ist unbestritten. Dies lässt sich rein nominell 
durch den jährlichen Bericht des Bundesamtes für 
Statistik zur Situation der Kinder- und Jugendhilfe be-
kräftigen: Im Jahr 1991 bestanden am Stichtag 31. 
Dezember in 12.325 betreuten Einzelfällen Erzie-
hungsbeistandschaften und Betreuungsweisungsver-
fahren nach § 30 SGB VIII, bis zum Jahr 2016 (Stich-
tag: 31.12.) ist diese Zahl kontinuierlich auf 31.698 
der durch diese Hilfeart betreuten jungen Menschen 
angestiegen. 

Die Gründe für diesen starken Zuwachs sind vielfäl-
tig. So hängt die vermehrte Inanspruchnahme unter 
anderem damit zusammen, dass gesellschaftliche 
Veränderungen, welche sich verunsichernd und mög-
licherweise destabilisierend auf die Herkunftsfamilien 
auswirken, zu einem ansteigenden erzieherischen 
Bedarf führen. Demgegenüber lässt sich der positive 
Trend festhalten, dass vor allem ambulant erbrachte 
erzieherische Hilfen von den Familien immer weniger 
als Eingriff und Kontrolle verstanden, sondern zuneh-
mend als echtes Unterstützungsangebot und wert-
volle Hilfestellung gesehen und entsprechend gezielt 
nachgefragt werden. Dies ist auch ein Indikator dafür, 
dass die Kinder- und Jugendhilfe in der Mitte der Ge-
sellschaft angekommen ist und eine gesellschaftliche 
wie sozialpolitische Verantwortung für junge Men-
schen und ihre Familien wahrnimmt.1

Um die heutige Ausprägung der Hilfeart und ihren 
Stellenwert erfassen zu können, spielt der entwick-
lungsgeschichtliche Hintergrund eine Rolle. Bereits 
vor ihrer Verankerung im JWG war die sogenannte 
Schutzaufsicht für „verwahrloste oder gefährdete“ 

1 Vgl. hierzu vertiefend: Bericht über die Lebenssituation junger 
Menschen und die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in 
Deutschland – 15. Kinder- und Jugendbericht. Deutscher Bun-
destag, BT-Drs. 18/11050. 

Jugendliche im Reichsjugendwohlfahrtsgesetz und 
im Reichsjugendgerichtsgesetz von 1923 enthalten 
und durch „Helfer“ auszuführen (§§ 55 - 61 RJWG 
bzw. § 7 Nr. 5 RJGG). Durch die Professionalisierung 
der sozialen Arbeit und die Entwicklung der Sozialpä-
dagogik als Profession haben sich Indikationen und 
Begründungszusammenhänge trotz des tradierten 
Zusammenhangs zwischen Jugendhilfe und Justiz 
verändert. Erziehungsbeistände und Betreuungshel-
fer2 haben heute ein anderes Selbstverständnis und 
verfolgen andere methodische Handlungsansätze. 
Obwohl die Hilfe nach § 30 SGB VIII den Grundsät-
zen und Gesetzmäßigkeiten des SGB VIII unterliegt 
und insbesondere auf Freiwilligkeit und aktiver Mit-
wirkungsbereitschaft der jungen Menschen basiert, 
kann sie sich nicht vollständig ihres zweiten Stand-
beins – und damit eines gewissen Zwangskontextes 
– entledigen. Das Jugendgericht kann auch heute 
noch den strafmündigen Jugendlichen bzw. Heran-
wachsenden nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) 
die Weisung erteilen, sich der Betreuung und Auf-
sicht einer bestimmten Person zu unterstellen (§ 10 
JGG), oder dem Jugendlichen nach Anhörung des Ju-
gendamtes auferlegen, eine Hilfe zur Erziehung in 
Form der Erziehungsbeistandschaft im Sinne des 
§ 30 SGB VIII in Anspruch zu nehmen (§ 12 JGG). 
Aufgrund dieses doppelten Zugangs wird in diesen 
fachlichen Empfehlungen immer wieder Bezug auf 
die unterschiedlichen gesetzlichen Grundlagen und 
Beziehungszusammenhänge genommen. 

Nicht zuletzt durch den im Gesetzeswortlaut des 
§ 30 SGB VIII zum Ausdruck gebrachten personali-
sierten Bezugs liegt der Fokus der Hilfe erkennbar 
auf dem jungen Menschen und seinem durch die pä-
dagogischen Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe 
zu begleitenden Prozess des Selbstständig-Werdens 
und der Persönlichkeitsentwicklung. Neben dem Ziel 
der Verselbständigung im Sinne eines Bewältigens 
von Entwicklungsaufgaben im Kindes- und Jugendal-
ter sowie gleichzeitig eines „Für-sich-selbst-hand-

2 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Rahmen dieser 
fachlichen Empfehlungen weitestgehend auf die gleichzeitige 
Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzich-
tet. In Anlehnung an die Begrifflichkeiten des SGB VIII wurde im 
Text überwiegend die männliche Form gewählt. 
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lungsfähig-Werdens“ (Kirchner, 2010) ist die Erhal-
tung der Lebensbezüge integraler Bestandteil der 
Arbeit eines Erziehungsbeistands und Betreuungshel-
fers. Dabei geht es einerseits um die Ablösung von 
der Familie und das Erleben der eigenen Wirksam-
keit, andererseits um ein Aufrechterhalten und Er-
fahrbarmachen unterstützender familiärer Beziehun-
gen. „Familie“ soll prinzipiell als Ressource 
verstanden werden, dem jungen Menschen Rückhalt 
geben und wo nötig als Stütze fungieren. Dort, wo 
diese individuell gewonnene Ressource aber mit Risi-
ken behaftet oder durch Gefährdungslagen bedroht 
wird, müssen Erziehungsbeistände und Betreuungs-
helfer diese hinterfragen und genauso handeln, wie 
es der gesetzliche Auftrag zum aktiven Schutz des 
Kindeswohls verlangt. Gleichwohl ist die Hilfe selbst 
nicht als Kontrollfunktion zu verstehen. 
Die in § 30 SGB VIII benannte „Einbeziehung des so-
zialen Umfelds“ meint im Wesentlichen eine Orien-
tierung des Erziehungsbeistands, Betreuungshelfers 
an der Lebenswelt und dem Sozialraum des jungen 
Menschen, einschließlich seiner sozialen Bezüge und 
möglichen Interaktionen in seinem Umfeld. Die vor-
liegenden fachlichen Empfehlungen liefern hier wert-
volle Hinweise, wie dieses In-Kontakt-Treten und der 
weiter oben angedeutete Spagat zwischen Hilfe, 
Zwang und Kontrolle gelingen kann. 

Die Klärung von individuellen Bedürfnissen und unter-
schiedlichen Bedarfslagen junger Menschen und ihrer 
Familien verdeutlichen einmal mehr die unbedingte 
Notwendigkeit einer fundierten Feststellung des indi-
viduellen erzieherischen Bedarfs wie auch der sorgfäl-
tigen Hilfeplanung und Hilfesteuerung. In gewohnter 
Art und Weise und mit der nötigen Tiefe geht das 
ZBFS –Bayerisches Landesjugendamt auch im Rah-
men dieser Veröffentlichung auf diese Thematik ein. 

Diese fachlichen Empfehlungen tragen dazu bei, dass 
die Konturen und Alleinstellungsmerkmale der Hilfe 
zur Erziehung nach § 30 SGB VIII sowie der komple-
mentären Hilfestellung nach dem JGG deutlich sicht-
bar hervortreten und in fachliche Standards sozialpäd-
agogischen Handelns übersetzt werden können. 
Damit sollen wichtige Orientierungspunkte für Prakti-
kerinnen und Praktiker im Handlungsfeld markiert 
und gleichzeitig ein Beitrag zur qualitativen Weiter-
entwicklung entlang der §§ 79 ff. SGB VIII geleistet 
werden. 
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1.1 Rechtliche Grundlagen

Die rechtliche Grundlage für die Erziehungsbeistand-
schaft und die Betreuungsweisung als ambulante 
Leistung der Kinder- und Jugendhilfe bildet das 8. 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII). Maßgeblich ist  
§ 27 i. V. m. § 30 SGB VIII. Im Wortlaut besagt § 30 
SGB VIII:
„Der Erziehungsbeistand und der Betreuungshelfer 
sollen das Kind oder den Jugendlichen bei der Bewäl-
tigung von Entwicklungsproblemen möglichst unter 
Einbeziehung des sozialen Umfelds unterstützen und 
unter Erhaltung des Lebensbezugs zur Familie seine 
Verselbständigung fördern.“ 

Der § 30 SGB VIII bildet hierbei eine gemeinsame 
Rechtsnorm für die Erziehungsbeistandschaft und 
die Betreuungsweisung. Die Erziehungsbeistand-
schaft kann als Leistung der Kinder- und Jugendhilfe 
zudem nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) als Er-
ziehungsmaßregel nach § 12 JGG vom Jugendge-
richt angeordnet werden (s. 1.1.3). Die Betreuungs-
weisung selbst stellt hingegen eine Schnittstelle 
zwischen der Kinder- und Jugendhilfe und dem Ju-
gendstrafrecht dar und kann unter Mitwirkung der 
Jugendhilfe in Verfahren nach dem Jugendgerichts-
gesetz (vgl. § 52 SGB VIII) vom Jugendgericht ge-
mäß § 10 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 JGG angeordnet werden 
(s. 1.1.2). Nachfolgend werden diese drei unter-
schiedlichen Zugangsarten zur Hilfestellung be-
schrieben. 

1.1.1 Die Erziehungsbeistandschaft als Hilfe zur 
Erziehung gemäß § 30 SGB VIII

Im Kontext des SGB VIII zielt die Erziehungsbeistand-
schaft bzw. die Betreuungsweisung grundlegend dar-
auf, die Entwicklung junger Menschen und ihre Erzie-
hung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu fördern (§ 1 
Abs. 1 SGB VIII). Kinder und Jugendliche als Adressa-
tinnen und Adressaten dieser Hilfe sollen grundsätz-
lich befähigt werden, ihre individuelle Handlungsfä-

higkeit auszutesten und im sozialen Umfeld zu 
erfahren.3

Als ambulant erbrachte Hilfe ist die Erziehungsbei-
standschaft in den Leistungskomplex der Hilfen zur 
Erziehung gemäß §§ 27 ff. SGB VIII eingebunden. 
Die Erziehungsbeistandschaft zeichnet sich gegen-
über anderen Hilfen zur Erziehung dadurch aus, dass 
sie im Verhältnis zu den anderen Hilfearten nach 
§§ 27 bis 35 SGB VIII eine geringere Eingriffsintensi-
tät ausweist. Wie jede andere Hilfeart verfügt sie 
dennoch über ein eigenes Profil. 

Grundvoraussetzung für eine Gewährung der Hilfe 
ist, dass „eine dem Wohl des Kindes oder des Ju-
gendlichen entsprechende Erziehung nicht gewähr-
leistet ist und die Hilfe für seine Entwicklung geeig-
net und notwendig ist“ (§ 27 Abs. 1 SGB VIII). Ein 
vorhandener erzieherischer Bedarf, der in jedem Ein-
zelfall festzustellen ist und über Art und Weise der 
Ausgestaltung der Hilfe entscheidet  
(§ 27 Abs. 2 SGB VIII; s. Kapitel 2), geht dabei nicht 
notwendigerweise einher mit einem festzustellenden 
Defizit in der Erziehungskompetenz der Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten oder einer Kindeswohl-
gefährdung. Anspruchsberechtigte der Hilfe sind 
grundsätzlich die Eltern bzw. Personensorgeberech-
tigten (§ 27 Abs. 1 SGB VIII), weshalb diese auch den 
Antrag auf Gewährung einer Maßnahme der Kinder- 
und Jugendhilfe stellen. Die Eltern bzw. Personen-
sorgeberechtigten sind – wie auch die Kinder und Ju-
gendlichen – regelhaft im Hilfeplanverfahren zu 
beteiligen. Dies gilt auch bei der praktischen Ausge-
staltung der Hilfe (s. Kapitel 2.1.2).

Eltern bzw. Personensorgeberechtigte sind hinsicht-
lich ihres Rechtsanspruchs sowohl Leistungsberech-
tigte als auch Empfänger der Hilfe. Kinder und Ju-
gendliche sind Leistungsempfänger. Beide werden 
nachfolgend als Adressatinnen und Adressaten der 
Hilfe gemäß § 30 SGB VIII bezeichnet. 
Eine Alterseinschränkung findet sich in den §§ 27 i. 
V. m. 30 SGB VIII durch die Nennung von Kindern 
und Jugendlichen. Die Hilfe steht somit formal jun-
gen Menschen bis zur Vollendung des 18. Lebensjah-
res offen (§ 7 SGB VIII). Im Hinblick auf die Persön-
lichkeitsentwicklung und eigenverantwortliche 

3 Im nachfolgenden Text wird auf die Begriffsbestimmung des § 7 
SGB VIII Bezug genommen und durchweg von „jungen Men-
schen“ als Adressatinnen und Adressaten der Hilfe gesprochen. 
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Lebensführung kann die Hilfe nach § 30 SGB VIII 
auch jungen Volljährigen gewährt werden (§ 41 SGB 
VIII). Dies löst die Feststellung eines erzieherischen 
Bedarfes ab. Hier tritt der oder die junge Volljährige 
an die Stelle des Personensorgeberechtigten (§ 41 
Abs. 2 SGB VIII), wodurch der junge Volljährige im 
formalen Rahmen des Jugendhilfeantrags und Hilfe-
planverfahrens wie auch in der praktischen Ausge-
staltung der Hilfe als Leistungsberechtigter und 
-empfänger zugleich zu berücksichtigen ist. 

In der konkreten Ausgestaltung der Erziehungsbei-
standschaft als Hilfe zur Erziehung gemäß § 30 SGB 
VIII kommen Grundprinzipien der Kinder- und Jugend-
hilfe wie Trägerpluralität, Methodenvielfalt, Wunsch- 
und Wahlrecht und / oder Geschlechtersensibilität 
zum Tragen (vgl. § 3 Abs. 1 SGB VIII), die in den 
nachfolgenden Kapiteln gesondert beschrieben wer-
den. 

Die Personensorgeberechtigten, denen gemäß § 1 
Abs. 2 SGB VIII das Recht und die Pflicht der Erzie-
hung zukommt, sind – wie auch die betroffenen jun-
gen Menschen selbst entsprechend ihres Entwick-
lungsstands (bzw. Alters) – im Rahmen des 
Hilfeplanverfahrens grundsätzlich zu beteiligen  
(§ 8 Abs. 1, § 36 Abs. 1 SGB VIII; s. 1.5.1). Dies be-
trifft Feststellungen zum erzieherischen Bedarf, die 
Frage nach Art und Umfang der Hilfe sowie der Aus-
wahl und Ausgestaltung der notwendigen Leistun-
gen. Zudem soll im Zusammenwirken aller am Hilfe-
prozess beteiligten Personen regelmäßig überprüft 
werden, ob die Erziehungsbeistandschaft weiterhin 
geeignet und notwendig ist (§ 36 Abs. 2 SGB VIII; s. 
2.1.2). Dies schlägt sich dann in gemeinsam zu for-
mulierenden Zielstellungen nieder (s. 2.1.4). 

Neben der Beratung und Unterstützung von Perso-
nensorgeberechtigten und jungen Menschen bildet 
der Schutz vor Gefahren für das Wohl Minderjähriger 
ein zentrales Element des Gesamtauftrags der Kin-
der- und Jugendhilfe (§ 1 Abs. 3 Satz 3 SGB VIII; s. 
1.5.4 und 2.1.1). Die Feststellung darüber, ob ggf. 
eine latente oder manifeste Kindeswohlgefährdung 
vorliegt, ist ein zentrales Element im Steuerungspro-
zess und Hilfeverlauf, mit entsprechenden Auswir-
kungen auf die zugrunde liegenden Qualitäts- und 
Leistungsvereinbarungen (s. 1.3.1, 1.5.4 und 5.1). Die 
Gesamtverantwortung für den Hilfeprozess ein-

schließlich der Planungsverantwortung zur Durchfüh-
rung der Hilfe trägt immer der (örtliche) Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe (§ 79 SGB VIII; s. 2.2). 

1.1.2  Die Betreuungsweisung gemäß § 10 JGG

Wie der Soziale Trainingskurs wurde die Betreuungs-
weisung mit dem 1. Änderungsgesetz zum JGG im 
Jahr 1990 als sogenannte Neue Ambulante Maßnah-
me (NAM) in den Katalog der Weisungen nach § 10 
Abs. 1 Satz 3 JGG aufgenommen. Unter dem perso-
nalisierten Titel „Betreuungshelfer“ stellt die Betreu-
ungsweisung eine Schnittstelle zwischen Jugendhilfe 
und Jugendstrafrecht dar. Weisungen sind demnach
„[…] Gebote und Verbote, welche die Lebensführung 
des Jugendlichen regeln und dadurch seine Erzie-
hung fördern und sichern sollen. Dabei dürfen an die 
Lebensführung des Jugendlichen keine unzumutba-
ren Forderungen gestellt werden.“ 

Und weiter in § 10 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 JGG heißt es: 
„Der Richter kann dem Jugendlichen insbesondere 
auferlegen, sich der Betreuung und Aufsicht einer be-
stimmten Person (Betreuungshelfer) zu unterstellen.“

Die Betreuungsweisung ist im Kontext des Jugend-
strafrechts in die Gruppe der Weisungen nach § 10 
JGG aufgenommen und soll als sogenannte Erzie-
hungsmaßregel auf jugendliche Straftäter erziehe-
risch einwirken (§§ 2 Abs. 1 und 5 Abs. 1 JGG). Die 
Anwendung des Jugendstrafrechts „soll vor allem er-
neuten Straftaten eines Jugendlichen oder Heran-
wachsenden entgegenwirken“ (§ 2 Abs. 1 S. 1 JGG). 
Um dieses Ziel der Legalbewährung zu erreichen, 
sind „die Rechtsfolgen und unter Beachtung des el-
terlichen Erziehungsrechts auch das Verfahren vor-
rangig am Erziehungsgedanken auszurichten“  
(§ 2 Abs. 1 S. 2 JGG). Die Erziehungsmaßregel ist 
demnach eine jugendrichterliche Sanktion nach dem 
JGG, die einen positiven Beitrag zur jugendgemäßen 
Individualprävention leistet und zum Abbau delin-
quenten Verhaltens beitragen soll. 

Die Betreuungsweisung als Erziehungsmaßregel 
nach dem Jugendstrafrecht kommt für Jugendliche 
von 14 bis 17 Jahren und Heranwachsende von 18 
bis 21 Jahren in Betracht (§ 1 Abs. 2 JGG). Voraus-
setzung dafür ist, dass die Heranwachsenden bei Be-
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gehung der Tat das 21. Lebensjahr noch nicht vollen-
det hatten und die Voraussetzungen des § 105 JGG 
vorliegen. Demnach kann auf 18- bis 20-Jährige Ju-
gendstrafrecht angewandt werden, wenn die „Ge-
samtwürdigung“ der Täterpersönlichkeit bei gleich-
zeitiger Berücksichtigung seiner 
Sozialisationsbedingungen ergibt, dass er zum Zeit-
punkt der Tat in seiner „sittlichen und geistigen Ent-
wicklung noch einem Jugendlichen gleichstand“ 
(§ 105 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 JGG), oder „Art, Umstände 
oder Beweggründe der Tat“ jugendtypische Züge 
aufweisen (§ 105 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 JGG).4 

Grundsätzlich soll die Laufzeit einer Betreuungswei-
sung nicht mehr als ein Jahr betragen (§ 11 Abs. 1 
JGG). Sie kann aus „erzieherischen Gründen“ vom 
Jugendgericht auf bis zu drei Jahre verlängert wer-
den (§ 11 Abs. 2 JGG). Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass zwischen Tatzeit, Täterpersönlichkeit und Sank-
tion bzw. Sanktion und Laufzeit der Weisung be-
gründbare Zusammenhänge bestehen. Die nach § 52 
SGB VIII i. V. m. § 38 JGG mitwirkenden Fachkräfte 
der Kinder- und Jugendhilfe (in Verfahren nach dem 
JGG) sind hier gefordert, zeitnah darauf hinzuweisen, 
welche „be- und entschleunigenden Faktoren die 
Laufzeit beeinflussen können“.5 
In den Fällen, in denen die Laufzeit einer Betreuungs-
weisung von den gesetzlichen Vorgaben nach oben 
hin abweichen soll, ist durch die mitwirkenden Fach-
kräfte der Kinder- und Jugendhilfe im Einzelfall zu prü-
fen, ob die Weisung nach § 10 JGG nicht in eine Hilfe 
zur Erziehung überführt werden kann. Dies hat ggf. 
Veränderungen in der Kostenwirksamkeit zur Folge. 

Im Kanon der jugendrichterlichen Weisungen und im 
Unterschied zu den Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 
ff. SGB VIII zeichnet sich die Betreuungsweisung 
durch eine relativ hohe Eingriffsintensität aus. Sie ist 
verbunden mit einem hohen personellen Zeitaufwand 
und damit einer hohen Beanspruchung des Jugendli-
chen oder Heranwachsenden. Deshalb sollte sie bei 
nur geringfügigen Verfehlungen grundsätzlich nicht 
angeordnet werden (§ 10 Abs. 1 JGG).6 Nicht selten 

4 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Fachli-
che Empfehlungen für die Mitwirkung der Jugendhilfe in Verfah-
ren nach dem Jugendgerichtsgesetz, S. 26 ff. 

5 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). A. a. 
O., S. 38.

6 Vgl. hierzu Ostendorf, Heribert / Drenkhahn, Kirstin (2017): Ju-
gendstrafrecht. 8. Aufl. Baden-Baden: Nomos, Rd-Nr. 183.

wird die Betreuungsweisung deswegen als Alternati-
ve zum Jugendarrest gesehen. 

Nur das Jugendgericht kann Weisungen ändern oder 
von ihnen befreien (§ 11 Abs. 2 JGG), nicht etwa die 
im Jugendstrafverfahren mitwirkenden Fachkräfte 
der Kinder- und Jugendhilfe oder das Jugendamt als 
Leistungsträger. Kommt der junge Mensch einer 
Weisung nach § 10 JGG schuldhaft nicht nach, muss 
er damit rechnen, dass das Jugendgericht Zwangs-
maßnahmen zu deren Durchsetzung ergreift (§ 11 
Abs. 3 JGG). Dies kann zum Beispiel in Form eines 
zu vollziehenden Jugendarrestes geschehen. Die 
Überwachung der Weisung obliegt generell den mit-
wirkenden Fachkräften der Jugendhilfe in Strafver-
fahren (§ 38 Abs. 2 JGG; s. 3.7). 

Damit die Betreuungsweisung über den gerichtlichen 
Zugang „Betreuungshelfer“ nach Maßgabe des SGB 
VIII umgesetzt werden kann, müssen zum einen die 
Voraussetzungen des § 27 SGB VIII erfüllt sein, zum 
anderen kommen – wie bei der Erziehungsbeistand-
schaft – die rechtlichen Bestimmungen der Kinder- 
und Jugendhilfe zum Tragen, wie sie in den §§ 36 
und 36a SGB VIII zugrunde gelegt sind (s. 2.1). Dabei 
kann die Straffälligkeit eines jungen Menschen nur 
bedingt ein Kriterium für einen erzieherischen Bedarf 
darstellen.7 
Die zentrale Schnittstelle zwischen Jugendstrafrecht 
und der Kinder- und Jugendhilfe ergibt sich aus der 
erzieherischen Grundintention des Jugendgerichtsge-
setzes (§ 2 JGG) wie auch des Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes (§ 1 SGB VIII). Aus der Perspektive der 
Kinder- und Jugendhilfe resultiert ihr Mitwirkungsauf-
trag gemäß § 52 SGB VIII, aus der Perspektive des 
Jugendstrafrechts als Jugendgerichtshilfe gemäß 
§ 38 JGG. Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ist u. 
a. die pädagogische Begleitung und Betreuung des 
straffälligen Jugendlichen sowie die konkrete Ein-
schätzung des individuellen Bedarfs des jungen Men-
schen zum frühestmöglichen Zeitpunkt. Sie soll au-
ßerdem geeignete Maßnahmen zur erzieherischen 
Einwirkung vorschlagen und im Falle einer infrage 
kommenden Betreuungsweisung konkret vorschla-
gen, wer als Betreuungshelfer in Betracht kommen 
kann (§ 38 Abs. 3 Satz 2 JGG). Die im jugendgerichtli-

7 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Sozial-
pädagogische Diagnose-Tabelle & Hilfeplan, S. 89 ff. 
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chen Verfahren mitwirkenden Fachkräfte der Jugend-
hilfe können diese Aufgabe gemäß § 38 Abs. 2 S. 7 
JGG auch selbst übernehmen.8 

1.1.3 Die Erziehungsbeistandschaft als 
Erziehungsmaßregel gemäß § 12 JGG

Gemäß § 12 Nr. 1 JGG kann der Jugendrichter einem 
jugendlichen Straffälligen auferlegen, eine Erzie-
hungsbeistandschaft im Sinne des § 30 SGB VIII „in 
Anspruch zu nehmen“. Voraussetzung zur Anord-
nung einer Erziehungsbeistandschaft als Erziehungs-
maßregel ist zum einen das Vorliegen von Entwick-
lungsproblemen, zum anderen die Abstimmung mit 
dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 
Auch hier greifen die §§ 36 und 36a SGB VIII.

Eine Laufzeit der Erziehungsbeistandschaft als Erzie-
hungsmaßregel gemäß § 12 JGG wird vom Jugend-
richter grundsätzlich nicht festgesetzt. Sie endet ge-
nerell mit Eintreten der Volljährigkeit. Soll die gemäß 
§ 12 JGG angeordnete Hilfe zur Erziehung über den 
Eintritt der Volljährigkeit hinaus fortgesetzt werden, 
greifen hier die gesetzlichen Bestimmungen des SGB 
VIII, insbesondere des § 41 SGB VIII. 
Die Anordnung einer Hilfe zur Erziehung gemäß § 12 
JGG ist für Heranwachsende nach dem JGG von Ge-
setzes wegen ausgeschlossen. Die Erziehungsbei-
standschaft als richterlich auferlegte Erziehungsmaß-
regel bleibt somit auf junge Straffällige im Alter von 
14 bis 17 Jahren beschränkt.

Im Unterschied zur Weisung nach § 10 Abs. 1 S. 3 
Nr. 5 JGG ist die Anordnung gemäß § 12 JGG nicht 
an eine Laufzeit gebunden (vgl. § 11 JGG). Die Nicht-
befolgung der Erziehungsmaßregel durch den Ju-
gendlichen kann außerdem keinen Arrest zur zwangs-
weisen Durchsetzung nach sich ziehen (vgl.  
§ 11 Abs. 3 JGG). Es besteht ferner keine Berichts-
pflicht seitens des Erziehungsbeistandes gegenüber 
dem Jugendgericht.9

8 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Fachli-
che Empfehlungen für die Mitwirkung der Jugendhilfe in Verfah-
ren nach dem Jugendgerichtsgesetz, S. 38.

9 Kirchner, Andreas (2016). Betreuungshelfer bzw. Betreuungs-
weisung, S. 5 f, in: SGB VIII Online-Handbuch. Herausgegeben 
von Textor, Martin. Download unter: http://www.SGBVIII.de/
S182.pdf. Letzter Zugriff am 10.08.2018.

Die Anordnung einer Hilfe zur Erziehung bzw. Erzie-
hungsmaßregel nach § 12 JGG durch das Jugendge-
richt findet in der Praxis selten Anwendung. Im kon-
kreten Einzelfall sollen die Fachkräfte der Kinder- und 
Jugendhilfe das zuständige Jugendgericht jedoch 
rechtzeitig über das Vorliegen der Leistungsvoraus-
setzungen informieren. 

1.2 Organisatorischer Rahmen

Der organisatorische Rahmen beschreibt nachfolgend 
die wesentlichen strukturellen Rahmenbedingungen 
und Voraussetzungen für das Gelingen von Erziehungs-
beistandstaften und Betreuungsweisungen genauso 
wie einflussnehmende Faktoren und Bedingungen, die 
in der Ausgestaltung der Hilfe zum Tragen kommen.

1.2.1 Trägerpluralität

Die Kinder- und Jugendhilfe ist gekennzeichnet durch 
eine Vielfalt von Trägern mit unterschiedlichen Wert-
orientierungen und einer Vielfalt an Inhalten, Metho-
den und Arbeitsformen (§ 3 Abs. 1 SGB VIII). Die 
Wahrnehmung von anderen Aufgaben (§ 3 Abs. 3 
SGB VIII) und Leistungen (§ 2 Abs. 1  
SGB VIII) kann sowohl von Trägern der öffentlichen 
wie auch Trägern der freien Jugendhilfe erfolgen. 
Beide arbeiten grundsätzlich partnerschaftlich und 
zum Wohl junger Menschen und ihrer Familien zu-
sammen (§ 4 Abs. 1 SGB VIII). 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im 
Rahmen ihrer Gesamt-, Gestaltungs-, Entwicklungs- 
und Planungsverantwortung sicherzustellen, dass 
entsprechende Angebote und Maßnahmen durch die 
Träger der freien Jugendhilfe realisiert werden kön-
nen (insb. §§ 74 und 79 ff. SGB VIII). 
Das aus § 4 Abs. 2 SGB VIII abzuleitende Subsidiari-
tätsprinzip ermöglicht es den Trägern der freien Ju-
gendhilfe dabei grundsätzlich, geeignete eigene An-
gebote und Maßnahmen zu entwickeln und 
durchzuführen. In diesen Fällen soll der Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen und 
Angeboten absehen. 
Ein vielfältiges Angebot trägt von Grund auf zur Aus-
gestaltung des Sozialraums bei und fördert Wunsch- 
und Wahlmöglichkeiten der Adressatinnen und Ad-
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ressaten der Kinder- und Jugendhilfe (§ 5 SGB VIII; s. 
1.5.2). Auch im Sinne der Gemeinwesenarbeit und in-
frastrukturellen Entwicklung der Kommunen wirkt 
sich ein breites Trägerangebot regelhaft positiv aus. 

1.2.2 Stellenbeschreibung

Eine Stellenbeschreibung trifft Aussagen zum Aufga-
benfeld, zur erwarteten Profession der leistungser-
bringenden Fachkraft, Aussagen der Bewertung und 
Eingruppierung, der hierarchischen Einbettung inner-
halb der Organisation sowie zu anderen organisatori-
schen Bedingungen. Neben dem allgemeinen Anfor-
derungsprofil für Fachkräfte der Kinder- und 
Jugendhilfe10 sind für die Erziehungsbeistandschaft 
und Betreuungsweisung folgende Aspekte für eine 
Stellenbeschreibung hervorzuheben:
• Beratung und Begleitung von Kindern, Jugendli-

chen und jungen Volljährigen,
• Beratung von Eltern und Personensorgeberechtig-

ten sowie anderen relevanten Bezugspersonen 
des jungen Menschen,

• Einzelfallhilfe im Sinne von Case-Management, 
Ressourcenansatz und Sozialraumorientierung, 

• Zusammenarbeit mit Einrichtungen und Diensten, 
Beratungs-Fachstellen, Behörden, Ärzten und wei-
teren im jeweiligen Hilfesystem relevanten Koope-
rationspartnern, 

• fortgesetzte Falldokumentation und qualitatives 
Berichtswesen, 

• Wahrnehmung des Schutzauftrages bei Minderjäh-
rigen gemäß § 8a SGB VIII,

• Kompetenzen in der Vertretung von Interessen jun-
ger Menschen und ihrer Familien,

• Bereitschaft zur Fortbildung und Supervision,
• Fähigkeit zur Mitarbeit an der Jugendhilfeplanung 

und Weiterentwicklung der Hilfeart, 
• Medienkompetenz,
• eigenverantwortliches und selbstständiges Arbei-

ten auf der Grundlage der im Hilfeplan festgeleg-
ten Zielformulierungen,

• hohe Fähigkeit zur Reflexion des eigenen berufli-
chen Handelns.

10 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.). Anforde-
rungsprofil für Fachkräfte im Allgemeinen Sozialen Dienst des 
Jugendamts. Download unter: https://www.blja.bayern.de/ser-
vice/bibliothek/fachbeitraege/anforderungsprofil2011.php. Letz-
ter Zugriff am 27.02.2018. 

Diese nicht abschließende Aufzählung skizziert grob 
das Hauptaufgabengebiet sowie die für eine Aus-
übung der Tätigkeit notwendige Fachkompetenz. Je 
nach Stellenzuschnitt und den jeweiligen Rahmenver-
einbarungen über Qualität und Leistung (s. 1.3.1 und 
1.4.2) mit den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 
sind Zusätze möglich, beispielsweise zur Planung 
und Durchführung komplementärer Angebote und 
Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe (s. 2.1.11 
und 3.5). 

1.2.3 Arbeitszeit

Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe, die als Erzie-
hungsbeistand bzw. Betreuungshelfer arbeiten, sol-
len grundsätzlich in festen Arbeitsverhältnissen ange-
stellt sein. Für diese gelten dann die jeweils aktuellen 
Tarifsysteme und arbeitsvertraglichen Richtlinien ent-
lang der gesetzlichen Vorgaben des Arbeitsrechts. Es 
gelten damit entsprechend die jeweiligen tariflichen 
Bestimmungen zur Wochenarbeitszeit, zu Urlauben, 
zur Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall etc. Sofern 
keine Tarifverträge oder in Anlehnung an selbige kei-
ne Haustarifverträge gelten, sind durch die Leistungs-
erbringer selbst entsprechende Rechtssicherheiten 
zu schaffen (z. B. im Rahmen von Honorarverträgen). 

Abhängig von der arbeitsvertraglichen Regelung be-
stehen für die leistungserbringenden Fachkräfte Ver-
pflichtungen, die sich z. B. auf die grundlegende Ge-
staltung von Arbeitszeiten genauso wie 
Verfügbarkeiten und Einsatzmöglichkeiten auswirken 
können. Regelhaft kann es in Abstimmung der betei-
ligten Träger und Dienste sowie mit dem jungen 
Menschen und ggf. seiner Sorgeberechtigten sinnvoll 
und notwendig sein, dass die Hilfe zur Erziehung au-
ßerhalb der üblichen Arbeitszeiten erbracht wird. 
Es entspricht nicht dem Grundcharakter dieser ambu-
lant erbrachten Hilfe zur Erziehung, an allen Tagen 
der Woche für die Adressatinnen und Adressaten der 
Hilfe erreichbar zu sein. Sollte im Rahmen der Hilfe-
planung ein größerer (Zeit-) Bedarf beim jungen Men-
schen festgestellt werden, ist das notwendige Zeit-
budget im Einzelfall über die Qualitäts- und 
Leistungsvereinbarung festzulegen. 

Die sich verändernden Lebenswelten der Adressatin-
nen und Adressaten der Kinder- und Jugendhilfe, z. B. 
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beeinflusst durch eine schulische Ganztagsbetreuung 
oder eine Berufsausbildung, können dazu führen, dass 
junge Menschen erst in den späten Nachmittags- oder 
frühen Abendstunden für das Angebot der Erziehungs-
beistände und Betreuungshelfer erreichbar sind. Der 
gezielte Einsatz personeller Ressourcen obliegt grund-
sätzlich dem leistungserbringenden Träger. In diesem 
Zusammenhang gilt es auch, über zusätzliche Formen 
des Zugangs zu den Adressatinnen und Adressaten 
der Hilfe sowie Synergieeffekte möglicher Schnittstel-
len und anderer Leistungssysteme nachzudenken. So 
kann es beispielsweise im Einzelfall sinnvoll sein, dass 
Erziehungsbeistandschaften und Betreuungsweisun-
gen im schulischen Kontext stattfinden (s. 5.3.2). 

1.2.4 Arbeitsplatz

Die veränderten Lebenslagen junger Menschen sowie 
die zunehmende Digitalisierung der Arbeitswelt brin-
gen gleichsam Fragen nach der (büro-) technischen 
Ausstattung der leistungserbringenden Fachkraft und 
der Gestaltung des Arbeitsplatzes mit sich. Zudem 
sind Fragen der Mobilität, Erreichbarkeit und Kommu-
nikation zu klären. Es empfiehlt sich, für die leistungs-
erbringende Fachkraft einen eigenen und personali-
sierten Arbeitsplatz einzurichten, um (auch für 
Kolleginnen und Kollegen) erreichbar zu sein und ein 
standardisiertes Dokumentationswesen durchführen 
zu können. Über feste Anwesenheitszeiten und einen 
physischen Arbeitsplatz wird außerdem der kollegiale 
Austausch und die Anbindung im Team gewährleistet 
(s. 1.2.5). Jenseits dieser funktionalen Beschreibung 
des Arbeitsplatzes kann dieser gleichsam als neutraler 
Beratungsort methodisch genutzt werden, um einen 
sicheren und beständigen Anlaufpunkt für die Adres-
satinnen und Adressaten zu markieren. 

Zeitgemäß ist die Ausstattung mit Mobiltelefonen, 
Tablets und / oder Laptops. Inwiefern hierdurch Er-
reichbarkeit, Mobilität und Flexibilität sichergestellt 
werden, liegt in der Verantwortung des hilfedurchfüh-
renden Trägers. Dieser hat auch auf eine Einhaltung 
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu ach-
ten, insbesondere was die Erhebung, den Transport 
und die ständige Verfügbarkeit von Sozialdaten anbe-
langt (s. Kapitel 6). 
Durch den Leistungserbringer sind in jedem Fall Ver-
tretungssituationen zu klären (z. B. bei Krankheiten 

und Urlauben) sowie Maßgaben, die aus einer laten-
ten oder manifesten Kindeswohlgefährdung heraus 
rühren (§ 8a SGB VIII; s. 1.5.4) und den Einsatz von 
mehreren Fachkräften in einem Fall erfordern. 

1.2.5 Teameinbindung

Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe, die als Erzie-
hungsbeistand oder Betreuungshelfer tätig sind, ar-
beiten in der Regel alleine und in 1:1-Situationen. Sie 
gestalten den Hilfeverlauf nach Maßgabe des Hilfe-
planes eigenverantwortlich. In der Durchführung der 
Hilfe bewerten sie zunächst allein den möglichen Er-
folg ihres Handelns bzw. den Grad der jeweiligen 
Zielerreichung. Eine Anbindung an Teamstrukturen 
wird empfohlen, um den fachlichen Austausch in 
Form der kollegialen Beratung, der Reflexion eigenen 
Handelns und der Supervision zu fördern (s. 1.2.6). 
Damit kann die Qualität der Hilfeleistung weiter er-
höht werden. Durch eine Teameinbindung können 
zugleich neue Impulse für den Einzelfall und die fall-
übergreifende Ausgestaltung der Hilfeart entstehen. 

1.2.6 Supervision, Reflexion und kollegiale 
Beratung

Die Teilnahme an kollegialer Beratung, Reflexion und 
Supervision sowie vergleichbarer Angebote, die einen 
Beitrag zur Verbesserung der Qualität professionellen 
fachlichen Handelns leisten können, sind für Erzie-
hungsbeistände und Betreuungshelfer obligatorisch. 
Diese Angebote sind bei funktionierender Teaman-
bindung als kontinuierlicher Qualitätsentwicklungs-
prozess zu verstehen. Sie sollen sowohl situationsab-
hängig eingefordert als auch durchgängig in 
verschiedenen Einzel- oder Gruppensettings angebo-
ten werden können. Abhängig von deren Organisati-
on und Leitung durch qualifizierte Coaches, Mento-
ren und Supervisierende bieten sich verschiedene 
methodische Ausgestaltungen an. Diese reichen von 
der offenen Rückmelderunde nach Kontakten zu Ad-
ressatinnen und Adressaten, zu strukturierten Bera-
tungen mit speziellen fallbezogenen Fragestellungen 
bis hin zu Elementen aus dem Bereich des systemi-
schen Arbeitens (z. B. „Reflecting Team“). 
Supervision hat darüber hinaus zwei weitere Funktio-
nen: Zum einen bietet die Fallsupervision die Mög-
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lichkeit, konkrete Fragestellungen zu einem Fall be-
leuchten zu lassen. Zum anderen ist die 
Teamsupervision für die Begleitung der Teamprozes-
se eine geeignete Methode zur Steigerung der Ar-
beitszufriedenheit, zur Klärung von Konflikten oder or-
ganisationsstrukturellen und -kulturellen 
Fragestellungen. Die Teilnahme von Führungskräften 
ist hierbei bei Bedarf sicherzustellen. 

Das Angebot von Supervision ist ein eindeutiger Qua-
litätsstandard fachlich fundierten Arbeitens und es 
wird empfohlen, diesen als festen Bestandteil in Qua-
litäts- und Leistungsbeschreibungen aufzunehmen.

1.2.7 Honorarkräfte

Der gezielte Einsatz von Honorarkräften in der Leis-
tungserbringung von Hilfen zur Erziehung durch die 
steuerungsverantwortlichen Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe ist vor dem Hintergrund vieler auftreten-
der sozial-, versicherungs- und steuerrechtlicher Fra-
gestellungen kritisch zu hinterfragen. Grundsätzlich 
ist die Autonomie eines jeden Trägers in der Perso-
nalgestaltung zu achten. Es sei aber auf mögliche Ef-
fekte hingewiesen, die im Zusammenhang mit der 
Beschäftigung von Honorarkräften als Erziehungsbei-
stände und Betreuungshelfer auftreten können: 
• fehlende Vergleichbarkeit von Qualitäts- und Leis-

tungsvereinbarungen, u. a. durch abweichende 
Dienstverträge, Tarifgestaltungen und Standardisie-
rungen, 

• die unbedingte Notwendigkeit des Abschlusses zu-
sätzlicher Versicherungen (z. B. Haftpflicht und Un-
fall) sowie

• die Annahme von (Schein-) Selbstständigkeiten. 

Bei selbstständigen Honorarkräften, die als Erzie-
hungsbeistand oder Betreuungshelfer im Jugend-
amt tätig werden, trifft der fallverantwortliche (örtli-
che) Träger der öffentlichen Jugendhilfe die 
Entscheidung über die Geeignetheit entlang des 
Fachkräftegebots. 
Bei der Auswahl von geeigneten Honorarkräften ist 
neben den o. g. Punkten darauf zu achten, dass diese 
nicht übervorteilt werden, indem sie beispielsweise 
ungünstige Zeiten am Rand der Wochenarbeitszeiten 
abdecken, qualitative Standards in der Arbeit mit jun-
gen Menschen abgesenkt werden und keine Team-

anbindung bzw. Teilhabe an kollegialer Beratung o. ä. 
stattfinden kann. 

1.2.8 Sozialräumliche Ausrichtung von 
Angeboten

Ein sozialraum- bzw. lebensweltbezogener Ansatz so-
wie eine dementsprechende Anpassung von Einrich-
tungen und Diensten bietet sich dann an, wenn zeit-
nah und ortsbezogen mit dem jungen Menschen und 
seinem Umfeld gearbeitet werden soll. Der Sozial-
raum des jungen Menschen dient dann – ganz im 
Sinne einer klassischen Gemeinwesenarbeit – als 
Ressource und kann sowohl methodisch als auch 
praktisch von Erziehungsbeistand bzw. Betreuungs-
helfer und jungem Menschen genutzt werden. Dies 
geschieht z. B. durch eine Nutzbarmachung zur Ver-
fügung stehender öffentlicher Gebäude oder der 
Nähe zu Naherholungsgebieten. Es geht hier grund-
sätzlich um Gestaltungsmöglichkeiten im öffentlichen 
Raum. Daraus kann eine positiv wirkende Wechsel-
beziehung zwischen handelnden Personen und 
„Raum“ entstehen. 

Die Erschließung und Aktivierung individueller und 
sozialräumlicher Ressourcen ist in diesem Kontext 
vorrangiges Ziel der Arbeit der leistungserbringenden 
Fachkräfte der Jugendhilfe. Dabei können Fähigkei-
ten und Fertigkeiten der jungen Menschen genauso 
als Ressource nutzbar gemacht werden wie für ihn 
bedeutsame Orte und relevante Personen. Wichtig 
ist, dass realistische und praxisbezogene Bezüge 
zum tatsächlichen und individuell festgestellten Hilfe-
bedarf hergestellt werden. Dies bedingt zugleich ein 
Kennenlernen der kommunalen Infrastruktur und 
möglicher Kooperationspartner im Sozialraum (s. Ka-
pitel 5).

Weitere, für die Umsetzung eines sozial- und lebens-
weltorientierten Konzepts der Erziehungsbeistand-
schaft bzw. Betreuungsweisung förderliche struktu-
relle Voraussetzungen können sein:11 

11 Vgl. Hinte, Wolfgang (2014). Sozialraumorientierung: Ein Fach-
konzept auch für die Hilfen zur Erziehung?, erschienen in: Mac-
senaere / Esser / Knab / Hiller (Hrsg.). Handbuch der Hilfen zur 
Erziehung. Lambertus. S. 339 ff. 
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• Organisierte Fachteams unterschiedlicher Träger, 

die sich speziell mit der Nutzbarmachung und Ent-
wicklung des Sozialraums befassen, 

• auf den Sozialraum bezogene Finanzierungsmodel-
le, die Sicherheit und Transparenz für Kostenträger 
und Leistungserbringer schaffen sowie

• eine Überprüfung standardisierter Prozesse hin auf 
größtmögliche Flexibilität für die individuellen und 
speziellen Bedürfnisse leistungsberechtigter junger 
Menschen. 

Auf die Steuerungsdimensionen eines sozialräumli-
chen und lebensweltbezogenen Konzepts wird noch 
einmal unter 2.2 („Steuerung der Hilfeart“) eingegan-
gen. 

1.3 Finanzieller Rahmen

Bei Vorliegen der Leistungsvoraussetzungen besteht 
ein Rechtsanspruch auf die Gewährung der Hilfe 
nach § 30 SGB VIII. Der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe ist für die Finanzierung der aus § 2 Abs. 3 
Nr. 8 SGB VIII folgenden Leistungen verantwortlich. 
Dies geschieht immer im Rahmen seiner Haushalts-
planung und auf Grundlage einer bedarfsgerechten 
Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII; s. 2.2.3) und mög-
licher Befassungen bzw. Beschlussfassungen im ört-
lichen Jugendhilfeausschuss (s. 2.2.4). 
Die Finanzierung der Erziehungsbeistandschaft und 
Betreuungsweisung wird zwischen dem Kostenträ-
ger und dem Leistungserbringer partnerschaftlich 
entlang des sozialrechtlichen Leistungsdreiecks ver-
einbart. Dazu sind Qualitäts- und Leistungsvereinba-
rungen notwendig (s. 1.3.1). Die Finanzierungsfor-
men können dabei trägerbezogen variieren (s. 1.3.2). 

Für die Erziehungsbeistandschaft als Hilfe zur Erzie-
hung und die Betreuungsweisung wird gemäß § 91 
SGB VIII kein Kostenbeitrag erhoben. 
Eine Verantwortung des Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe zur Kostenübernahme von jugendrichterli-
chen Weisungen (hier: § 10 JGG), die ohne Mitwir-
kung und Maßgabe der Jugendhilfe verhängt 
wurden, besteht nicht (insb. § 36a Abs. 1 SGB VIII; s. 
2.1.5). 

1.3.1 Qualitäts- und Leistungsvereinbarung

Bezüglich der Ausgestaltung und Ausformulierung 
von Angeboten, Diensten, Maßnahmen und Leistun-
gen verfügen die jeweiligen Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe grundsätzlich über einen großen eigenen 
Gestaltungs- und Ermessensspielraum. Dieser er-
streckt sich auch auf Kooperationsvereinbarungen 
und zugrunde liegende Konzeptionen.12 
Hinsichtlich der gemeinsamen Aushandlung von Qua-
litäts- und Leistungsvereinbarungen auf kommunaler 
Ebene wird grundlegend die Zusammenarbeit in Ar-
beitsgemeinschaften gemäß § 78 SGB VIII empfoh-
len. Dort können beispielsweise Indikatoren für die 
Messbarmachung der einzelnen qualitativen Aspekte 
festgelegt werden. 
Qualitätsorientierte Leistungsvereinbarungen enthal-
ten üblicherweise:
• eine Beschreibung des konkreten Leistungsange-

bots (Inhalt, Art, Umfang und Dauer), einschließlich 
bedingender Rechtsgrundlagen und der Formulie-
rung fachlicher Leitlinien, 

• eine Beschreibung der allgemeinen Zielsetzung, 
• eine Benennung der Zielgruppe bzw. eine Charak-

terisierung des zu erreichenden Personenkreises, 
gegebenenfalls plus Festlegung von Ausschlusskri-
terien, 

• eine Beschreibung der vorhandenen personellen 
Ressourcen bzw. der fachlichen Qualifikationen, 
des gezielten Einsatzes dieser Ressourcen sowie 
Möglichkeiten der Personalentwicklung, 

• eine Beschreibung der sachlichen und infrastruktu-
rellen Ausstattung, 

• eine Beschreibung der Struktur- und Prozessmaxi-
men, einschließlich Aussagen zur sozialräumlichen 
und lebensweltbezogenen Ausgestaltung des An-
gebots und eines möglichen inklusiven und partizi-
pativen Ansatzes in der Hilfeerbringung, 

• eine Beschreibung des pädagogischen Angebots, 
einschließlich der konkreten Durchführung, 

• eine Beschreibung der methodischen Ausrichtung 
und des methodischen Repertoires, 

12 Vgl. dazu grundlegend: LWL – Landesjugendamt Westfalen und 
LVR – Landesjugendamt Rheinland (Hrsg.) (2013). Aushandlung 
ambulanter Erziehungshilfen mit freien Trägern der Kinder- und 
Jugendhilfe – Eine Arbeitshilfe für Jugendämter. Eigenverlag, S. 
30 ff.
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• Aussagen zur Gestaltung der trägerbezogenen Zu-

sammenarbeit, insbesondere im Hilfeplanverfah-
ren, 

• fallbezogene und fallübergreifende Aussagen zur 
Dokumentation und zum Berichtswesen, 

• eine Beschreibung zur Umsetzung des Schutzauf-
trags nach § 8a SGB VIII,

• eine Beschreibung der angewandten Maßnahmen 
zur Sicherstellung von Struktur-, Prozess- und Er-
gebnisqualitäten, 

• eine Aussage zur Finanzierungsform, 
• eine Beschreibung des Fehler-, Konflikt- und Be-

schwerdemanagements sowie
• eine Beschreibung der nach Möglichkeit zu verein-

barenden individuellen Zusatzleistungen bzw. 
Fremdleistungen (z. B. Nachbetreuung; s. 2.1.11). 

Jede durch das Jugendamt abzuschließende Leis-
tungsvereinbarung unterliegt grundsätzlich auch den 
verwaltungsmäßigen Grundsätzen der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit. 

1.3.2 Formen der Finanzierung

Charakteristisch für die Finanzierungsformen ist ein 
Nebeneinander unterschiedlicher „Logiken“ zur Aus-
gestaltung der Finanzierung. Sofern ein Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe eine Leistung selbst erbringt, 
gelten für deren Finanzierung die Maßgaben des öf-
fentlichen Haushaltsrechts unmittelbar. Die Kosten 
sind im Haushaltsplan der kommunalen Gebietskör-
perschaft zu veranschlagen und nach den Beschlüs-
sen der Gremien zu bewirtschaften.
Sofern ein Träger der freien Jugendhilfe eine Leis-
tung erbringt, bestehen im Allgemeinen folgende Fi-
nanzierungsformen:
• Förderung der freien Träger gemäß § 74 SGB VIII 

(„Förderung der freien Jugendhilfe“). Richtlinien 
definieren hier die förderungsfähigen Kosten und 
geben hierzu einen Prozent-Anteil als öffentliche 
Förderung (Personal- und Maßnahmenförderung; 
Projektförderung; institutionelle Förderung). 

• Kostenerstattung nach § 77 SGB VIII („Vereinba-
rungen über die Höhe der Kosten“): Träger der öf-
fentlichen und freien Jugendhilfe vereinbaren per 
Vertrag die vom Träger der freien Jugendhilfe zu 
erbringende Leistung und die vom Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe hierfür zu erbringende Kos-

tenerstattung. Eine Unterart der Kostenerstattung 
stellt die Abrechnung nach sogenannten Fachleis-
tungsstunden dar (s. u.).

• Rahmenvereinbarung nach §§ 78a ff. SGB VIII 
(„Vereinbarungen über Leistungsangebote, Entgel-
te und Qualitätsentwicklung“): Mit diesen Bestim-
mungen über die Vereinbarung von Entgelten für 
die Erbringung von Leistungen, vor allem für Hilfen 
zur Erziehung in stationärer Unterbringung, liegen 
detaillierte Vorgaben über den Inhalt entsprechen-
der Vereinbarungen zwischen den Kostenträgern 
und den Leistungserbringern vor.13 

Der Aushandlungsprozess über die Finanzierung am-
bulant erbrachter erzieherischer Hilfen erfolgt in Bay-
ern überwiegend auf der Grundlage von Vereinbarun-
gen, die in Arbeitsgemeinschaften gemäß § 78 SGB 
VIII getroffen werden 

Nachfolgend und mit unmittelbarem Bezug zur Hilfe-
art gemäß § 30 SGB VIII soll kurz auf das Modell der 
Fachleistungsstunde eingegangen werden, da es in 
den ambulant erbrachten Hilfen zur Erziehung eine 
der gängigsten Finanzierungsformen ist: 
Die Fachleistungsstunde stellt grundsätzlich ein Inst-
rument zur Ermittlung, Darstellung und Abrechnung 
von Entgelten für Leistungen der Kinder- und Jugend-
hilfe auf der Grundlage des § 77 SGB VIII dar. Gegen-
stand der Kalkulation kann der gegenständliche Hilfe-
plan und die darin getroffenen Feststellungen zum 
individuellen Bedarf des jungen Menschen sein, wor-
in ebenso die Art der zu gewährenden Hilfe sowie 
Feststellungen über geeignete und notwendige Leis-
tungen festgelegt sind (s. 2.1.1 und 2.1.2). Im Regel-
fall gehen aus dem Hilfeplan sowohl quantitative als 
auch qualitative Aspekte hervor, die den Leistungs-
umfang und damit auch den Einsatz von (finanziellen) 
Mitteln definieren. Er ist demnach auch Grundlage 
für die Bemessung der notwendigen Anzahl von 
Fachleistungsstunden. Zu den Kostenbestandteilen 
gehören des Weiteren:

13 Auf die fachpolitische Diskussion um die Anwendung der §§ 78a 
ff. SGB VIII auch auf den Bereich der ambulant erbrachten Hilfen 
gemäß §§ 27 ff. SGB VIII wird an dieser Stelle nicht vertieft ein-
gegangen. Zugleich ist darauf hinzuweisen, dass Elemente der 
„Vereinbarungen über Leistungsangebote, Entgelte und Quali-
tätsentwicklung“ zunehmend und formalisiert Niederschlag in 
entsprechenden Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen der 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe finden (s. 1.3.1). Die Finan-
zierung ambulant erbrachter erzieherischer Hilfen nach diesem 
Modell ist in Bayern derzeit nicht möglich. 
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• berufsspezifische „mittelbare“ Aufwendungen (z. 

B. Teamsitzungen, Supervision, Kontakt zu Füh-
rungskräften, Verarbeitung allgemeiner Informatio-
nen, Teilnahme an Arbeitskreisen, eigenständige 
Abrechnung und Buchungsvorgänge und sonstige 
administrative Tätigkeiten), 

• fallspezifische Aufwendungen (z. B. Dokumentatio-
nen, Datenverarbeitung, Vor- und Nachbereitung 
von Gesprächen, Abstimmungsgespräche zwi-
schen Trägern der Jugendhilfe, Kontaktpflege, 
Netzwerkarbeit, Organisation der fallbezogenen Ar-
beit, Praxisberatung, etc.) sowie

• Zeitaufwendungen in der Durchführung der Hilfe 
(z. B. Fahrtzeiten zum Einsatz- bzw. Dienstort, per-
sönliche Kontakte zu den Adressatinnen und Ad-
ressaten der Hilfe).

Der von dem Leistungserbringer zu ermittelnde Stun-
densatz, der notwendig ist, um kostendeckend arbei-
ten zu können, ergibt sich aus der Kalkulation verfüg-
barer Arbeitszeitanteile der Mitarbeitenden und den 
angesetzten Kostenaufwendungen.14 

In besonderen Fällen werden die Jugendhilfeleistun-
gen von Privatpersonen, z. B. in Honorartätigkeit (s. 
1.2.7), erbracht. Diese Personen erhalten in der Re-
gel pauschale Aufwandsentschädigungen bzw. feste 
Stundensätze. 

1.3.3 Ausstattung mit Sach- und Geldmitteln

Bei der Finanzkalkulation der Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe und im Rahmen der Qualitäts- und Leis-
tungsvereinbarung ist bei der Frage der Ausstattung 
für leistungserbringende Erziehungsbeistände und 
Betreuungshelfer darauf zu achten, dass diese auf 
kurzfristig zur Verfügung stehende finanzielle Mittel 
zugreifen können, um beispielsweise spontane 
Dienstfahrten mit dem jungen Menschen oder Ausla-
gen für Freizeitaktivitäten tätigen zu können (Stich-
wort: „Handgeld“). 
Die Bereitstellung eines angemessenen Etats für die 
leistungserbringenden Fachkräfte sollte die Möglich-
keit beinhalten, an relevanten Fachtagungen und 

14 Vgl. AFET – Bundesverband für Erziehungshilfe e. V. (Hrsg.) 
(2013). Quo vadis Fachleistungsstunde? Fach- und Finanzie-
rungsstandards ambulanter Erziehungshilfen im Diskurs. 
AFET-Veröffentlichung Nr. 73/2013. Eigenverlag. 

Fortbildungsveranstaltungen teilnehmen zu können 
sowie Fachliteratur anzuschaffen. 
Zu klären sind in diesem Zusammenhang auch Fra-
gen der Büroausstattung (s. 1.2.4) und der Mobilität 
der Mitarbeitenden (z. B. Anschaffung eines Dienst-
fahrzeugs). Gegebenenfalls lassen sich hier Anreize 
setzen, um die Attraktivität als Arbeitgeber zu stei-
gern. 

1.4 Personeller Rahmen

Erziehungsbeistandschaft und Betreuungsweisung 
stellen vor allem hohe Ansprüche an die Qualität der 
Beziehung zwischen der sozialpädagogischen Fach-
kraft und dem jungen Menschen. Es kann davon aus-
gegangen werden, dass Kinder, Jugendliche und Her-
anwachsende, die eine entsprechende Maßnahme in 
Anspruch nehmen bzw. nehmen müssen, in ihrer Bio-
grafie schwierige Beziehungskonstellationen oder Be-
ziehungsabbrüche erlebt haben. Eine vertrauensvolle 
und tragfähige Beziehung, geprägt durch ein ausge-
wogenes Verhältnis von empathischer Nähe und pro-
fessioneller Distanz, ist Grundvoraussetzung für gelin-
gende soziale Arbeit in diesem Tätigkeitsfeld. Aber 
auch andere auszugestaltende Aspekte stellen die 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe vor die Herausfor-
derung, strukturell die notwendigen Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, damit die leistungserbringenden 
Fachkräfte bestmöglich ihre Leistung zum Wohl der 
Adressatinnen und Adressaten erbringen können.

1.4.1 Fachkräftegebot

§ 72 SGB VIII stellt für die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe einen verbindlichen rechtlichen Rahmen für 
die Gewinnung und Beschäftigung von hauptamtlich 
tätigen Mitarbeitenden in der Kinder- und Jugendhilfe 
dar. Dieser Grundsatz muss auch für die Träger der 
freien Jugendhilfe gelten und ist durch entsprechen-
de Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen (s. 1.3.1, 
s. Anhang) sicherzustellen. Bindend sind im Zusam-
menhang mit der Hilfe nach § 30 SGB VIII beide 
Komponenten des Gesetzestextes, sowohl die per-
sönliche Eignung betreffend als auch das Vorliegen 
einer für die Erfüllung dieser Aufgabe entsprechen-
den beruflichen Qualifikation. Grundvoraussetzung ist 
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eine Ausbildung als Sozialpädagogin bzw. Sozialpäda-
goge mit staatlicher Anerkennung oder eine ver-
gleichbare pädagogische Ausbildung, unter Umstän-
den mit Zusatzqualifikation. 

§ 72a SGB VIII findet in diesem Zusammenhang ent-
sprechend Anwendung.15 Daraus folgt u. a., dass ge-
mäß §§ 30 und 30a BZRG vor Einstellung und im 
weiteren Verlauf auch in regelmäßigen Abständen 
von fünf Jahren erweiterte Führungszeugnisse durch 
die leistungserbringenden Träger der Jugendhilfe von 
den jeweiligen Mitarbeitenden einzuholen sind. Die 
Sicherstellung dessen soll Gegenstand der Qualitäts- 
und Leistungsvereinbarungen sein. 

1.4.2 Qualifizierung von Fachkräften

Neben der kontinuierlich zu betreibenden Qualitäts-
entwicklung des Leistungsangebots nach § 30 SGB 
VIII (vgl. § 79a SGB VIII; s. 2.2.1). ist eine fortdauern-
de (Weiter-) Entwicklung und Qualifizierung der leis-
tungserbringenden Fachkräfte sicherzustellen. Dazu 
gehört u. a., dass 
• die Einarbeitung neuer Fachkräfte (z. B. durch Pa-

ten- oder Mentoringprogramme) gewährleistet 
wird, 

• Fachkräfte die Möglichkeit erhalten, sich hausin-
tern und / oder über andere (externe) Anbieter wei-
terzubilden (z. B. durch thematisch nahe Fortbil-
dungsveranstaltungen wie Freizeit- und 
Erlebnispädagogik, Gesprächsführung etc.),

• Fachkräfte die Möglichkeit zur Einzel- und Grup-
pensupervision erhalten (s. 1.2.6) sowie zur Teil-
nahme an Teamsitzungen und kollegialer Beratung.

Die genannten Beispiele zur Qualifizierung von Fach-
kräften können ebenso als Instrumente der Mitarbei-
terentwicklung fungieren und die vorhandenen Po-
tenziale weiter ausbauen. Zumindest jährlich 
durchgeführte Mitarbeitergespräche ergänzen diese 
und dienen dem kritisch-reflektierenden Rückblick 
auf das berufliche Handeln. Sie schaffen Raum für 

15 S. auch: ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). 
Fachliche Empfehlungen zur Handhabung des § 72a SGB VIII 
(Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses in Bayern vom 
12.03.2013 (geändert am 17.09.2013). Download unter: https://
www.blja.bayern.de/service/bibliothek/fachliche-empfehlungen/
fachliche-empfehlungen-zur-handhabung-des-72aSGBVIII.php. 
Letzter Zugriff am 28.02.2018

gegenseitiges Feedback zwischen sozialpädagogi-
scher Fachkraft und den Vorgesetzten und bieten die 
Möglichkeit einer individuellen mittel- wie langfristi-
gen Zielvereinbarung.

Zur Qualifizierung von Mitarbeitenden und der Mitar-
beiterentwicklung im Speziellen gehören Maßnah-
men des Gesundheitsmanagements und der Ge-
sundheitsvorsorge. Die Gesunderhaltung der 
Mitarbeitenden spielt nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund des Fachkräftemangels zunehmend eine Rolle. 
Vielmehr dienen diese Maßnahmen neben der Erhal-
tung und Wiederherstellung der Arbeitskraft zugleich 
der Förderung der Motivation und Steigerung des 
persönlichen Engagements. 

1.4.3 Gender-Aspekte und Diversity 
Management

Die Beachtung von Gender-Aspekten und ge-
schlechtssensibler Arbeit spielt in der Sozialpädago-
gik von jeher eine wichtige Rolle. Diese zielt nicht auf 
eine Bestimmung des biologischen Geschlechts ei-
nes Menschen ab, sondern beinhaltet Überlegungen 
zu soziokulturellen, gesellschaftspolitischen, lebens-
weltorientierten und normativen Bausteinen profes-
sioneller sozialpädagogischer Arbeit. Vielmehr sollen 
sich diese Aspekte in der Mitarbeiterschaft der Trä-
ger der Jugendhilfe wiederspiegeln. Hier kommen 
auch paritätische Gesichtspunkte zum Tragen. Im 
Idealfall kann dann auch geschlechtersensibel auf 
den Einzelfall eingegangen und dahingehend eine 
Auswahl des geeigneten Erziehungsbeistands bzw. 
Betreuungshelfers getroffen werden (s. 1.5.3). 
Für die leistungserbringenden Fachkräfte der Kinder- 
und Jugendhilfe bedeutet dies zugleich, dass sie 
über Wissen zur Ausformung von Geschlechterrollen 
und -identitäten und über zu erfüllende Entwicklungs-
aufgaben in diesem Zusammenhang informiert sein 
müssen, damit in der praktischen Arbeit mit dem jun-
gen Menschen darüber eine Auseinandersetzung er-
folgen kann (s. 4.3). 

Aussagen zum Diversity Management in der sozialen 
Arbeit wurden in den vergangenen Jahren vor allem 
im Rahmen der interkulturellen Öffnung und des inter-
kulturellen Verständnisses entwickelt. Sie entstam-
men grundlegend den Theorien des Human-Ressour-
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ces-Managements und sind als Reaktion darauf zu 
verstehen, wie auf die unterschiedlichen Bedürfnisse, 
Bedarfe und Interessenslagen der Adressatinnen und 
Adressaten der Kinder- und Jugendhilfe angesichts 
der kulturellen Unterschiede eingegangen werden 
kann. Gleichzeitig sollen auftretende Diskriminierun-
gen aufgrund bestehender (sozio-) kultureller Unter-
schiede damit verhindert werden. Hierbei gilt es, die 
soziale Vielfalt der Gesellschaft im doppelten Sinne 
konstruktiv und positiv zu nutzen: zum einen als Per-
sonalressource, zum anderen als Bereitstellung eines 
möglichst breit aufgestellten pädagogischen Hand-
lungsansatzes, bei dem die Vielfalt der ethnischen Zu-
gehörigkeiten sowie die sexuellen, kulturellen und re-
ligiösen Orientierungen der handelnden Personen 
genutzt werden, um dem allgemeinen Gleichheits-
grundsatz zu folgen und dem gesellschaftspolitischen 
Ziel der Chancengleichheit nahezukommen. 

Erziehungsbeistände und Betreuungshelfer entwi-
ckeln hierzu im direkten Kontakt mit den Adressatin-
nen und Adressaten ein individuelles Verständnis 
über Herkunft, Sozialisation sowie kulturelle Entwi-
cklungs- und Anpassungsprozesse. Diese können un-
mittelbar Gegenstand des Hilfeprozesses sein und 
unter der Prämisse der Erhaltung kultureller Identitä-
ten auch Zielvereinbarungen bedingen (s. 2.1.4; vgl. 
§ 9 SGB VIII). 

1.4.4 Personalbemessung

Die personelle Ausstattung und insbesondere die 
Festlegung eines Personalschlüssels im Rahmen der 
Personalbemessung sind eine kontinuierliche Ent-
wicklungsaufgabe für die Träger der Kinder- und Ju-
gendhilfe. Neben dem reinen Einsatz von Personalka-
pazitäten geht es zudem um Fragen der personellen 
Qualität, Kontinuität und des zielgerichteten Einsat-
zes vorhandener Personalressourcen. 
Aufgrund des hohen Anteils an Beziehungsarbeit, 
den die Fachkräfte zu leisten haben, ist die personel-
le Kontinuität ein ausschlaggebender Faktor für die 
Ausgestaltung einer verlässlichen Arbeitsbeziehung 
zu den Adressatinnen und Adressaten. 

Mit Blick auf die erzieherische Hilfe gemäß § 30 SGB 
VIII ist in jedem Einzelfall zu klären, mit welchem Be-
treuungsschlüssel bzw. mit welchem Stundenkontin-

gent in die Fallarbeit eingestiegen werden soll. Ab-
hängig von der zugrunde liegenden Konzeption, der 
entsprechenden Qualitäts- und Leistungsvereinba-
rung sowie der Maßgabe des Hilfeplans sind prinzipi-
ell verschiedene Schlüsselmodelle denkbar. Dabei ist 
die richtungsweisende Entscheidung zu treffen, ob 
beispielsweise mit einem festen Wochenstunden-
satz gearbeitet werden soll und kann (z. B. fünf Wo-
chenstunden pro Fall) oder ob Stundenpauschalen 
über die Laufzeit der Hilfe vereinbart werden (z. B. 80 
Fachleistungsstunden für die Fallarbeit mit einem jun-
gen Menschen über einen Zeitraum von sechs Mona-
ten). 

Bei der Kosten- und Leistungskalkulation in Verbin-
dung mit der Personalbemessung spielt auch eine 
Rolle, ob nur die direkten Arbeitszeiten am Adressa-
ten bzw. der Adressatin oder auch die indirekten Zei-
ten, die fallbezogen und fallübergreifend von der leis-
tungserbringenden Fachkraft zu erfüllen sind (z. B. 
Vor- und Nachbereitungszeiten, Erfüllung von Over-
headaufgaben etc.; s. 1.3.2), miteinbezogen werden. 
Als pädagogisch zielführend kann festgehalten wer-
den, dass pro leistungserbringender Vollzeitkraft 
nicht mehr als sieben parallel laufende Einzelfälle 
leistbar sind, abhängig vom Stundenumfang und ein-
schließlich indirekter Arbeitszeiten. Dies entspricht 
dem Bundesdurchschnitt. In Einzelfällen kann es aus 
pädagogischer Sicht notwendig sein, ein höheres 
Stundenkontingent zwischen den fall- und steue-
rungsverantwortlichen Trägern der Kinder- und Ju-
gendhilfe zu vereinbaren. 
Aufgrund der hohen Eingriffsintensität der Betreu-
ungsweisung als jugendgerichtliche Weisung sind 
deren Stundenkontingente im Rahmen der genann-
ten Kriterien durch die Entscheidungsträger so zu be-
messen, dass sich pädagogische Wirkungskräfte in 
vergleichbarer Art und Weise entfalten können.16 
Es wird außerdem empfohlen, die vereinbarten Stun-
denkontingente nach Möglichkeit flexibel zu handha-
ben. Das heißt beispielsweise in der Anfangsphase 
(s. 4.6) mit einem höheren Stundenkontingent zu be-
ginnen und in der Folge dem tatsächlichen Bedarf 
des jungen Menschen (z. B. in Krisensituationen) an-
zupassen. 

16 Konzeptionen für Betreuungsweisungen mit erhöhtem Stunden-
umfang halten bspw. die Brücke e. V. Augsburg oder Lotse e. V. 
München vor (s. Quellen- und Literaturverzeichnis im Anhang). 



22

Rahmenbedingungen1 
Speziell zur Personalbemessung in Jugendämtern hat 
das ZBFS – Bayerische Landesjugendamt in Koopera-
tion mit dem Bayerischen Kommunalen Prüfungsver-
band (BKPV), dem Bayerischen Landkreistag sowie 
dem Institut für Sozialplanung und Organisationsent-
wicklung (INSO) ein Verfahren entwickelt, welches 
verschiedene Kern- und Teilprozesse für hilfeplange-
steuerte Leistungen beschreibt. Dazu gehört auch 
eine Aufstellung von Tätigkeitsschritten und den da-
mit verbundenen durchschnittlichen Zeitaufwendun-
gen.17 

1.5 Pädagogischer Rahmen

Neben den rechtlichen Grundlagen (s. 1.1), dem orga-
nisatorischen Rahmen (s. 1.2), dem finanziellen Rah-
men (s. 1.3) sowie dem personellen Rahmen (s. 1.4) 
ist es für die praktische Ausgestaltung der Hilfe von 
Bedeutung, pädagogische Rahmenbedingungen zu 
beschreiben. Gemeint ist hier keine Beschreibung 
grundlegender erzieherischer, didaktischer oder me-
thodischer Orientierungen, sondern vielmehr die Dar-
stellung wesentlicher pädagogischer Handlungsleitli-
nien, wie sie das SGB VIII vorgibt und die es in der 
Durchführung der Hilfeart nach § 30 SGB VIII zu be-
achten gilt. 

1.5.1 Beteiligung und Teilhabe

Die altersangemessene Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen an allen sie betreffenden Entscheidun-
gen, Angeboten und (erzieherischen) Hilfen ist deren 
unumstößliches Recht und ein Grundprinzip der Kin-
der- und Jugendhilfe. Die gesetzlichen Grundlagen 
hierfür liegen in der UN-Kinderrechtskonvention so-
wie in den §§ 8 und 36 SGB VIII. Auf die Handlungs-
empfehlung des Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) zur Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen speziell für die erzie-

17 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Perso-
nalbemessung der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
in Bayern (PeB) – Evaluiertes Handbuch. Zu beziehen unter: 
https://www.blja.bayern.de/service/broschueren/index.php.

herischen Hilfen sei an dieser Stelle ergänzend hinge-
wiesen.18 

Aus § 8 SGB VIII ergeben sich für die Ausgestaltung 
der Arbeit von Erziehungsbeiständen und Betreu-
ungshelfern nach § 30 SGB VIII zahlreiche fachlich re-
levante Anknüpfungspunkte, die sich als Qualitäts-
merkmale in der Prozessgestaltung auswirken (vgl. 
Kapitel 5). Zu nennen sind vorrangig die aktive und 
wechselseitige Gestaltung von Mitsprache, Mitwir-
kung, Selbst- und Mitbestimmung der Kinder und Ju-
gendlichen sowie die Einbeziehung der Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten im konkreten Ablauf der 
Erziehungsbeistandschaft oder Betreuungsweisung 
als Hilfe zur Erziehung. 

Der partizipative Charakter der Hilfeart nach § 30 
SGB VIII zeigt sich unter anderem dadurch, dass auf-
grund des exklusiven Settings in Verbindung mit ei-
ner 1: 1-Betreuung besonderes Augenmerk auf die 
Ausgestaltung eines ernsthaften und partnerschaft-
lich angelegten Kontakts gelegt werden muss (s. Ka-
pitel 4). Der junge Mensch und sein Wunsch nach 
Unterstützung stehen im Mittelpunkt des sozialpäda-
gogischen Handelns, das zugleich auf Akzeptanz, Ein-
sicht und Förderung von Handlungskompetenzen 
ausgerichtet ist. 
Obwohl sich die sozialpädagogische Unterstützungs-
leistung primär am jungen Menschen orientiert, ist es 
aus jugendhilferechtlicher und systemischer Sicht 
selbstverständlich, dass die Eltern bzw. Personensor-
geberechtigten in den Hilfeprozess einbezogen und 
beteiligt werden (s. 2.1.2).

Das Element der Beteiligung und partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit kommt auch dann zum Tragen, 
wenn der junge Mensch eine Betreuungsweisung 
nach § 10 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 JGG erhält. Hier gilt es 
seitens der beteiligten Fachkräfte der Jugendhilfe vor 
allem sicherzustellen, dass jugendrichterliche Maß-
nahmen mit den jungen Menschen entsprechend 
vorbesprochen und vorbereitet werden. Auch im 
Kontext des Jugendstrafverfahrens muss der junge 

18 Vgl. BMFSFJ: „Qualitätsstandards für Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen“. Download unter: https://www.bmfsfj.de/
blob/94118/c49d4097174e67464b56a5365bc8602f/kinderge-
rechtes-deutschland-broschuere-qualitaetsstandards-data.pdf. 
Letzter Zugriff am 28.02.2018.
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Mensch die Möglichkeit haben, an der grundlegen-
den Entscheidung mitzuwirken (s. 3.7).19 

1.5.2 Wunsch- und Wahlrecht

Das im Kapitel 1.2.1 beschriebene plurale Angebot 
von unterschiedlichen Trägern und der Vielfalt von In-
halten, Methoden und Arbeitsformen ist eine Grund-
voraussetzung für die Wahrnehmung des Wunsch- 
und Wahlrechts der Leistungsempfänger. Gemäß 
§§ 5 und 36 Abs. 1 S. 3 – 5 SGB VIII haben Eltern 
bzw. Personensorgeberechtigte das Recht, zwischen 
verschiedenen Einrichtungen und Diensten unter-
schiedlicher Träger der Kinder und Jugendhilfe zu 
wählen. Zudem können sie Wünsche hinsichtlich der 
Ausgestaltung der Hilfeart äußern. Daraus ergibt sich 
in erster Linie für die Fachkräfte des Trägers der öf-
fentlichen Kinder- und Jugendhilfe die Verpflichtung, 
die jungen Menschen und ihre Eltern bzw. Personen-
sorgeberechtigten über das Wunsch- und Wahlrecht 
umfassend zu beraten und auf der Basis der örtlichen 
Gegebenheiten diesem Rechnung zu tragen. 

Die Grenzen des Wunsch- und Wahlrechts liegen ge-
mäß § 5 Abs. 2 SGB VIII in 
• der Angemessenheit des Wunsches (s. auch §§ 33 

Satz 1 i. V. m. 37 Satz 2 SGB I),
• der (Un-)Verhältnismäßigkeit der Mehrkosten so-

wie
• der Unerfüllbarkeit des Wunsches nach bestimm-

ten Einrichtungen und Diensten, wenn für diese 
die notwendigen gesetzlichen Grundlagen und / 
oder Leistungsvereinbarungen fehlen (vgl. 1.3). 

Insbesondere bei der Frage, welche Fachkraft die Er-
ziehungsbeistandschaft oder Betreuungsweisung 
durchführt, sollte seitens der fallverantwortlichen Trä-
ger besonders sorgsam mit der Frage des Wunsch- 
und Wahlrechts umgegangen werden, um beispiels-
weise die Beziehungsqualität zu erhöhen und einer 
möglicherweise ablehnenden Haltung des jungen 
Menschen frühzeitig zu begegnen. Auch Faktoren 
wie Alter, Geschlecht und methodische Ausrichtung 
der pädagogischen Fachkraft spielen hierbei eine 
 Rolle. 

19 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Fachli-
che Empfehlungen zur Mitwirkung der Jugendhilfe in Verfahren 
nach dem Jugendgerichtsgesetz. a. a. O., S. 24.

1.5.3 Grundrichtung der Erziehung und 
Gleichberechtigung

Die in § 9 SGB VIII formulierte „Grundrichtung der Er-
ziehung, Gleichberechtigung von Mädchen und Jun-
gen“ verpflichtet die Träger der Kinder- und Jugendhil-
fe, bei der Ausgestaltung aller Leistungen und in der 
Erfüllung sämtlicher Aufgaben nach dem SGB VIII 
grundsätzlich darauf zu achten, dass die generelle Aus-
richtung der Eltern in erzieherischen Fragen, ein-
schließlich der religiösen Erziehung, gewahrt bleibt. 
Darüber hinaus sind die unterschiedlichen Lebenslagen 
von Mädchen und Jungen zu berücksichtigen, Benach-
teiligungen abzubauen und die Gleichberechtigung zu 
fördern (§ 9 S. 1 Nr. 3 SGB VIII). Außerdem müssen 
„wachsende“ Fähigkeiten und Bedürfnisse von Kin-
dern und Jugendlichen nach selbstständigem und ver-
antwortungsbewusstem Handeln genauso berücksich-
tigt werden wie besondere soziale und kulturelle 
Bedürfnisse und Eigenarten junger Menschen und ih-
rer Familien (vgl. § 9 S. 1 Nr. 2 SGB VIII; s. 1.4.3). 

Aus § 9 SGB VIII ergeben sich in der Ausgestaltung 
der Hilfeart nach § 30 SGB VIII sowie der jugendrich-
terlichen Weisung nach § 10 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 JGG 
verschiedene Anknüpfungspunkte, sowohl in der 
konzeptionellen (vgl. 1.3.1.) wie auch in der methodi-
schen Ausrichtung (vgl. Kapitel 5) der Hilfe. So lassen 
sich beispielsweise aus den übergeordneten Themen 
des § 9 SGB VIII wie „Religion“, „Kultur“, „Familie / 
Erziehungsverhalten“ und „(individuelle) Lebensla-
gen“ Fragestellungen ableiten, die Gegenstand des 
Arbeitsprozesses zwischen dem jungen Menschen, 
seinem (familiären) Umfeld und den professionell 
Helfenden sein können. 

1.5.4 Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

Primäres Ziel und vorrangige Aufgabe der Träger der 
freien und öffentlichen Jugendhilfe ist die Sicherstel-
lung des Schutzes von Kindern und Jugendlichen. 
Hinzu kommen die Beratung und Unterstützung der 
Eltern bzw. Personensorgeberechtigten bei der 
Wahrnehmung ihrer Erziehungsaufgaben und -pflich-
ten (vgl. § 1 Abs. 3 SGB VIII). Alle Fachkräfte der Kin-
der- und Jugendhilfe sind dauerhaft gefordert, An-
haltspunkten einer drohenden oder tatsächlichen 
Gefährdung des Kindeswohls nachzugehen. 
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Gewichtige Anhaltspunkte für eine Gefährdung des 
Kindeswohls werden aufgrund der Vielfalt an fallbe-
zogen mitwirkenden Trägern, Fachkräften und Pro-
fessionen in unterschiedlicher Art und Weise wahr-
genommen. Für die Einschätzung einer (drohenden) 
Kindeswohlgefährdung ist es unerlässlich, dass zwi-
schen allen am Einzelfall beteiligten Fachkräften un-
ter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen (vgl. Kapitel 6) ein kontinuierlicher und 
standardisierter Austausch stattfindet. Hierbei sind 
selbstverständlich die Eltern bzw. Personensorgebe-
rechtigten miteinzubeziehen, soweit der „wirksame 
Schutz“ (§ 8a Abs. 4 Nr. 3 SGB VIII) der Kinder und 
Jugendlichen nicht gefährdet ist.20 
Auftrag und Ziel der Fachkräfte der Kinder- und Ju-
gendhilfe ist es in jedem Einzelfall, sowohl Risiko- als 
auch Schutzfaktoren des jungen Menschen und sei-
ner Familie zu erkennen, damit gemeinsam mit allen 
Beteiligten ein wirksames Schutz- und Hilfekonzept 
entwickelt werden kann.21 

In der Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindes-
wohlgefährdung sind die fallverantwortlichen Träger 
der Kinder- und Jugendhilfe gefordert, sorgsam zu 
prüfen, ob und in welcher Weise insbesondere am-
bulant erbrachte Hilfen zur Erziehung geeignet sind, 
Gefährdungen des Kindeswohls entgegenzuwirken. 
Im Speziellen ist zu prüfen, wie die Hilfe nach § 30 
SGB VIII die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 
dabei unterstützen kann, eine dem Wohl des Kindes 
oder Jugendlichen entsprechende Erziehung zu ge-
währleisten. Die leistungserbringenden Fachkräfte 
vollbringen in diesem Zusammenhang einen schwie-
rigen Spagat zwischen Hilfe und Kontrolle bzw. Kin-
derschutz und Unterstützung des jungen Menschen 
und seiner Familie an der Schnittstelle der §§ 1666 
und 1666a BGB. 

20 S. dazu: ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt: Empfehlungen 
zur Umsetzung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII. Down-
load unter: https://www.blja.bayern.de/service/bibliothek/fachli-
che-empfehlungen/schutzauftrag8a.php . Letzter Zugriff am 
27.03.2018. 

21 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Sozial-
pädagogische Diagnose-Tabelle & Hilfeplan. A. a. O., S. 66 ff.

1.5.5 Fachliche Beratung und Begleitung im 
Kinderschutz

Das Bundeskinderschutzgesetz (BKischG) und das 
Gesetz zur Kommunikation und Information im Kin-
derschutz (KKG) haben im Kontext der Herstellung 
von Handlungs- und Rechtssicherheit für die Akteure 
im Kinderschutz eine neue Rechtsgrundlage geschaf-
fen. Diese verpflichtet alle Träger der Kinder- und Ju-
gendhilfe in Angelegenheiten des Kinderschutzes u. 
a. dazu,
• eine systematisierte und standardisierte Gefähr-

dungseinschätzung vorzunehmen, 
• Vereinbarungen mit Trägern von Einrichtungen und 

Diensten zu schließen (s. 1.3.1),
• die Beratung und Übermittlung von Informationen 

durch Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung 
sicherzustellen (s. 6.3), 

• den Einsatz von insoweit erfahrenen Fachkräften 
zu garantieren und

• laufende Hilfeprozesse zu dokumentieren (s. 
2.1.10). 

Im Speziellen werden die örtlichen Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe gesetzlich gebunden, ihrem Bera-
tungsauftrag bei der Einschätzung einer Kindeswohl-
gefährdung im Einzelfall nachzukommen (vgl. § 8b 
Abs. 1 SGB VIII). Der Landesjugendhilfeausschuss in 
Bayern hat in seiner 125. Sitzung am 22.10.2013 
dazu fachliche Empfehlungen beschlossen, auf die in 
diesem Zusammenhang verwiesen wird.22

Insbesondere beim Einsatz von Honorarkräften (vgl. 
1.2.2 und 1.2.7) wird der Abschluss einer Zusatzver-
einbarung zur Durchführung einer Erziehungsbei-
standschaft, Betreuungsweisung mit Kontrollaufgabe 
im Kontext der §§ 8a und 8b SGB VIII empfohlen, um 
qualitative Aspekte im Kinderschutz und eine durch-
gehende Beratungsleistung durch die Träger der Ju-
gendhilfe sicherzustellen.23 

22 S. dazu: ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt: Fachliche Bera-
tung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 
(§ 8b Abs. 1 SGB VIII). Download unter: http://www.blja.bayern.
de/service/bibliothek/fachliche-empfehlungen/anwen-
dung8b20131022.php. Letzter Zugriff am 27.03.2018. 

23 Muster für entsprechende Zusatzvereinbarungen in ambulant er-
brachten erzieherischen Hilfen finden sich bspw. unter: http://
www.blja.bayern.de/service/bibliothek/fachliche-empfehlungen/
spfh.php#Beispiel_Zusatzvereinbarung 
_z._Durchführung (Verweis auf die Homepage des ZBFS – Baye-
risches Landesjugendamt). Letzter Zugriff am 27.03.2018.

1 



25

Steuerung der Hilfe 2
2 Steuerung der Hilfe 

Die Steuerung von Leistungen gehört zu den vorran-
gigen Aufgaben der öffentlichen Kinder- und Jugend-
hilfe. Dabei ist grundsätzlich zwischen einer Steue-
rung im Rahmen der Gesamtverantwortung und 
Jugendhilfeplanung nach §§ 79 ff. SGB VIII (s. 2.2) 
sowie einer Steuerung auf der Ebene des Einzelfalls 
gemäß § 36 SGB VIII zu unterscheiden (s. 2.1). Eng 
damit verbunden sind die Aspekte der Qualitätsent-
wicklung nach § 79a SGB VIII (s. 2.2.1) und der Pla-
nungsverantwortung der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe für die Gewährung und Erbringung von 
Leistungen (s. 2.2.3). Dies bedeutet, dass sowohl auf 
der Ebene des Einzelfalls als auch auf der planeri-
schen Ebene allgemeingültige Standards prozesshaft 
beschrieben sein müssen, die eine konkrete Umset-
zung der jeweiligen Hilfeart in jedem Einzelfall und 
deren Überprüfbarkeit sicherstellen. 
In den genannten Zusammenhängen kommt es we-
sentlich darauf an, wie die leistungsverantwortlichen 
Träger der Jugendhilfe ihr Zusammenwirken zum 
Wohle junger Menschen und ihrer Familien auch 
über den Einzelfall hinaus gestalten. 

Im folgenden Kapitel werden unabdingbare Steue-
rungsaspekte einer Hilfe nach § 30 SGB VIII anhand 
ihres prozesshaften Verlaufs beschrieben, wie sie im 
Kontext der Standardisierung von Hilfeverläufen re-
gelhaft zum Tragen kommen. Es wird außerdem auf 
die unterschiedlichen Hilfeplanungsprozesse im SGB 
VIII und JGG Bezug genommen. 

2.1 Steuerung im Einzelfall

Die Steuerung der Hilfe nach § 30 SGB VIII im Einzel-
fall unterliegt den Handlungsprinzipien und Leistungs-
voraussetzungen des SGB VIII. Maßgebend sind hier 
die §§ 36 und 36a SGB VIII. Sie gelten genauso in 
Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz.
§ 36a Abs. 1 SGB VIII regelt die Entscheidungs- und 
Steuerungsverantwortung des Trägers der öffentli-
chen Jugendhilfe im Hinblick auf die Gewährung von 
Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII und be-
tont die Verbindung zwischen Aufgaben- und Ausga-
benverantwortung. 

Steuerung und Steuerungsverantwortung werden im 
Rahmen dieser fachlichen Empfehlungen grundle-
gend als funktionale Begriffe verstanden. Sie erlau-
ben im Einzelfall Möglichkeiten der Einflussnahme 
auf zu gestaltende Prozesse durch die fallverantwort-
liche Fachkraft der öffentlichen Kinder- und Jugend-
hilfe. Die jeweiligen Schritte und deren Abfolge sind 
von jeder fallverantwortlichen Fachkraft einheitlich zu 
vollziehen, um standardisierte, formalisierte und 
überprüfbare Verfahrensabläufe gewährleisten zu 
können. Grundvoraussetzung ist außerdem, dass es 
im Zuge der Übernahme einer Steuerungsverantwor-
tung vorab festgelegte Kriterien geben muss, an de-
nen sich sozialpädagogische Fachkräfte gemeinsam 
mit den hilfesuchenden Familien orientieren können. 
Zu beantwortende Fragen rund um das Qualitätsma-
nagement der Kinder- und Jugendhilfe, der „wir-
kungsorientierten Steuerung“24 sowie der kontinuier-
lichen Beschreibung des Spannungsfelds zwischen 
Elternrecht, Kindeswohl, von Hilfe und Kontrolle un-
terstreichen die Bedeutung dessen, dass auch einzel-
fallbezogene Steuerungsprozesse durch gesicherte 
und standardisierte Verfahren nachhaltig zu legitimie-
ren sind. 

Im Kontext der Einzelfallsteuerung von Hilfen nach 
§§ 27 ff. SGB VIII sind die Fachkräfte des Allgemei-
nen Sozialen Dienstes (ASD) in den Jugendämtern 
von zentraler Bedeutung. Sie stellen in der Hilfepla-
nung im Zusammenwirken mit den Familien die ent-
scheidenden Weichen für das Gelingen der Hilfe. Die 
Fachkräfte sind hier in ihrer doppelten Funktion als 
Steuerungshandelnde und Steuerungsverantwortli-
che gefordert.25 Dabei ist es unerlässlich, dass fall- 
und steuerungsverantwortliche Fachkräfte
• die Bedarfe junger Menschen und der Familien er-

kennen und bewerten,
• Aussagen zum Gefährdungspotenzial nach § 8a 

SGB VIII treffen, 

24 Vgl. BMFSFJ zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe 
unter: https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/
bundesmodellprogramm--wirkungsorientierte-jugendhil-
fe-/86670. Letzter Zugriff am 27.03.2018. 

25 Vgl. Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V.: 
Empfehlungen des Deutschen Vereins zur „Weiterentwicklung 
und Steuerung der Hilfen zur Erziehung“. Download unter: 
https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungen-stellungnah-
men-2015-empfehlungen-des-deutschen-vereins-zur-weiterent-
wicklung-und-steuerung-der-hilfen-zur-erziehung-1859,667,1000.
html. Letzter Zugriff am 28.03.2018. 
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• die Potenziale der Leistungsberechtigten sowie de-

ren Ressourcen erkennen und aktivieren, 
• die Angebotsstrukturen in ihrem Verantwortungs-

bereich kennen und im Sinne der Familien zum Ein-
satz bringen,

• eine gemeinsame, weitestgehend einheitliche und 
transparente Formulierung von Zielen vornehmen,

• Veränderungen im Hilfeverlauf erkennen und bei 
entsprechendem Bedarf der Leistungsempfänger 
gegebenenfalls umsteuern sowie

• notwendige Veränderungen in diesen Angebots-
strukturen erkennen und gemeinsam mit den ver-
antwortlichen Führungskräften, den handelnden 
Akteuren und Kooperationspartnern weiterentwi-
ckeln.

Auslösendes Moment für die zu steuernde Hilfe ist 
jeweils die Prüfung des Anspruchs der Personensor-
geberechtigten auf Hilfe zur Erziehung nach § 27 
Abs. 1 SGB VIII durch die fallverantwortlichen Fach-
kräfte der öffentlichen Jugendhilfe. Hier wird in ei-
nem ersten Schritt geprüft, ob durch die Personen-
sorgeberechtigten eine dem Wohl des Kindes oder 
des Jugendlichen entsprechende Erziehung gewähr-
leistet ist und in einem zweiten Schritt, ob die einzu-
leitende Hilfe für die Entwicklung des Kindes oder Ju-
gendlichen „geeignet und notwendig“ erscheint. 
Diese Grundnorm begründet und betont zugleich den 
Rechtsanspruch wie auch den Vorrang der Erzie-
hungsverantwortung der Eltern bzw. Personensorge-
berechtigten in Abgrenzung zur Nachrangigkeit des 
staatlichen Erziehungsmandats unterhalb der Ein-
griffsschwelle des § 1666 BGB.26 

Nach erfolgreicher Feststellung der in § 27 SGB VIII 
beschriebenen Voraussetzungen wird in jedem Ein-
zelfall geprüft, welche, gegebenenfalls auch außer-
halb der „Hilfen zur Erziehung“ gelegenen, niedrig-
schwelligen Angebote und Hilfestellungen geeignet 
sind, um den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 
die angemessene Unterstützung in der Wahrneh-
mung ihres Erziehungsauftrags geben zu können, 
oder ob nach entsprechender Bedarfsprüfung die 
Leistungsvoraussetzungen für eine ambulante oder 
(teil-) stationäre Hilfe zur Erziehung vorliegen. Erst 
nach der Klärung des individuellen Bedarfs werden in 
einem dritten Schritt die Voraussetzungen des § 27 

26 Vgl. Wiesner, a. a. O., S. 475. 

Abs. 2 SGB VIII geprüft und die bedarfsbezogene Hil-
fe nach §§ 28 bis 35 SGB VIII ausgewählt. Diese Aus-
wahl der geeigneten und notwendigen Hilfe orientiert 
sich ausschließlich am erzieherischen Bedarf des jun-
gen Menschen (s. 2.1.1) unter Beachtung des 
Wunsch- und Wahlrechts (s. 1.5.2). Sie erfolgt unab-
hängig von ressourcenpolitischen Überlegungen, da 
ein individueller Rechtsanspruch hierauf besteht. 
Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte 
Hilfeart soll gemäß § 36 Abs. 2 SGB VIII außerdem 
im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte, beispiels-
weise im Rahmen einer Fallkonferenz (s. 2.1.3), ge-
troffen werden. Die weitere Ausgestaltung der Hilfe 
erfolgt im Dialog mit allen Prozessbeteiligten und auf 
der Grundlage des Hilfeplans. 
Weitere in der Hilfesteuerung zu beachtende Para-
meter ergeben sich insbesondere aus den §§ 8a, 35a 
sowie 41 SGB VIII (s. 2.1.12). 

Um die gesetzlich vorgesehene niedrigschwellige un-
mittelbare Inanspruchnahme von ambulanten Hilfen 
gemäß § 36a Abs. 2 SGB VIII zu ermöglichen, wird 
eine enge Abstimmung zwischen den beteiligten Trä-
gern der Jugendhilfe, sowohl zum Abschluss von fall-
unabhängigen Vereinbarungen als auch im konkreten 
Hilfeplanungsprozess empfohlen. 

2.1.1 Feststellung des individuellen Bedarfs

Die Feststellung des individuellen und erzieherischen 
Bedarfs erfolgt entlang eines systematischen Verfah-
rens, wie es beispielhaft in der Veröffentlichung „So-
zialpädagogische Diagnose-Tabelle & Hilfeplan“ des 
ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt beschrieben 
ist.27 Dieses Verfahren kann grundsätzlich auch auf 
die Bedarfsfeststellung im Kontext der Mitwirkungs-
pflicht im jugendgerichtlichen Verfahren nach § 52 
SGB VIII angewendet werden. 

Ausgangspunkt jeder Bedarfsfeststellung sind die 
Prüfung gewichtiger Anhaltspunkte einer möglichen 
Kindeswohlgefährdung und die Feststellung des er-
zieherischen Bedarfs. Daran schließt sich die Gewäh-
rung einer Hilfeleistung nach §§ 27 ff. SGB VIII an. 
Sie ist im Rahmen des Hilfeplanverfahrens (s. 2.1.2) 

27 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Sozial-
pädagogische Diagnose-Tabelle & Hilfeplan. Zu beziehen unter: 
https://www.blja.bayern.de/service/broschueren/index.php.
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zu vollziehen. Das Prüfergebnis kann zudem Bestand-
teil eines Schutzkonzepts zur Sicherstellung des Kin-
deswohls sein, das auch im Rahmen einer zu gewäh-
renden ambulanten Hilfe zur Erziehung nach § 30 
SGB VIII angewandt werden kann. In letzterem Fall 
ist es zwischen den fallverantwortlichen und leis-
tungserbringenden Trägern der Kinder- und Jugend-
hilfe abzustimmen.28 

Kann ausgeschlossen werden, dass eine akute Ge-
fährdung des Kindeswohls besteht, beginnt die Be-
darfsfeststellung im zweiten Schritt regulär mit einer 
Einschätzung darüber, welcher spezifische Bedarf 
vorrangig zum Gegenstand der Hilfe gemacht wer-
den soll. Unterschieden wird generell zwischen ei-
nem Bedarf, 
1. der sich im Vorfeld notwendiger Hilfeleistungen 

über den allgemeinen Beratungskontext zu Fragen 
der Erziehung ergibt (z. B. § 27 Abs. 2 SGB VIII), 

2. der eine Regelungsleistung durch die Kinder- und 
Jugendhilfe nach sich zieht (z. B. in Verbindung mit 
Trennung und Scheidung), 

3. der einen Wandel im Verhalten bedingen soll (z. B. 
bei delinquentem Verhalten des jungen Menschen) 
und / oder

4. der sich im Zusammenhang mit Erziehung und 
Entwicklungsförderung ergibt. 

Davon ausgehend, dass der Vorrang der elterlichen 
bzw. personensorgeberechtigten Selbsthilfe gewahrt 
und den Mängellagen in der Familie unterstützend 
begegnet werden kann, ist der erzieherische Bedarf 
in der Familie anhand personaler und struktureller Be-
lastungs- und Ressourcenlagen zu überprüfen. Dabei 
ist es unerheblich, ob die Mangelsituation auf das 
„erzieherische Unvermögen der Eltern, Erziehungs-
schwierigkeiten des Kindes oder Jugendlichen (un-
günstige Anlagen, Behinderungen, ungünstige Ein-
flüsse durch dritte Personen) oder andere 
(sozio-ökonomische) Faktoren wie die Wohnverhält-
nisse, die wirtschaftliche Lage, die Einflüsse der 
Nachbarschaft und der Schule usw.“ 29 zurückzufüh-
ren ist.
Bei der Feststellung des individuellen (erzieheri-
schen) Bedarfs genügt es nicht, wenn einzig und al-
lein von einer Defizitorientierung und Mangelsituation 

28 Auf den in diesem Zusammenhang möglichen Beratungsan-
spruch gemäß § 8b SGB VIII sei an dieser Stelle hingewiesen. 

29 Wiesner, a. a. O., S. 481 f. 

ausgegangen wird. Vielmehr sind die vorhandenen 
Ressourcen und Potenziale der Familie herauszuar-
beiten. Anhand der Gegenüberstellung von entwick-
lungsbeeinflussenden „Risiken und Ressourcen“ 
können dann die Gewährung von Hilfeleistungen und 
der Hilfeprozess, wie er im weiteren Verlauf auch im 
Hilfeplan vereinbart und schriftlich fixiert wird, anset-
zen. 

Die Feststellung des erzieherischen Bedarfs stellt die 
Gewährungsgrundlage einer Hilfe zur Erziehung dar. 
Diese kann dann gelingen und ihre volle Wirkungs-
kraft entfalten, wenn die fallverantwortlichen Fach-
kräfte der Kinder- und Jugendhilfe wie auch die leis-
tungsberechtigen Adressatinnen und Adressaten aus 
ihrer jeweiligen Perspektive heraus versuchen, die 
belastenden Faktoren zu beschreiben und zu bewer-
ten. Eine Deutungshoheit und Definitionsmacht des 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe ist an dieser 
Stelle und in diesem Stadium des Hilfeprozesses 
bzw. der Hilfeplanung nicht gegeben. Vielmehr gilt 
es, die Bedarfslagen von Kindern und Jugendlichen 
im jeweiligen Einzelfall zu erkennen und ressourcen-
orientiert festzuhalten. 

Zur Unterscheidung und Spezifizierung der jeweiligen 
Bedarfslagen sowie zur späteren Klassifizierung ist 
die Veröffentlichung des ZBFS – Bayerisches Landes-
jugendamt „Sozialpädagogische Diagnose-Tabelle & 
Hilfeplan“ (SPDT-HP) hilfreich. Vorgeschlagen wer-
den hier vier Kategorien á fünf Einzelmerkmale, die 
eine Abklärung des erzieherischen Hilfebedarfs und 
eine Prüfung gewichtiger Anhaltspunkte für eine Ge-
fährdung des Kindeswohls ermöglichen. Die vier Ka-
tegorien sind: 
1. Grundversorgung des jungen Menschen,
2. Familiensystem,
3. Entwicklungssituation des jungen Menschen,
4. Erziehungssituation.

Diese vier Kategorien werden durch jeweils fünf zu 
prüfende Tatbestandsmerkmale unterfüttert, die eine 
Differenzierung in der jeweiligen Kategorie ermögli-
chen. Diese Merkmale sind 
 zu 1:   medizinische Versorgung, Ernährung, Hygie-

ne, Aufsicht und Obdach,
 zu 2:   wirtschaftliche Situation, Wohnsituation, ge-

sundheitliche Verfassung der Eltern, Erzie-
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hungsverhalten der Eltern und Mitarbeit der 
Eltern,

 zu 3:   körperliche Gesundheit, seelisches Wohlbe-
finden, Sozialverhalten, Leistungsbereich und 
Selbstständigkeit,

 zu 4:   familiäre Beziehungen, erziehungsleitende 
Vorstellungen, Entwicklungsförderung,  
Lebensgeschichte und Integration. 

In der Kurzfassung der Arbeitshilfe des ZBFS – Baye-
risches Landesjugendamt ergeben sich so 20 inhaltli-
che Punkte für mögliche Bedarfslagen, die der Hilfe-
planung dienlich sein und im Hilfeplanverfahren (s. 
2.1.2) festgehalten werden können. In der regulären 
Arbeitsversion der SPDT-HP sind diese inhaltlichen 
Punkte dann jeweils über zwei „Risiken und Ressour-
cen“ in der jeweiligen Kategorie und den jeweiligen 
Einzelmerkmalen näher zu beschreiben (= 80 inhaltli-
che Punkte). Eine weitere Beschreibung der Einzel-
merkmale kann zuletzt über Konkretisierungen und 
alterstypische Beispiele erfolgen. In der Langfassung 
können so bis zu 664 Items befüllt werden. 

Speziell für die in § 30 SGB VIII angesprochene Ziel-
gruppe der Kinder und Jugendlichen gilt es, die im 
Wortlaut des Paragrafen benannten potenziellen 
Handlungsfelder der „Entwicklungsprobleme“ und 
„Verselbständigung“ in den Blick zu nehmen sowie 
unter Berücksichtigung des § 1 Abs. 1 und Abs. 3 
SGB VIII altersbezogen zu beschreiben und zu be-
werten. So können zu den typischen „Entwicklungs-
problemen“ bzw. Entwicklungsaufgaben und Heraus-
forderungen junger Menschen in der Jugendphase 
unter anderem gehören:
• die Identitätsfindung, 
• die Übernahme von Selbstverantwortung, 
• die Übernahme einer Geschlechterrolle samt Ent-

wicklung eines Körperbewusstseins und Entwick-
lung eines eigenen Körperkonzepts (z. B. bezüglich 
Aussehen und Wirkung), 

• die Erfahrbarmachung der eigenen Selbstwirksam-
keit und Handlungsfähigkeit, 

• die Thematisierung der eigenen Sexualität bzw. In-
timität (z. B. bezogen auf Tabus oder Grenzen in 
der Auslebung etc.),

• eine Auseinandersetzung mit eigenen und gesell-
schaftlichen Werten und Normen,

• die Entwicklung von Zukunftsperspektiven in Be-
zug auf Ausbildung, Beruf, Partnerschaft, (eigener) 
Familie und eigenen Kindern sowie

• die Beantwortung von Fragen der Selbstbestim-
mung und Autonomie.

Anhaltspunkte für Entwicklungsthemenfelder und 
Herausforderungen im Kindes- und Jugendalter erge-
ben sich vorwiegend aus der Entwicklungspsycholo-
gie (z. B. dem Konzept der Entwicklungsaufgaben 
nach Robert J. Havighurst oder dem Stufenmodell 
der psychosozialen Entwicklung nach Erik H. Erikson) 
oder der Soziologie (z. B. Entwicklungsaufgaben in 
der Adoleszenz in der modernen Gesellschaft nach 
Klaus Hurrelmann). 
Um die Bedarfslagen von Kindern und Jugendlichen 
erkennen und beschreiben zu können, sei an dieser 
Stelle auch auf den „Bericht über die Lebenssituation 
junger Menschen und die Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe in Deutschland (15. Kinder- und Jugend-
bericht)“ hingewiesen.30

Über die Feststellung des individuellen (erzieheri-
schen) Bedarfs der Familie können sich auch Konstel-
lationen ergeben, die eine Schnittstellenarbeit zu an-
deren Sozialleistungssystemen erfordern, zum 
Beispiel im Zusammenhang mit den Themenfeldern 
Inklusion, Medizin oder Schule. 

Eine besondere Form der Bedarfsfeststellung ergibt 
sich in der Eingliederungshilfe durch § 35a SGB VIII: 
Hier gilt es durch die steuerungsverantwortlichen 
Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe zunächst den 
Anspruch auf Eingliederungshilfe zu prüfen (Abs. 1 
und 1a). Danach wird der Hilfebedarf im Einzelfall und 
dessen Deckung ermittelt (Abs. 2). Im weiteren Ver-
lauf ist darauf zu achten, dass – sofern gleichzeitig 
Hilfe zur Erziehung zu leisten ist – „Einrichtungen, 
Dienste und Personen in Anspruch genommen wer-
den, die geeignet sind, sowohl die Aufgaben der Ein-
gliederungshilfe zu erfüllen als auch den erzieheri-
schen Bedarf zu decken“ (§ 35a Abs. 4 SGB VIII). 

30 Deutscher Bundestag (Hrsg.), 18. Wahlperiode, Drucksache 
18/11050 vom 01.02.2017, Download unter: https://www.
bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/15--kinder--und-jugendbe-
richt/115440. Letzter Zugriff am 28.03.2018.



29

Steuerung der Hilfe 2
2.1.2 Hilfeplanverfahren

Mit dem Hilfeplanverfahren besteht im leistungs-
rechtlichen Teil des SGB VIII (§§ 36 und 36a SGB VIII) 
ein grundlegendes Planungs- und Steuerungsinstru-
ment. Der Hilfeplan trägt dazu bei, dass alle wesentli-
chen Aspekte während des gesamten Hilfeplanungs-
prozesses – vom Bekanntwerden eines 
Unterstützungsbedarfs bis zur Beendigung und Eva-
luation einer Hilfestellung – für alle Beteiligten erfasst 
werden sowie transparent und nachvollziehbar darge-
legt sind. Die in § 36 SGB VIII enthaltenen Prämissen 
der Partizipation, Kooperation und Mitwirkung wer-
den im Hilfeplanverfahren umgesetzt und dienen als 
Maßstäbe für steuerungsverantwortliches, wirkungs-
orientiertes und gelingendes fachliches Handeln. 
Vor einer Entscheidung über die Inanspruchnahme ei-
ner Hilfe zur Erziehung sind die Personensorgebe-
rechtigten sowie die Kinder und Jugendlichen zu be-
raten, bei der Entscheidungsfindung zu unterstützen 
und auf mögliche Auswirkungen hinzuweisen (vgl. 
§ 36 Abs. 1 S. 2 SGB VIII). Dieser Teil des Beratungs-
prozesses und die Beratungspflicht der Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe beginnen vor Antragstellung 
durch die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten. 
Die Gewährleistung des allgemeinen Beratungsan-
spruchs ist kontinuierlich durch den Prozess hindurch 
aufrechtzuerhalten (vgl. §§ 13 ff. SGB I sowie § 36 
Abs. 1 SGB VIII). 
Der Entscheidungsfindungsprozess setzt außerdem 
grundlegend voraus, dass die fallverantwortlichen 
Fachkräfte des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 
gemeinsam mit den Leistungsberechtigten eine indi-
viduelle Situationsanalyse vornehmen, eine Bedarfs-
feststellung durchführen und Zielsetzungen einer 
möglichen Hilfe definieren (s. 2.1.4). Erst dann wird 
die notwendige und geeignete Hilfeart – hier der Er-
ziehungsbeistand, Betreuungshelfer nach § 30 SGB 
VIII als ambulante Form der erzieherischen Hilfe – 
ausgewählt. 

Die Beteiligungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Eltern bzw. Personensorgeberechtigten sowie der 
Kinder und Jugendlichen sind in jedem Stadium des 
Hilfeplanverfahrens sicherzustellen. Ebenso verhält 
es sich mit der Einhaltung des Wunsch- und Wahl-
rechts (§§ 5 und 36 Abs. 1 S. 4 SGB VIII) und dem all-
gemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz (s. 1.5.1 und 
1.5.2). 

Im verfahrensrechtlichen Sinn beginnt der Hilfeplan 
mit Antragstellung durch den oder die Leistungsbe-
rechtigten bzw. mit Bekanntwerden des individuellen 
Bedarfs des jungen Menschen beim örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe. Kinder und Jugendliche 
haben zwar formal das Recht, sich selbst, auch ohne 
Rücksprache mit den Eltern bzw. Personensorgebe-
rechtigten, in allen Angelegenheiten der Erziehung 
und Entwicklung an das Jugendamt zu wenden (§ 8 
Abs. 2 SGB VIII), ein eigenes Antragsrecht auf Sozial-
leistungen hat aber nur, wer das 15. Lebensjahr voll-
endet hat (§ 36 Abs. 1 SGB VIII). Ausnahmen können 
sich im Kontext einer Gefährdung des Kindeswohls 
nach § 8a SGB VIII ergeben.31 

Das ZBFS –Bayerische Landesjugendamt geht von ei-
ner mindestens halbjährlichen Hilfedauer bei einer Er-
ziehungsbeistandschaft und Betreuungsweisung aus. 
Gerechnet wird hierbei der Zeitraum von der Antrag-
stellung der Leistungsberechtigten bis zum Ab-
schluss und der Evaluation der Hilfeleistung. In die-
sem Zeitraum sind zumindest zwei 
Hilfeplangespräche obligatorisch, mindestens zu Be-
ginn und Abschluss der Hilfe. Überprüfungen und 
Fortschreibungen sollen insbesondere in krisenhaften 
Zuspitzungen auch in kürzeren Abständen erfolgen. 
Sofern keine Krisen den Hilfeverlauf beeinflussen, ist 
eine halbjährliche Überprüfung des Hilfeplans ange-
zeigt. Hierbei sind die durchführenden Leistungser-
bringer in jedem Fall zu beteiligen. 

Eine regelmäßige Hilfeplanung trägt dazu bei, die Hil-
fe zielgerichtet zu erbringen und in möglichst kurzer 
Zeit zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen. Sie 
kann auch dann sinnvoll und notwendig sein, wenn 
die Hilfe nach § 30 SGB VIII ergänzend oder in Kom-
bination zu einer anderen Hilfe zur Erziehung einge-
setzt wird. In diesem Fall sind die jeweiligen Hilfe-
planverfahren eng miteinander zu verzahnen. In 
Abhängigkeit zur Besonderheit des Einzelfalls ist da-
bei zu prüfen, ob ein zusammenfassendes Hilfeplan-
verfahren durchgeführt werden kann. 

Das Hilfeplanverfahren und die Übernahme der Ein-
zelfallsteuerung sind Pflichtaufgaben des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe und können 

31 Vgl. ZBFS –Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Sozial-
pädagogische Diagnose & Hilfeplan. A. a. O., S. 50 ff.
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nicht delegiert werden. Damit das Hilfeplanverfahren 
innerhalb der Fachbehörde Jugendamt standardisiert 
und von allen Fachkräften einheitlich durchgeführt 
werden kann, bedarf es einer organisationsstrukturel-
len Verankerung, die sich auf den Ebenen
• des Organisationsgefüges des Amtes, 
• der Leitung im Sinne einer Gewährleistung fachli-

cher Standards, 
• der Gestaltung und Planung der Angebotsstruktur 

in der Erziehungshilfe sowie 
• der konzeptionellen Grundvorstellungen zum Cha-

rakter des örtlich herzustellenden Hilfeangebots

vollzieht. Damit wird gleichzeitig sichergestellt, dass 
die komplexen Hilfeplanungsprozesse zielgerichtet 
und zweckbezogen fortentwickelt werden.32

2.1.3 Entscheidungsteam und Fallkonferenz

Werden Hilfen nach den §§ 27 ff. SGB VIII über einen 
längeren Zeitraum gewährt, sollen die grundlegenden 
Entscheidungen über die im Einzelfall angezeigte Hil-
feart im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte ge-
troffen werden (§ 36 Abs. 2 SGB VIII). Vorausgehend 
ist in jedem Einzelfall eine Einschätzung der öffentli-
chen Jugendhilfe zur aktuellen Situation und zum in-
dividuellen (erzieherischen) Bedarf durch die fallver-
antwortliche Fachkraft zu erstellen. Diese 
Ersteinschätzung wird gemeinsam mit den Eltern 
bzw. Personensorgeberechtigten und dem Kind, der / 
dem Jugendlichen bzw. der / dem jungen Volljährigen 
erarbeitet und im Hilfeplan schriftlich niedergelegt. 

In den Beratungs- und Entscheidungsprozess können 
grundsätzlich Kolleginnen und Kollegen der beson-
ders ausgewiesenen Dienste und Spezialdienste (z. 
B. Adoptions- und Pflegekinderwesen und Jugendhil-
fe in Strafverfahren), aus dem Bereich der wirtschaft-
lichen Jugendhilfe (WiHi) und der Amtsvormund-
schaft, die unmittelbar zum Gelingen der Hilfe 
beitragen können, hinzugezogen werden. Dabei ist 
auch innerhalb einer Behörde der Schutz von Sozial-
daten zu wahren. Die angesprochenen Kolleginnen 
und Kollegen können zweckgebunden und für die je-
weilige Aufgabenerfüllung hinzugezogen werden (s. 
Kapitel 6). 

32 Wiesner, a. a. O., S. 684 f.

Im Kontext der Sozialraumorientierung ist außerdem 
zu prüfen, ob Sozialraumpartner in den Entschei-
dungsprozess mit eingebunden werden können. 
Im Einzelfall, insbesondere bei Prüfung gewichtiger 
Anhaltspunkte nach § 8a SGB VIII, kann es zudem er-
forderlich sein, die unmittelbaren Vorgesetzten in die 
Entscheidungsfindung miteinzubeziehen. 
Zu klärende Fragestellungen im Rahmen von mögli-
chen Fallkonferenzen sind
• die formelle Prüfung der Leistungsvoraussetzun-

gen,
• eine wert- und interpretationsfreie Analyse und Be-

schreibung der Ausgangssituation,
• eine Bewertung der Notwendigkeit, speziellen Eig-

nung und Dringlichkeit verschiedener (ambulanter) 
Hilfen sowie 

• eine Entscheidungsfindung anhand der bisherigen 
Zielsetzung aus dem Hilfeplanungsprozess.33

Gesetzt den Fall, dass eine spezialisierte Fachkraft, 
die den Mitwirkungsauftrag nach § 52 SGB VIII i. V. 
m. § 38 JGG erfüllt, kein Mandat über die Entschei-
dung und Gewährung von Hilfen zur Erziehung hat, ist 
frühestmöglich abzuklären, ob Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe (insb. § 30 SGB VIII) auch im Rahmen 
des Jugendstrafverfahrens gewährt werden können. 
Hierzu bieten sich Fallkonferenzen an. Dasselbe gilt in 
Verbindung mit der Finanzierung von Erziehungsmaß-
regeln nach dem JGG (§ 36a Abs. 1 SGB VIII). 

2.1.4 Ziele

Die Vornahme von Zielorientierungen und -formulie-
rungen ist als Grundlage jeder Hilfestellung nach SGB 
VIII und / oder JGG zu sehen.34 Die Vereinbarung von 
Zielen im Rahmen der Hilfeplanung stellt hohe Anfor-
derungen an alle am Hilfeprozess beteiligten Perso-
nen, gilt es doch, Veränderungen perspektivisch zu 
planen, um mit vorhandenen Ressourcen eine nach-
haltige und positive Wirkung zu erzielen. Im Zusam-
menwirken von Adressatinnen und Adressaten der 
Hilfe sowie den fallverantwortlichen Fachkräften der 
Jugendhilfe sind – ausgehend vom festzustellenden 

33 Vgl. ZBFS –Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Sozial-
pädagogische Diagnose § Hilfeplan. A. a. O., S. 40 ff.

34 Vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter (BA-
GLJÄ) (Hrsg.) (2015). Empfehlungen – Qualitätsmaßstäbe und 
Gelingensfaktoren für die Hilfeplanung gemäß § 36 SGB VIII. A. 
a. O., S. 26 ff. 
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individuellen Bedarf – im Kontext der Zielformulie-
rung unterschiedliche Aufträge, Wissensstände, Er-
fahrungen und Wünsche abzugleichen und wo nötig 
differenziert im Hilfeplan auszuweisen. 
Dem Prozess der Zielfindung und -formulierung als 
gemeinsam zu gestaltender Aushandlungsprozess 
müssen folgende Ausgangsfragen zugrunde gelegt 
werden: 
• Welche Rahmenbedingungen bestehen bzw. gilt 

es zu klären?
• Was sind die Wunschziele der Beteiligten und wie 

können diese individuell formulierten Ziele im Rah-
men der Hilfeart umgesetzt werden?

• Welche Ressourcen und Interessen liegen beim 
jungen Menschen und seinen Eltern bzw. Perso-
nensorgeberechtigten vor? 

• Welche Kompetenzen sollen erworben, welche Fä-
higkeiten (weiter-) entwickelt werden? 

• Welche Ressourcen stehen im Sozialraum zur Ver-
fügung? 

In der Praxis der Sozialen Arbeit und Sozialpädagogik 
wird regelhaft zwischen verschiedenen Zielmodellen 
auf unterschiedlichen Ebenen unterschieden, auf die 
im Einzelnen hier nicht eingegangen werden kann.35 
Die Modelle eint jedoch der Gedanke, dass eine 
Grundausrichtung der Hilfe sowie ein Zustand am 
Ende der Hilfemaßnahme beschrieben werden, die 
mit Teilschritten und Schwerpunktsetzungen inner-
halb einzelner Prozessabschnitte erreicht werden sol-
len. Dem zugrunde liegt der Gedanke eines prozess-
haft zu beschreibenden Verfahrens, das kontinuierlich 
hinterfragt und angepasst werden muss. 

Die Formulierung von Zielen erfolgt entlang der Frage-
stellung: „Was sind die vordringlichen, mittelfristigen 
und langfristigen (Teil-) Ziele und wie können diese in 
geeigneter Weise erreicht werden?“ Die konkrete 
Festlegung kann dann entlang der bekannten 
SMART-Kriterien erfolgen.36 Demnach gilt es, Ziele
• auf die Person bezogen („S“ = spezifisch), 
• anhand festzulegender Kriterien („M“ = messbar), 
• für alle Beteiligten – insbesondere für den jungen 

Menschen – attraktiv, aktionsorientiert und mit 

35 Weiter dazu: Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendäm-
ter (BAGLJÄ) (Hrsg.) (2015). Empfehlungen – Qualitätsmaßstäbe 
und Gelingensfaktoren für die Hilfeplanung gemäß § 36 SGB 
VIII. A. a. O., S. 26 ff.

36 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013): Sozial-
pädagogische Diagnose und Hilfeplan. A. a. O., S. 56. 

größtmöglicher Akzeptanz zu gestalten („A“ = at-
traktiv),

• damit deren Umsetzung realistisch erscheint und 
im Bereich des Möglichen eines jeden Einzelnen 
liegt („R“ = realistisch“) sowie

• in zu definierenden Zeitabschnitten erreicht wer-
den kann („T“ = terminiert). 

Im Einzelfall ist es nicht immer möglich, diese Zielfor-
mulierungen zu einem frühen Zeitpunkt im Hilfeplan 
festzulegen. Unter Einbezug der Leistungserbringer 
(s. 2.1.7) ist es deswegen sinnvoll, den Zielplanungs-
prozess so anzulegen, dass zunächst für alle Beteilig-
ten Leitziele vereinbart werden, die im weiteren Hil-
feverlauf zeitnah zu konkretisieren und 
operationalisieren sind. 

Zentrale Elemente für die Zielformulierung ergeben 
sich zum einen aus den aus § 1 SGB VIII resultieren-
den, allgemein gehaltenen Zielen der Kinder- und Ju-
gendhilfe („Schutz“, „Förderung“, „Integration“, 
„Partizipation / Beteiligung / Teilhabe“), zum anderen 
aus den unmittelbar vorgegebenen Leitzielen der 
§§ 27 und 30 SGB VIII („Verselbständigung“, „Ver-
haltensänderung“, Stärkung des Erziehungsverhal-
tens“) sowie §§ 2 Abs. 1, 10 und 12 JGG („Legalbe-
währung“, „Prävention“, „Lebensführung“; s. 
2.1.4.2). Dabei sollte unmittelbar an die Lebenswelt 
und den Sozialraum des jungen Menschen ange-
knüpft werden. 

Eine wesentliche Voraussetzung für das Gelingen 
von Zielvereinbarungen ist die sprachliche Ausgestal-
tung im Hilfeplan. Diese soll einen reduzierten Abs-
traktionsgrad aufweisen und sicherstellen, dass alle 
Beteiligten ein gemeinsames Verständnis dafür ent-
wickeln was, wozu, wie, womit und bis wann er-
reicht werden soll. 

2.1.4.1 Operationalisierung von Entwicklungs- 
und Handlungszielen 

Die Formulierung und Operationalisierung von Hand-
lungs- und Entwicklungszielen entlang der übergeord-
neten Leitziele, wie sie im SGB VIII und JGG festge-
legt sind, ist eine der wesentlichen Aufgaben der 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe. Ausgehend von 
der schriftlichen Fixierung von allgemeinen Leitzielen 
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im Hilfeplan (s. 2.1.4) gilt es, diese im Zuge der Ope-
rationalisierung auf den konkreten Einzelfall zu über-
tragen und in Teilschritte zu untergliedern. Unter 
„Entwicklungsziel“ wird dabei grundlegend ein lang-
fristig zu erreichendes angelegtes Fern- und Leitziel 
verstanden, das perspektivisch erreicht werden soll. 
Unter „Handlungsziel“ wird dasjenige Ziel verstan-
den, welches kurz- und mittelfristig umgesetzt wer-
den soll, und im weiteren Verlauf hin zur Erreichung 
des Entwicklungszieles führen kann. Handlungsziele 
sind dementsprechend qualitative oder quantitative 
Vorgaben, die auf der Ebene von Einzelschritten zu 
bestimmten Zeitpunkten erreicht werden sollen. 
Handlungsziele beschreiben damit einen eindeutigen 
und spezifischen Endzustand, zu dessen Erreichung 
konkrete Interventionen, Instrumente und Methoden 
eingesetzt werden. 

Ein konkretes Beispiel:
• Fallbeschreibung / Ausgangslage:
 Die Kommunikation zwischen der 34-Jährigen al-

leinerziehenden Mutter und dem 17-Jährigen Sohn 
eskaliert lautstark bei nahezu jedem Anlass und je-
dem Thema. 

• Als Leit- bzw. Entwicklungsziel wird „Verbesse-
rung der Kommunikation zwischen Mutter und 
Sohn“ im Hilfeplan niedergelegt. 

• Als Handlungsziel wird vereinbart, dass Mutter und 
Sohn Gesprächen künftig einen Rahmen geben 
(Zeit und Ort). Ferner werden Inhalte und Themen 
festgelegt (z. B. Ausgang, Mediennutzung, Ta-
schengeld) und Gesprächsregeln wie ein Fra-
ge-Antwort-Schema oder „Zuhören, Ausreden las-
sen, nachfragen, dann antworten…“ vereinbart. 

• Einzelne und gemeinsame Handlungsschritte kön-
nen bspw. sein: Modus der Terminfindung oder 
Gestalten der Gesprächssituation.

• Der Erziehungsbeistand oder Betreuungshelfer 
kann beispielsweise seine Teilnahme an den Ge-
sprächen anbieten, den Prozess moderieren und 
die selbst aufgestellten Regeln von Mutter und 
Sohn überprüfen und hinterfragen. 

• Die Hinführung zu einer künftigen eigenverantwort-
lichen Wahrnehmung ist gelungen, wenn die ver-
einbarten Handlungsschritte umgesetzt und hier-
durch die Handlungsziele erreicht werden. 

Um die Hilfeplanung und Zielformulierung möglichst 
effektiv zu gestalten, ist eine Reduzierung auf weni-

ge wesentliche Leit- und Entwicklungsziele sinnvoll. 
Es wird vorgeschlagen, drei bis maximal fünf dieser 
Ziele (vor-) zu formulieren und diese dann nach Hilfe-
beginn durch den Leistungserbringer zu operationali-
sieren (s. Kapitel 4). Dabei ist immer vom aktuellen 
Entwicklungs- und Bedarfsstand des jungen Men-
schen auszugehen. 

2.1.4.2 Zielstellungen nach SGB VIII und JGG

Hinsichtlich der zu verwirklichenden Zielsetzungen 
für die Hilfe zur Erziehung nach § 30 SGB VIII und der 
Betreuungsweisung nach § 10 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 JGG 
gibt es bezogen auf die individuellen Ziele für die Ad-
ressatinnen und Adressaten nur geringe Unterschie-
de. Beide Unterstützungsformen zielen auf eine posi-
tive Beeinflussung der zuvor festgestellten 
Bedarfslagen in Verbindung mit einer beabsichtigten 
Förderung der Erziehung bzw. des Erziehungsverhal-
tens. 

Der wesentliche Unterschied in der Frage der Zielset-
zungen ergibt sich aus den jeweiligen Spezialgesetz-
büchern, dem SGB VIII sowie dem JGG. Im SGB VIII 
wird in § 1 Abs. 1 SGB VIII das vorrangige Ziel der 
Entwicklung einer eigenverantwortlichen und ge-
meinschaftsfähigen Persönlichkeit unter Beachtung 
des Kindeswohls beschrieben. § 2 Abs. 1 JGG stellt 
dem die Verwirklichung der Legalbewährung als Ziel 
gegenüber. § 2 Abs. 1 JGG stellt zudem fest, dass 
die Anwendung des Jugendstrafrechts „vor allem“ 
erneuten Straftaten eines Jugendlichen oder Heran-
wachsenden entgegenwirken soll (Satz 1). Erst in 
Satz 2 ergeht dann folgende Präzisierung:
„Um dieses Ziel zu erreichen, sind die Rechtsfolgen 
und unter Beachtung des elterlichen Erziehungs-
rechts auch das Verfahren vorrangig am Erziehungs-
gedanken auszurichten.“

Dem Erziehungsgedanken kommt somit eine doppel-
te Bedeutung zu: er sichert das strafrechtliche Be-
dürfnis nach Normverdeutlichung und ermöglicht ju-
gendgemäße und flexible Reaktionen im 
Jugendstrafverfahren, bei geltendem Grundsatz der 
Spezialprävention.37 

37 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Fachli-
che Empfehlungen für die Mitwirkung der Jugendhilfe in Verfah-
ren nach dem Jugendgerichtsgesetz. A. a. O., S. 15.
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Wichtig erscheint in diesem Zusammenhang der Hin-
weis, dass die Verwirklichung des Ziels nach SGB VIII 
originär aus Anlass des festgestellten individuellen 
erzieherischen Bedarfs heraus geschieht (vgl. § 27 
SGB VIII), während der Anlass des Tätigwerdens der 
Jugendhilfe in Strafverfahren zunächst die Straftat 
des Jugendlichen oder Heranwachsenden ist (vgl. § 1 
JGG; s. auch 3.7). 

Aus den sich überschneidenden, aber nicht vollstän-
dig deckungsgleichen Zielsetzungen des SGB VIII 
und des JGG ergeben sich für die leistungsgewäh-
renden Träger der Kinder- und Jugendhilfe mitunter 
Schwierigkeiten in der Definition von operationalisier-
baren Handlungs- und Entwicklungszielen für den Be-
reich der jugendstrafrechtlichen Maßnahmen. Als 
Orientierungshilfe können hier die zuvor in Kapitel 2 
beschriebenen sozialpädagogischen Handlungsgrund-
sätze 
• der Sicherstellung des Kindeswohls, 
• der Bewertung von Risiko- und Schutzfaktoren, 
• der Ressourcenorientierung, 
• der Autonomieentwicklung, 
• der Prävention und 
• der Beachtung von Beteiligungsmöglichkeiten und 

der Partizipation 

dienen. 

2.1.5 Hilfesteuerung im jugendgerichtlichen 
Verfahren

Die Steuerungsverantwortung des Trägers der öf-
fentlichen Jugendhilfe wird in § 36a SGB VIII gegen-
über dem Jugendgericht hervorgehoben. Das Ju-
gendgericht hat gegenüber dem Jugendamt keine 
Anordnungskompetenz, das jugendgerichtliche Urteil 
löst keine Leistungspflicht des Trägers der öffentli-
chen Jugendhilfe aus (s. o.).38 

Das Jugendamt hat aufgrund der geltenden sozial-
rechtlichen Bestimmungen in jedem Einzelfall früh-
zeitig zu prüfen, ob für die Jugendlichen oder jungen 
Volljährigen Leistungen der Jugendhilfe in Betracht 
kommen (vgl. § 52 Abs. 2 SGB VIII). Dieser Prüf-
schritt wird von den im Jugendstrafverfahren mitwir-

38 Trenczek, a. a. O., S. 443.

kenden Fachkräften der Jugendhilfe auch unabhängig 
davon vollzogen, ob die bereits eingeleitete oder ge-
währte Leistung ein Absehen von der Verfolgung 
oder eine Einstellung des Verfahrens ermöglichen 
(vgl. § 52 Abs. 2 SGB VIII). Nur durch diese „frühzeiti-
ge Prüfung“ kann sichergestellt werden, dass recht-
zeitig beim mitwirkenden Träger der Jugendhilfe Hil-
feplanungsprozesse anlaufen, die dann wiederum in 
einem späteren Verfahrensstadium der Staatsanwalt-
schaft und dem Jugendgericht als eigenständige 
Maßnahme der Kinder- und Jugendhilfe vorgestellt 
werden können. 

In der Bedarfsfeststellung bzw. Hilfeplanung für ju-
gendliche Straftäter ist grundsätzlich zu unterschei-
den, ob die Voraussetzungen einer Hilfe zur Erzie-
hung nach § 27 i. V. m. § 30 SGB VIII vorliegen, die 
dann auch im Rahmen des § 12 JGG vom Jugendge-
richt angeordnet werden könnte, oder ob eine Be-
treuungsweisung nach § 10 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 JGG an-
gezeigt ist (s. Kapitel 2.1). Die verschiedenen 
Zugänge sind durch die mitwirkenden Fachkräfte der 
Jugendhilfe in Strafverfahren eindeutig zu bestim-
men und ggf. im Rahmen einer Hilfeplanung nach 
§ 36 SGB VIII zu beschreiben.39 

Auch im Jugendstrafverfahren gelten die jugendhilfe-
rechtlichen Grundsätze der Mitwirkung und Mitbe-
stimmung der jungen Menschen sowie ihrer Eltern 
bzw. Personensorgeberechtigten. Die Fachkräfte der 
Jugendhilfe in Strafverfahren sollen darauf hinwirken, 
dass bei minderjährigen Beschuldigten die Eltern und 
Personensorgeberechtigten rechtzeitig in das Ju-
gendstrafverfahren einbezogen werden. Dies beginnt 
spätestens mit der Einladung der Eltern bzw. der Per-
sonensorgeberechtigten durch die Jugendhilfe in 
Strafverfahren zum Beratungsgespräch. Können oder 
wollen die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten an 
diesem Beratungs- bzw. Hilfeplangespräch im Rah-
men des Jugendstrafverfahrens nicht mitwirken, soll-
te spätestens zum Zeitpunkt der jugendrichterlichen 
Entscheidung über die Folgen der Jugendstraftat (vgl. 
§ 5 JGG) der Wille der Eltern bzw. Personensorgebe-
rechtigten dokumentiert sein. Zwar kann gegen den 
erklärten Willen der Jugendlichen und ohne Zustim-
mung der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 

39 ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Fachliche 
Empfehlungen für die Mitwirkung der Jugendhilfe in Verfahren 
nach dem Jugendgerichtsgesetz. A. a. O., S. 38.
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keine jugendhilferechtliche Leistung bewilligt wer-
den, doch kann das erkennende Jugendgericht gera-
de die Betreuungsweisung als Maßnahme nach § 10 
JGG auch zwangsweise und gegen den Willen des 
jungen Menschen und seiner Eltern bzw. Personen-
sorgeberechtigten anordnen (vgl. § 34 Abs. 2 und 3 
JGG, einschließlich Verweis auf §§ 1631 Abs. 3 und 
§§ 1666 ff. BGB). Das Jugendgericht kann selbstver-
ständlich nur den jungen Menschen selbst verpflich-
ten, nicht aber den Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe. 
Die Kinder- und Jugendhilfe stößt in diesen Ausnah-
mefällen gelegentlich an ihre Grenzen und hat einen 
Spagat zwischen verpflichtend zu erfüllenden Mitwir-
kungsaufgaben sowie der freiwillig anzunehmenden 
Mitwirkungsbereitschaft der Jugendlichen und Her-
anwachsenden nach dem JGG zu vollziehen. Nicht 
zuletzt deswegen sollte im Rahmen von Kooperati-
onsvereinbarungen zwischen Jugendhilfe und Justiz 
sichergestellt werden, dass die im Jugendstrafver-
fahren beteiligten Personen und Entscheidungsträger 
unter Beachtung des Datenschutzes rechtzeitig über 
die Besonderheiten des Einzelfalls kommunizieren 
können. 

Sofern die im Jugendstrafverfahren mitwirkenden 
Fachkräfte der Jugendhilfe zugleich als Fachkräfte 
der Kinder- und Jugendhilfe des ASD fungieren und 
über (erzieherische) Hilfen nach dem SGB VIII ent-
scheiden, ist eine Erläuterung dieser Doppelfunktion 
gegenüber den betroffenen jungen Menschen und ih-
ren Eltern bzw. Personensorgeberechtigten aus da-
tenschutzrechtlichen Gründen unerlässlich (s. Kapitel 
6).40 

2.1.6 Leistungsbescheid

Das Verhältnis zwischen Leistungsberechtigten und 
den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe wird verfah-
rensrechtlich durch einen Verwaltungsakt reguliert. 
Dieser hat seine Rechtsgrundlage im Sozialverwal-
tungsverfahren, wie es im SGB X niedergelegt ist. 
Der Leistungsbescheid ist Ergebnis des Verwaltungs-
aktes. Er dokumentiert die Absicht der Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten sowie der Kinder und Ju-

40 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Fachli-
che Empfehlungen für die Mitwirkung der Jugendhilfe in Verfah-
ren nach dem Jugendgerichtsgesetz. A. a. O., S. 55.

gendlichen, (erzieherische) Hilfen über einen (länge-
ren) Zeitraum in Anspruch nehmen zu wollen wie 
auch die Entscheidung des Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe, die vereinbarte Leistung zu gewähren 
und die entstehenden Kosten zu tragen. Mit Erlass 
des Leistungsbescheids wird eine verbindliche 
Rechtswirkung für alle Seiten nach außen erzielt. Der 
Leistungsbescheid stellt klar, welche Leistung in wel-
chem zeitlichen Umfang, mit welchen Ressourcen 
und durch wen umgesetzt wird. Der dem Leistungs-
bescheid zugrunde liegende Hilfeplan ist seine inhalt-
liche und verbindliche Grundlage. Er gewährleistet 
die Übertragung sozialpädagogischer Fachlichkeit in 
verfahrensrechtlich normiertes, rechtsstaatliches Ver-
waltungshandeln.41 

Der Leistungsbescheid dokumentiert zugleich den 
Rechtsanspruch der Leistungsberechtigten. Dieser 
muss zugleich Rechtsbehelfsbelehrung nach § 36 
SGB X enthalten sowie das gegenständliche Verwal-
tungsverfahren nachvollziehbar begründen (vgl. § 35 
SGB X). Die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 
sind in der Beratung und Vorbereitung der Hilfe durch 
die Fachkräfte der Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe auf die im Bescheid enthaltene Rechtsbelehrung 
und auf Widerspruchsmöglichkeiten hinzuweisen. 
Damit wird gleichzeitig betont, dass die Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten oder die jungen Volljähri-
gen bei einer Hilfe nach § 41 i. V. m. § 30 SGB VIII in 
Wahrnehmung ihrer eigenen Rechte handeln. 

2.1.7 Einbezug von Leistungserbringern

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe werden von 
Trägern der freien Jugendhilfe und von Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe erbracht, andere Aufgaben 
der Jugendhilfe durch den Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe wahrgenommen oder an den freien Träger 
delegiert (vgl. § 3 Abs. 2 und 3 SGB VIII). Ein weite-
res Strukturmerkmal ist die partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit (§ 4 SGB VIII). Die fall- und steue-
rungsverantwortlichen Fachkräfte der Jugendhilfe 
prüfen dementsprechend, wie eine partnerschaftli-
che und gemeinschaftliche Zusammenarbeit hilfebe-
zogen in jedem Verfahrensschritt umgesetzt werden 

41 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Sozial-
pädagogische Diagnose & Hilfeplan. A. a. O., S. 49.
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kann. Dabei ist immer an einen möglichen Einbezug 
der jungen Menschen und ihrer Eltern bzw. Perso-
nensorgeberechtigten zu denken. Der Einbezug von 
Leistungserbringern in die Hilfeplanung stellt zudem 
ein Qualitätsmerkmal in der Entwicklung eines be-
darfsgerechten und individualisierten Hilfeangebots 
für die Familien dar. 

Leistungserbringer können im Rahmen der fallüber-
greifenden Jugendhilfeplanung (s. 2.2.3) sowohl in 
der Planungsphase als auch in der Überprüfung von 
Angeboten gemäß § 30 SGB VIII wie auch § 10 JGG 
beteiligt werden. Grundlage hierfür sind die entspre-
chenden Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen der 
Träger (s. 1.3.1). Aus diesen Vereinbarungen entste-
hen zugleich Regelungsbedarfe, die sich auf folgende 
Themenbereiche erstrecken und verbindliche Abspra-
chen nach sich ziehen:42 
• die fallbezogene und fallübergreifende Kommunika-

tion (z. B. Kontaktaufnahmen, Mitteilungspflichten 
bei laufenden Hilfen, Informationsfluss etc.),

• die Dokumentation des Hilfeverlaufs (s. 2.2.10),
• die Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmun-

gen (s. Kapitel 6),
• das Treffen von Vereinbarungen zum Schutzauftrag 

bei Kindeswohlgefährdung (s. 1.5.4),
• die Qualifikation von Mitarbeitenden und den Tätig-

keitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen 
(§§ 72 und 72a SGB VIII; s. 1.4.2),

• die Evaluation von Einzelfallhilfen und eine entspre-
chende Nutzung dieser Daten im Rahmen der Ju-
gendhilfeplanung sowie

• das Konflikt-, Fehler- und Beschwerdemanage-
ment. 

Der organisatorische Einbezug von Leistungserbrin-
gern kann beispielsweise über die Bildung von Ar-
beitsgemeinschaften gemäß § 78 SGB VIII oder über 
den örtlichen Jugendhilfeausschuss erfolgen (s. 
2.2.4) und wird auch explizit empfohlen. 

Für die Hilfeerbringung gemäß § 30 SGB VIII und 
auch im Rahmen der Mitwirkung im jugendgerichtli-
chen Verfahren ist nach Feststellung des individuel-
len Bedarfs des jungen Menschen durch den Träger 

42 S. auch: Landesjugendamt Westfalen-Lippe (LWL) und Land-
schaftsverband Rheinland (LVR) – Landesjugendamt (Hrsg.) 
(2015). Aushandlung ambulanter Erziehungshilfen mit freien Trä-
gern der Kinder- und Jugendhilfe. A. a. O., S. 21 ff. 

der öffentlichen Jugendhilfe frühzeitig zu klären, wel-
cher Träger der Jugendhilfe für die Leistungserbrin-
gung infrage kommen kann. Nach Klärung der Mitwir-
kungsbereitschaft des jungen Menschen sowie 
entsprechender Auswahl und Mandatierung des leis-
tungserbringenden Trägers kann eine erste Kontakt-
aufnahme zwischen potenziellem Erziehungsbeistand 
bzw. Betreuungshelfer und dem jungen Menschen 
stattfinden. Sinnvollerweise geschieht dies in einem 
frühen Stadium des Hilfeplanverfahrens. Spätestens 
mit Entscheidung über die Hilfegewährung ist zwin-
gend sicherzustellen, welche Fachkraft der Jugend-
hilfe den jungen Menschen im Hilfeverlauf betreut. 
Gleiches gilt für die Betreuungsweisung nach dem 
JGG. 

Eng verbunden mit der Frage des Einbezugs im Rah-
men der Hilfeplanung wie auch bei der Formulierung 
von Zielvereinbarungen (s. 2.1.4) ist die Gestaltung 
der tatsächlichen Fallübergabe an den Leistungser-
bringer. Hier sind insbesondere durch die steue-
rungsverantwortlichen Fachkräfte des Trägers der öf-
fentlichen Jugendhilfe folgende Fragestellungen zu 
klären: 
• Konnte dem Wunsch- und Wahlrecht der Eltern 

bzw. Personensorgeberechtigten oder des jungen 
Menschen entsprochen werden (s. 1.5.2)?

• Wann und in welchem Rahmen findet der erste 
Kontakt zwischen Adressatinnen und Adressaten 
der Hilfe sowie der leistungserbringenden Fach-
kraft statt?

• Wurden alle relevanten Informationen aus dem Hil-
feplan an die leistungserbringende Fachkraft wei-
tergegeben?

• Ist sichergestellt, dass alle am Hilfeprozess betei-
ligten Personen über denselben Kenntnisstand der 
Hilfe in zeitlicher, örtlicher, personeller und pädago-
gischer Hinsicht verfügen?

• Kann sichergestellt werden, dass die im Hilfeplan 
formulierten Ziele operationalisiert und individuell 
in Beziehung gesetzt werden können (s. 2.1.4)?

Rechtsgrundlage für die Ausgestaltung der Fallüber-
gabe sind die §§ 8 und 36 Abs. 2 SGB VIII. 
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2.1.8 Überprüfung des Hilfeverlaufs

Der strukturelle Rahmen für eine Überprüfung der 
Hilfe, einschließlich deren Beendigung (s. 2.1.9 und 
4.6.1), liegt in der Fortschreibung des Hilfeplans. Das 
Gebot einer regelmäßigen Überprüfung von Art und 
Umfang der gewährten Hilfeart auf deren weitere 
Eignung und Notwendigkeit verlangt Kriterien der Er-
folgskontrolle, unter Qualitäts-, Zeit- und Kostenge-
sichtspunkten. Hierbei ist außerdem zu beurteilen, in-
wieweit die spezifischen Zielsetzungen innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums erreicht oder verfehlt 
worden sind. Darauf aufbauend werden sie in einer 
Fortschreibung des Hilfeplans an aktuelle Entwicklun-
gen angepasst bzw. neue Zielsetzungen formuliert (s. 
2.1.4). Grundlage dessen bildet immer eine aktuelle 
Feststellung des individuellen Bedarfs des jungen 
Menschen. 

Eine Überprüfung des Hilfeverlaufs im Rahmen der 
Hilfeplanung ist Aufgabe des steuerungsverantwortli-
chen Trägers der Jugendhilfe. Dabei sind die Leis-
tungserbringer unmittelbar zu beteiligen. Eine Anre-
gung zur Überprüfung des Hilfeplans und -verlaufs 
kann jedoch grundsätzlich von allen am Hilfeprozess 
beteiligten Personen ausgehen – auch vom jungen 
Menschen und seinen Eltern bzw. Personensorgebe-
rechtigten selbst. Die Notwendigkeit eines überprü-
fenden Gesprächs kann ebenso aus der fehlenden 
Mitwirkungsbereitschaft des jungen Menschen resul-
tieren. 

Empfohlen wird ein standardisiertes Verfahren zur 
Überprüfung des Hilfeverlaufs, beispielsweise nach 
festgelegten Zeitläufen, Verlaufsphasen oder bezo-
gen auf bestimmte Anlässe. Gegenstand der Über-
prüfung können u. a. Zielvereinbarungen und deren 
Operationalisierung sein. 
Im Zusammenhang mit der Dokumentation des Hilfe-
verlaufs (s. 2.1.10) und auf der Grundlage der Quali-
täts- und Leistungsvereinbarung ist zwischen den be-
teiligten Trägern der Jugendhilfe zu klären, inwieweit 
Verlaufs- und Entwicklungsberichte hierfür Arbeits-
grundlage sind. In der Praxis haben sich schriftliche 
Verlaufsberichte zu bestimmten Zeitpunkten bewährt. 

Im Zuge der Qualitätsentwicklung der Kinder- und Ju-
gendhilfe nach § 79a SGB VIII hat eine Überprüfung 
der gewährten Jugendhilfeleistung im Einzelfall auch 

eine planerische Dimension, die auf der Ebene der 
Einzelfallsteuerung und der allgemeinen Steuerung 
von Angeboten in der Region ihren Niederschlag fin-
den kann. Eine Initiierung des planerischen Steue-
rungsprozesses ist im Allgemeinen Leitungsaufgabe 
(s. 2.2.3). 

2.1.9 Beendigung der Hilfe

Im Rahmen des Hilfeplanverfahrens und als Gegen-
stand der Qualitäts- und Leistungsvereinbarung sind 
neben qualitativen Aspekten zur Bewertung des Leis-
tungsangebots auch Absprachen zur Beendigung der 
Hilfe zu treffen. Grundlegend werden folgende drei 
mögliche Beendigungsformen unterschieden:
• die erfolgreiche Beendigung, 
• der Abbruch der Hilfe und
• die Abänderung des Hilfeangebots bzw. der Hilfe-

leistung. 

Die erfolgreiche Beendigung stellt im günstigsten Fall 
den idealen Verlauf einer Hilfe dar: 
• Alle Beteiligten kommen mit Überprüfung des Hil-

feplans zu dem Ergebnis, dass der junge Mensch 
seine Entwicklungs- und Handlungsziele erreicht 
hat. 

• Die individuellen Bedarfe des jungen Menschen 
sind erfüllt. 

• Die beteiligten Fachkräfte der Jugendhilfe bewer-
ten gemeinsam mit den Adressatinnen und Adres-
saten der Hilfe den Verlauf als „positiv“.

• Anschlussmaßnahmen bzw. weitere Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe sind nicht erforderlich. 

Der Abbruch der Hilfe bildet den ungünstigen Verlauf 
der Hilfemaßnahme ab: 
• Die vereinbarten Ziele konnten nicht erreicht wer-

den.
• Die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten erklä-

ren ihren Willen, keine Hilfe zur Erziehung (mehr) 
annehmen zu wollen. 

• Die örtliche Zuständigkeit wechselt durch Umzug 
des jungen Menschen und / oder seiner Familie 
bzw. Personensorgeberechtigten. 

• Die individuellen Bedarfe des jungen Menschen 
konnten nicht gedeckt werden. 

• Die beteiligten Fachkräfte der Jugendhilfe beraten 
gemeinsam mit den Adressatinnen und Adressa-
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ten der Hilfe über Gründe des Abbruchs sowie be-
züglich des jetzt weiteren Verlaufs und zeigen al-
ternative Wege der Unterstützung auf. 

Die Abänderung des Hilfeangebots bzw. der Hilfeleis-
tung betrifft die im Verlauf der Hilfe notwendig ge-
wordenen Anpassungsprozesse, die eine Umgestal-
tung der Hilfe erfordern:
• Erziehungsbeistand bzw. Betreuungshelfer und 

junger Mensch finden keine gemeinsame Aus-
gangsbasis zur Gestaltung der Zusammenarbeit.

• Es ergeben sich „neue“ bzw. veränderte Bedarfs-
lagen, die vorrangig bearbeitet werden müssen 
und nicht im vorhandenen Rahmen gelöst werden 
können (z. B. bei einer Kindeswohlgefährdung). 

• Es ergeben sich „neue“ bzw. veränderte Bedarfs-
lagen, die eine Änderung in der Hilfestellung nach 
§ 27 Abs. 1 SGB VIII notwendig machen. 

Zwischen den am Hilfeverlauf beteiligten Personen 
ist verbindlich zu klären, welche formalen Vorausset-
zungen erfüllt sein müssen, damit eine Hilfe beendet 
werden kann (z. B. Terminversäumnisse, Verhalten in 
der Betreuungssituation etc.). Dabei kommt es ganz 
wesentlich auf die situative Beurteilung der leistungs-
erbringenden Fachkräfte der Jugendhilfe an. Beendi-
gungen von Hilfen erfordern grundlegend eine Doku-
mentation des Prozesses (s. 2.1.10). 

In der Durchführung einer Betreuungsweisung als Er-
ziehungsmaßregel gemäß §§ 10 oder 12 JGG erge-
ben sich im Zusammenhang mit der (erfolgreichen) 
Beendigung der Maßnahme weitere Aufgaben, die 
einen Abstimmungsprozess aller Beteiligten nach 
sich ziehen können. Dies sind insbesondere Fragen 
der Überwachung der richterlichen Weisung, Mittei-
lungspflichten gegenüber dem erkennenden Gericht 
sowie eine Überführung der jugendgerichtlichen 
Maßnahme in eine Hilfe zur Erziehung. 

2.1.10  Dokumentation 

Eine kontinuierliche und vollständige Dokumentation 
des Hilfeverlaufs ist im Zuge der fallbezogenen und 
fallübergreifenden Qualitätsentwicklung unerlässlich. 
Sie gewährleistet die Nachvollziehbarkeit pädagogi-
schen Handelns und ermöglicht Rückschlüsse zum 
Verlauf der Hilfe. Die einzelfallbezogene Dokumenta-

tion des Hilfeverlaufs ist schriftlich anzulegen und in 
Fallakten beim Jugendamt zu hinterlegen. Dies soll 
nach Möglichkeit in elektronischer Form unter Beach-
tung des Sozialdatenschutzes (s. Kapitel 6) gesche-
hen. Unverzichtbare Bestandteile der Fallakte sind:
• der Antrag auf Hilfe zur Erziehung durch die Eltern 

bzw. Personensorgeberechtigten,
• der Hilfeplan, 
• die fallbezogene Qualitäts- und Leistungsvereinba-

rung mit dem durchführenden Träger, 
• die Entwicklungs- und Verlaufsberichte des Leis-

tungserbringers, 
• verwaltungsrechtlich relevante Bescheide über die 

Gewährung der Hilfe, 
• Einzelabrechnungen des Leistungserbringers, 
• Schweigepflichtentbindungen zur Gewinnung oder 

Weitergabe von Sozialdaten, 
• Kontaktdaten von Kooperationspartnern, 
• weitere Einlassungen oder schriftliche Vereinba-

rungen mit dem jungen Menschen und seinen El-
tern bzw. Personensorgeberechtigten sowie

• ein Statistikbogen zur Übersicht von wahrgenom-
menen Terminen und Kontaktpunkten. 

Eine ansprechende und lückenlose Dokumentation 
des Fallverlaufs dient der Übersicht und ist Grundlage 
jedes fallbezogenen und fallübergreifenden Aus-
tauschs. Im Rahmen der Zusammenarbeit ist sicher-
zustellen, dass auch beim leistungserbringenden Trä-
ger entsprechende Akten zweckgebunden angelegt 
und aufbewahrt werden (s. Kapitel 6), um pädagogi-
sches Handeln und Entscheiden nachvollziehbar zu 
dokumentieren. 

Verlaufsberichte gehören aus fachlicher Sicht eben-
falls zur Dokumentation des Hilfeprozesses. Der In-
halt der Verlaufsberichte sowie deren Periodizität 
sollten grundsätzlich im Rahmen der Qualitäts- und 
Leistungsvereinbarung zwischen den fallverantwortli-
chen Trägern der Jugendhilfe abgestimmt werden. 
Folgende Aspekte sollten sich darin wiederfinden: 
• persönliche Angaben der Adressatinnen und Ad-

ressaten, 
• Daten zum Betreuungs- und Berichtszeitraum,
• Daten der leistungsdurchführenden Fachkraft,
• Aussagen zum organisatorischen Rahmen der Hilfe 

sowie Aussagen zu den eingesetzten Ressourcen 
und Methoden, 

• Beschreibungen der operationalisierten Feinziele,
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• Soll- und Ist-Beschreibungen der Situation des jun-

gen Menschen und seiner Familie,
• Einschätzungen der leistungserbringenden Fach-

kräfte zum Grad der Zielerreichung sowie
• eine Empfehlung der leistungserbringenden Fach-

kräfte zum weiteren Verlauf der Hilfe.

Den jungen Menschen und ihren Eltern bzw. Perso-
nensorgeberechtigten soll unter Beachtung der da-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen grundlegend die 
Möglichkeit eingeräumt werden, Verlaufsberichte 
und andere Formen der Dokumentation einzusehen. 
Es soll ihnen weiterhin die Möglichkeit gewährt wer-
den, Inhalte zu relativieren und ggf. zu korrigieren. 
Ein pauschales Recht auf Einsichtnahme in Fallakten 
des Jugendamtes besteht nicht (s. Kapitel 6).

Die Dokumentation der Entscheidung des Jugend-
amts in Fallakten stellt generell einen Verwaltungsakt 
dar (s. §§ 31 ff. SGB X), der vom Verwaltungsgericht 
in vollem Umfang überprüft werden kann. Grundlage 
der Entscheidung ist ein Antrag der Leistungsberech-
tigten, der formal keiner Schriftform bedarf, aber 
sinnvollerweise in beidseitigem Einvernehmen 
schriftlich fixiert wird. Verfahrensrechtlich besteht 
keine Möglichkeit, individuelle Leistungen der Ju-
gendhilfe von Amts wegen zu gewähren, d. h. ohne 
Antrag der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 
kann das Jugendamt keine erzieherische Hilfeleis-
tung erbringen. 

2.1.11 Nachbetreuung und Entwicklung von 
Anschlussperspektiven

Bezüglich der Frage der Nachbetreuung ist zu unter-
scheiden zwischen einer Nachbetreuung im Sinne 
des § 41 Abs. 3 SGB VIII und der zu gestaltenden 
Übergangsphase nach Beendigung der Hilfemaßnah-
me. Betrachtet wird an dieser Stelle vorrangig die 
Kontaktgestaltung zwischen dem jungen Menschen 
und der leistungsdurchführenden Fachkraft der Ju-
gendhilfe. 
Davon ausgehend, dass sich über die Dauer der Hilfe 
eine Beziehung zwischen jungem Mensch und den 
ihn betreuenden Fachkräften der Jugendhilfe entwi-
ckelt hat, erscheint es aus pädagogischer Sicht sinn-
voll, den leistungserbringenden Fachkräften einen zu 
definierenden Zeitanteil dafür zur Verfügung zu stel-

len. Bei vorliegendem Bedarf sind Übergänge zu an-
deren Hilfesystemen aktiv zu gestalten (s. 2.1.12) 
und gegenüber den jungen Menschen und ihren El-
tern bzw. Personensorgeberechtigten ein offenes 
Beratungsangebot vorzuhalten. Dieses Angebot kann 
zum Beispiel die Weitergabe von Informationen zu al-
ternativen Unterstützungsmöglichkeiten außerhalb 
des Leistungsspektrums der Kinder- und Jugendhilfe 
beinhalten.

Es wird empfohlen, die für den Prozess der Nachbe-
treuung erforderlichen Zeitanteile im Rahmen der 
Qualitäts- und Leistungsvereinbarung auszuweisen. 

2.1.12  Übergänge in andere Hilfearten und 
-systeme

Im Einzelfall kann es notwendig sein, weiterführende 
Hilfen über die Hilfe zur Erziehung oder andere Sozi-
alleistungsträger hinaus zeitnah einzurichten. Hier ist 
es für die fallverantwortlichen Fachkräfte der Kinder- 
und Jugendhilfe unerlässlich, nicht nur eine gute 
Netzwerkarbeit zu pflegen, sondern mit dafür Sorge 
zu tragen, dass ein verlässliches Schnittstellen- und 
Übergangsmanagement zwischen den Systemen ge-
lingen kann. Ein Übergangsmanagement bietet inso-
weit die Chance, jungen Menschen mit multiplen 
Problemlagen oder auch Mehrfachdiagnosen eine ge-
eignete Unterstützungsleistung zukommen zu lassen 
und leistet möglicherweise einen wertvollen Beitrag 
zur Vermeidung einer Desintegration. 

Die Jugend- und Familienministerkonferenz der Län-
der (JFMK) hat im Mai 2014 eine verbindliche Ange-
botsgestaltung an den Schnittstellen zur Jugendhilfe, 
Arbeitsförderung, zur Schule und Gesundheitshilfe 
sowie eine diesbezügliche Qualifizierung der Struktu-
ren und Mitarbeiterinnen wie Mitarbeiter in den Vor-
dergrund ihres Grundsatzbeschlusses gestellt.43 
Demnach ist es vorrangige Aufgabe der Kinder- und 
Jugendhilfe im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung 
nach §§ 79 ff. SGB VIII, Lücken in den Unterstüt-
zungssystemen zu erkennen und zu vermeiden so-
wie junge Menschen mit entsprechenden Bedarfen 
nachhaltig zu begleiten. Das kann auch bedeuten, 

43 Download des Beschlusses der JFMK unter: https://www.jfmk.
de/index.cfm?uuid=9D4BD0050F45C1BF31E8C7DBB597DE27. 
Letzter Zugriff am 28.03.2018.
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dass junge Menschen, die aus dem System der Kin-
der- und Jugendhilfe ausscheiden – unabhängig von 
der in § 41 SGB VIII vorgesehenen Nachbetreuung 
für junge Volljährige – eine unterstützende Beratung 
und Begleitung erhalten. 

Im Sinne einer Übergangsplanung können die steue-
rungsverantwortlichen Fachkräfte der Jugendhilfe 
beispielsweise prüfen, ob ein Übergangs- bzw. 
Schnittstellenmanagement im Hilfeplan festgehalten 
und mit entsprechenden Zeitanteilen hinterlegt wer-
den kann. Ein weiterer Ansatz ist die Entwicklung ei-
ner sozialraumbezogenen Beratungsinfrastruktur für 
junge Menschen, unter Einbeziehung der Jugendhil-
feplanung auf kommunaler Ebene (s. 2.2.3). 

Zu beachten ist grundsätzlich das Vorrang-Nach-
rang-Verhältnis verschiedener Leistungen und Leis-
tungsträger. Für die Kinder- und Jugendhilfe ist die-
ses in § 10 SGB VIII geregelt. Insbesondere für die 
Sozialgesetzbücher II (Grundsicherung für Arbeitssu-
chende), III (Arbeitsförderung), IX (Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen) und XII (Sozialhilfe) 
können diese Regelungen abweichen. 
Eine leistungsrechtliche Zusammenführung aller Hil-
fen unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe ist 
derzeit nicht möglich. 

Gerade mit Blick auf das Inkrafttreten des Bundesteil-
habegesetzes 2017 (1. Reformstufe) gilt es speziell 
im Bereich der Selbstbestimmung und Teilhabe jun-
ger Menschen, die nicht nur gemäß § 35a SGB VIII 
einen Eingliederungsbedarf haben, seitens der Kin-
der- und Jugendhilfe darauf zu achten, dass die Of-
fenlegung von Hilfeprozessen und -verfahren system-
übergreifend gewährleistet ist. 

2.2 Steuerung der Hilfeart

In Kapitel 2.2 wird zwischen der Steuerung auf der 
Ebene des Einzelfalls und der Steuerung einer Hilfe-
art im Sinne der §§ 79 ff. SGB VIII unterschieden. Im 
Wesentlichen ist hier eine Beschreibung qualitativer 
Aspekte gemeint, die neben der planerischen Dimen-
sion zugleich eine Weiterentwicklung der Hilfeart er-
möglichen und einen Beitrag zur Qualitätsentwick-

lung nach § 79a SGB VIII und zur Wirkungsforschung 
leisten. 

2.2.1 Weiterentwicklung der Hilfeart

Entsprechend ihrer Gesamtverantwortung für die Er-
füllung der Aufgaben des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes (vgl. § 79 SGB VIII) sind die Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe angehalten, „Grundsätze und 
Maßstäbe für die Bewertung der Qualität sowie ge-
eignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung […] 
weiterzuentwickeln, anzuwenden und regelmäßig zu 
überprüfen“ (vgl. § 79a Abs. 1 SGB VIII). Dies betrifft 
die Gewährung und Erbringung von Leistungen, ge-
nauso wie die Erfüllung anderer Aufgaben, den Pro-
zess der Gefährdungseinschätzung nach § 8a und die 
Zusammenarbeit mit anderen Institutionen. 
Dieser gesetzliche Auftrag kann erfolgreich umge-
setzt werden, wenn u. a. im Rahmen von fallbezoge-
nen und -übergreifenden Kooperationsvereinbarun-
gen zwischen den Trägern der Jugendhilfe und mit 
Beteiligung der Adressaten der Hilfe verbindlich ver-
einbart wird, 
• wie und anhand welcher Methoden Hilfeverläufe 

dokumentiert, analysiert und rückblickend bzw. 
fortlaufend bewertet werden,

• wie die gewonnenen Daten von den jeweiligen Ko-
operationspartnern ausgewertet, interpretiert und 
reflektiert werden und schließlich

• wie die gewonnenen Erkenntnisse konkret zu einer 
Überprüfung, Korrektur und Weiterentwicklung der 
Hilfeform führen können. 

Um dem Auftrag der Qualitätsentwicklung nach 
§ 79a SGB VIII kontinuierlich nachkommen zu kön-
nen, bedarf es verlässlicher Grundsätze und Bewer-
tungsmaßstäbe, die für die Träger der Jugendhilfe 
einheitlich festgelegt, überprüfbar gestaltet und ver-
bindlich eingehalten werden sollen. Eine Möglichkeit, 
sich dieser gesetzlich geforderten Qualitätsentwick-
lung gemeinsam anzunähern, ist ein ergebnisoffener 
Qualitätsdialog zwischen Leistungsgewährenden und 
Leistungserbringern.44 

44 Siehe auch: Vortrag von Prof. Dr. Christian Schrapper anlässlich 
der gemeinsamen Fachtagung des Bundesverbandes Erzie-
hungshilfe e. V. (AFET) und der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Landesjugendämter (BAGLJÄ) am 13.04.2015 zum Thema: 
„Vereinbarungen in den ambulanten Erziehungshilfen – nur im 
Dialog entsteht Qualität“; Download unter: http://www.afet-ev.
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Fallbezogen und fallübergreifend bedeutet dies, sich 
über Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität zu ver-
ständigen. Grundlage jeder Qualitätsentwicklung ist 
eine Teilbetrachtung der einzelnen Handlungsschritte 
bzw. Teilprozesse in der Leistungsgewährung und 
der Leistungserbringung. Hierzu ist auf operativer 
Ebene zu beschreiben, welche Anstrengungen des 
jeweiligen Kooperationspartners zu welchem spezifi-
schen (Teil-) Ergebnis geführt haben und welche Res-
sourcen eingesetzt wurden, damit bestimmte Leis-
tungen erbracht werden konnten. 

Im Zuge des dialogischen und kontinuierlich zu be-
treibenden Qualitätsentwicklungsprozesses ist es 
unerlässlich, dass sich die Kooperationspartner über 
grundlegende Zielvorgaben verständigen und einzel-
ne Prozessergebnisse austauschen. Dies kann bei-
spielsweise in Arbeitsgemeinschaften nach § 78 
SGB VIII geschehen. Die gemeinsam entwickelten 
Zielvorgaben können dabei beispielsweise wirt-
schaftliche Aspekte behandeln, aber auch an Be-
darfslagen im Sozialraum ausgerichtet sein, die im 
Rahmen der Jugendhilfeplanung festgestellt werden 
(s. 1.2.8).

Für die Erziehungsbeistandschaft und Betreuungs-
weisung nach § 30 SGB VIII kann ein „offener“ Qua-
litätsdialog bedeuten, dass 
• Konzeptionen und Leistungsvereinbarungen (s. 

1.3.1) grundlegend neu gedacht werden, 
• neue Leistungsangebote und neue Inhalte auf 

kommunaler Ebene konzipiert werden, 
• geeignete Steuerungsmodelle fallbezogen und fall-

übergreifend entwickelt werden, 
• alle Akteure unter Verantwortung des örtlichen Trä-

gers der öffentlichen Jugendhilfe im Einzelfall und 
einschließlich der Eltern bzw. Personensorgebe-
rechtigten gemeinsam und partizipativ wirken kön-
nen und

• die Effektivität der Hilfeart gesteigert werden kann. 

Die Qualitätsentwicklung nach § 79a SGB VIII bietet 
für die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe 
zugleich die Chance, gemeinsam bedarfsgerechte 
und tragfähige Leistungsangebote u. a. im Bereich 
der Hilfen zur Erziehung zu entwickeln. Hierbei wer-

de/aktuell/AFET_intern/PDF-intern/2015/FT-Vereinbarungen/03.
FT-27012015-Vereinbarungen-Schrapper.pdf.

den sie von den nach § 85 Abs. 2 SGB VIII zuständi-
gen Behörden unterstützt (vgl. § 79a S. 3 SGB VIII). 

2.2.2 Evaluation und Fachcontrolling

Die Evaluation einzelner Hilfeverläufe und die Über-
prüfung von Wirkungsweisen (ambulanter) erzieheri-
scher Hilfen im Rahmen des Fachcontrollings dienen 
in erster Linie der Steuerung von Angeboten und 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe im jeweiligen 
Verantwortungsbereich sowie ihrer Qualitätsentwick-
lung. 

Die Entwicklung von inhaltlichen Zielen der Hilfeleis-
tung(en) und die Festlegung von Indikatoren, die das 
tatsächlich erreichte Ergebnis qualitativ messbar ma-
chen, sind gemeinschaftliche Aufgabe von Trägern 
der öffentlichen und freien Jugendhilfe. Abgebildet 
werden müssen sowohl die individuelle Fallebene 
über die SMART-formulierten Ziele (s. 2.1.4) als auch 
die übergreifende Angebotsebene. Die Festlegung 
auf inhaltliche Ziele (z. B. „Persönlichkeitsentwick-
lung des Kindes / Jugendlichen in belasteten Situatio-
nen“ und „Bewältigung von Entwicklungsproble-
men“), die Formulierung von Indikatoren zur 
Messbarkeit und die Bildung nachvollziehbarer Kate-
gorien, die wiedergeben, in welchem Detailgrad das 
vorgegebene Ziel erreicht wurde, sind integrale Be-
standteile dieser Wirkungsüberprüfung und bilden da-
mit eine Dimension der Qualitätssicherung.45 

Die Entscheidung über einen methodischen Einsatz 
von Evaluation, Fachcontrolling und Wirkungsüber-
prüfung als Instrumente der Steuerung ist grundsätz-
lich Leitungsaufgabe. Sofern leistungserbringende 
Fachkräfte an diesen Prozessen beteiligt werden, sol-
len dafür notwendige Zeitressourcen als Stellenanteil 
hinterlegt werden. 

Die übergeordnete Evaluation von Hilfeverläufen und 
die Durchführung eines qualitativ ausgerichteten 
Fachcontrollings leisten außerdem einen Beitrag zur 
Wirkungsforschung und begünstigen wissenschaftli-

45 S. auch: Landesjugendamt Westfalen-Lippe (LWL) und Land-
schaftsverband Rheinland (LVR) – Landesjugendamt: „Aushand-
lung ambulanter Erziehungshilfen mit freien Trägern der Kinder- 
und Jugendhilfe; Eine Arbeitshilfe für Jugendämter“, 2014, a. a. 
O., S. 42 ff. 
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che Untersuchungen zur Frage der Effizienz und Ef-
fektivität von erzieherischen Hilfen.46

2.2.3 Jugendhilfeplanung

Zur Gesamtverantwortung der Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe nach §§ 79 ff. SGB VIII gehört die 
Planung von Beständen, Einrichtungen und Diensten 
der Kinder- und Jugendhilfe unter Berücksichtigung 
der Bedingungen des Sozialraums. Dabei ist zu prü-
fen, inwieweit die Adressatinnen und Adressaten der 
Kinder- und Jugendhilfe beteiligt werden können (z. 
B. über Fragebögen). Die Träger der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe wirken hier zusammen, um ein 
möglichst vielfältiges und aufeinander abgestimmtes 
Angebot von Jugendhilfeleistungen gewährleisten zu 
können. Zielsetzung der Jugendhilfeplanung ist die 
Schaffung einer bedarfsgerechten Kinder- und Ju-
gendhilfelandschaft. Weitere Prämissen ergeben sich 
unmittelbar aus § 80 SGB VIII.47 

Im Kontext der planerischen Steuerung der Hilfe 
nach § 30 SGB VIII ist es vorrangig Aufgabe der leis-
tungserbringenden Träger der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe, relevante Daten, zum Beispiel in der 
Form von Statistiken, zu erheben und der örtlichen 
Jugendhilfeplanung turnusmäßig und in standardisier-
ter Form zur Verfügung zu stellen. Insbesondere bei 
nicht geplanten Beendigungen von Hilfen wird emp-
fohlen, die Gründe dafür zu erheben und auszuwer-
ten. Dieses Vorgehen schließt die nach § 10 Abs. 1 
S. 3 Nr. 5 JGG leistungserbringenden Fachkräfte der 
Jugendhilfe (in Strafverfahren) mit ein. Näheres ist im 
Rahmen von Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen 
zu klären (s. 1.3.1). 

2.2.4 Jugendhilfeausschuss

Der Jugendhilfeausschuss findet seine gesetzliche 
Verankerung in § 71 SGB VIII. Er befasst sich als poli-

46 S. Studien des Instituts für Kinder- und Jugendhilfe (IKJ) Mainz 
e. V. zur Frage von „Wirkungen und Wirkfaktoren der Hilfen zur 
Erziehung“; Download unter: https://www.ikj-mainz.de/index.
php/Projekte_und_Verfahren.html. Letzter Zugriff am 
28.03.2018.

47 S. auch: ZBFS –Bayerisches Landesjugendamt zur „Jugendhilfe-
planung“; Download der Seite unter: http://www.blja.bayern.de/
steuerung/jugendhilfeplanung/index.php; Letzter Zugriff am 
16.06.2017.

tisches Gremium der örtlichen Träger der öffentli-
chen und freien Jugendhilfe sowie jugendhilfeerfah-
renen Repräsentantinnen und Repräsentanten u. a. 
mit der Erörterung aktueller Problemlagen junger 
Menschen und ihrer Familien, der Weiterentwicklung 
der Kinder- und Jugendhilfe, der Jugendhilfeplanung 
und der Förderung der freien Jugendhilfe (vgl. § 71 
Abs. 2 SGB VIII). Er ist ein Teil der zweigliedrigen Or-
ganisationsstruktur der Jugendämter (§ 70 SGB VIII) 
und als solcher maßgeblich für handlungsleitende 
Entscheidungen in grundlegenden Angelegenheiten 
der kommunalen Kinder- und Jugendhilfe. 
Der kommunale Jugendhilfeausschuss bietet poten-
ziellen Trägern der Kinder- und Jugendhilfe außerdem 
ein Forum, sich und ihr Angebot möglicher Maßnah-
men und Leistungen vorzustellen und über konkrete 
Einzelvorhaben zu berichten. Dies kann im weiteren 
Verlauf auch zu einer Befassung durch die Verwal-
tung des Jugendamtes führen. 
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3 Merkmale der Hilfe

Nachfolgend sollen diejenigen besonderen Charakte-
ristika und Kennzeichen der Erziehungsbeistand-
schaft und Betreuungsweisung beschrieben werden, 
die Alleinstellungsmerkmale der Hilfe und ihr Profil 
begründen. 

3.1 Zielgruppe

Die Erziehungsbeistandschaft und die Betreuungs-
weisung richten sich vorrangig an junge Menschen 
mit individuellen Entwicklungsschwierigkeiten und an 
Eltern bzw. Personensorgeberechtigte, die eine ge-
mäß § 27 Abs. 1 SGB VIII formulierte Unterstüt-
zungsleistung der Kinder- und Jugendhilfe benötigen. 
Im Mittelpunkt der Hilfe steht der junge Mensch und 
das auf ihn zugeschnittene Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebot. Die Hilfe steht altersunabhängig allen 
Kindern, Jugendlichen und jungen Volljährigen offen. 
Entscheidend ist einzig der von den steuerungsver-
antwortlichen Fachkräften festzustellende erzieheri-
sche Bedarf. 
Als Hilfe zur Erziehung nach SGB VIII wie auch als Er-
ziehungsmaßregel nach dem JGG ist die Hilfestel-
lung bei Vorhandensein folgender Problemstellungen 
sinnvoll einzusetzen: 
• Der junge Mensch benötigt Hilfe zur Bewältigung 

von Entwicklungsaufgaben (z. B. in Form einer 
Auseinandersetzung mit Identitäten, Rollenbildern, 
Geschlechtern, Verhaltensmustern, Erziehungssti-
len, Weltanschauungen, Kulturen und Religionen 
sowie dem Aufbau von tragfähigen Beziehungen, 
Kommunikationsformen etc.). 

• Der junge Mensch benötigt aufgrund eines aktuel-
len Konfliktes oder einer aktuellen Krise, die nicht 
innerfamiliär gelöst werden kann, eine Hilfestellung 
von außen (z. B. Differenzen mit Eltern, Schule / 
Lehrern, Arbeitgeber / Kollegen, Freundeskreis / 
Peer Group oder besonders akute Problematiken 
wie Trennung und Scheidung der Eltern, Erkran-
kung eines Elternteils, Gewalterfahrung in der Fa-
milie oder im Freundeskreis etc.). 

• Der junge Mensch hat einen besonderen Bedarf (z. 
B. aufgrund von krankheitsbedingten Belastungen, 
die seine Entwicklung hemmen). 

Zur Zielgruppe des Erziehungsbeistands bzw. Betreu-
ungshelfers gehören grundlegend die Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten des jungen Menschen. 
Hier gilt es vorrangig eine (Wieder-) Herstellung trag-
fähiger Familienbeziehungen sowie der Erziehungsfä-
higkeit zu fördern. 

Die Erziehungsbeistandschaft bzw. Betreuungswei-
sung kann auch eingesetzt werden
• zur Entwicklung von Anschlussperspektiven im 

Nachgang von stationären und teilstationären Maß-
nahmen, 

• in Verbindung zu anderen Hilfen zur Erziehung, bei 
denen der junge Mensch nicht im Fokus steht (z. 
B. Erziehungsberatung oder Sozialpädagogische 
Familienhilfe),

• zur Sicherstellung des Schutzauftrags gemäß § 8a 
SGB VIII in Verbindung mit Maßnahmen nach 
FamFG bzw. § 1666 Abs. 3 BGB sowie

• zur Abwendung gravierender Rechtsfolgen im Ju-
gendstrafverfahren.

3.2 Dauer und Umfang der Hilfe

Dauer und Umfang der Hilfe nach § 30 SGB VIII wie 
auch der Weisung nach § 10 JGG orientieren sich 
grundlegend an der individuellen Bedarfsstellung des 
jungen Menschen. Die Hilfeleistung ist dabei länger-
fristig anzulegen. Dadurch wird sichergestellt, dass 
junger Mensch und Erziehungsbeistand bzw. Betreu-
ungshelfer eine tragfähige Beziehung entwickeln 
können, die es zugleich ermöglicht, Vertrauen aufzu-
bauen und auf eine kontinuierliche Zusammenarbeit 
ausgerichtet ist. Eine nachhaltige Veränderung von 
Verhaltensweisen oder eine Bewältigung von Ent-
wicklungsproblemen ist nur dann möglich, wenn 
Dauer und Umfang der Hilfestellung so bemessen 
werden, dass pädagogische Konzepte und Methoden 
ihre Wirkung entfalten können. Der Erziehungsbei-
stand bzw. Betreuungshelfer muss deshalb die Mög-
lichkeit erhalten, den jungen Menschen in seinen 
vielfältigen sozialen Bezügen zu erleben. 
Nach dieser Maßgabe sollte die Dauer einer Erzie-
hungsbeistandschaft bzw. Betreuungsweisung im 
Regelfall zwischen sechs Monaten und einem Jahr 
betragen – abhängig von der vereinbarten Intensität 
bzw. von Stundenkontingenten im Rahmen der Quali-
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täts- und Leistungsvereinbarung (s. 1.3.1). Dazu ge-
hört auch eine Beschreibung von Betreuungsform 
und -umfang (z. B. Einzel-, Gruppenkontakte und Un-
terscheidungen zur Hilfe nach § 35 SGB VIII). 
Optional und unter Berücksichtigung von Entwick-
lungsverläufen sowie festgelegten Zielen im Rahmen 
der Hilfeplanung (s. 2.1.2 und 2.1.4) können Dauer 
und Umfang der Hilfe im Einzelfall angepasst wer-
den. 

3.3 Exklusivität der 
Betreuungsform

Ein wesentliches Strukturmerkmal der Hilfe zur Erzie-
hung gemäß § 30 SGB VIII bzw. der Erziehungsmaß-
regel nach dem JGG ist die Exklusivität der Betreu-
ungsform. Bereits der titelgebende § 30 SGB VIII 
personalisiert den Erziehungsbeistand bzw. Betreu-
ungshelfer: 
„Der Erziehungsbeistand und der Betreuungshelfer 
sollen das Kind oder den Jugendlichen bei der Bewäl-
tigung von Entwicklungsproblemen möglichst unter 
Einbeziehung des sozialen Umfeldes unterstützen 
und unter Erhalt des Lebensbezuges zur Familie sei-
ne Verselbständigung fördern.“

Damit wird vorrangig die 1:1-Situation beschrieben, in 
der sich der junge Mensch und der Erziehungsbei-
stand bzw. Betreuungshelfer begegnen. Dieser per-
sönliche Bezug erfordert Kontinuität (s. 3.2) genauso 
wie Vertrauen und Akzeptanz als Arbeitsgrundlage. 

Gerade wegen des exklusiven Settings ist im Rah-
men der Hilfeplanung darauf zu achten, dass frühest-
möglich eine Anbahnung zwischen jungem Mensch 
und Erziehungsbeistand bzw. Betreuungshelfer statt-
finden kann (s. 2.1.7). Im Rahmen der Qualitäts- und 
Leistungsvereinbarung und unter Berücksichtigung 
des organisatorischen Rahmens kann außerdem sei-
tens der fallverantwortlichen Träger der Jugendhilfe 
darauf geachtet werden, dass nach Möglichkeit ein 
entsprechender Mitarbeiterstamm mit unterschiedli-
chen Helferprofilen vorgehalten wird (z. B. hinsicht-
lich Alter, Geschlecht, fachlicher Kompetenz etc.). 
Im Kontext der beidseitig zu bewältigenden Bezie-
hungsarbeit ist es grundsätzlich auch möglich, dass 
sowohl der junge Mensch wie auch die leistungser-

bringende Fachkraft der Jugendhilfe den Hilfeprozess 
beenden können, ohne dass dieses als Scheitern der 
Hilfe gewertet wird (s. 2.1.9). 

3.4 Beziehungsqualität und 
Haltung

Die Gestaltung von Beziehung sowie das Herstellen 
einer wertschätzenden Grundhaltung durch die leis-
tungserbringenden Fachkräfte tragen wesentlich zum 
Gelingen der Erziehungsbeistandschaft und Betreu-
ungsweisung bei. Der Erziehungsbeistand bzw. Be-
treuungshelfer ist regelhaft eine sozialpädagogische 
Fachkraft, die sich substanziell über die eigene Per-
sönlichkeit in den Arbeitsprozess mit den Adressatin-
nen und Adressaten einbringt. Das Einsetzen der ei-
genen Persönlichkeit kann gleichwohl methodisch 
fundiert und Ausdruck der inneren Haltung sein. Im 
Arbeitsprozess mit dem jungen Menschen ist deswe-
gen kontinuierlich zu reflektieren, inwieweit beispiels-
weise noch eine professionelle Distanz bzw. „kriti-
sche Nähe“ zwischen Fachkraft und jungem Mensch 
vorhanden ist bzw. wie differenziert die Adressatin-
nen und Adressaten mit der Beziehungsintensität 
dieser Hilfeart dauerhaft umgehen können. Diffusio-
nen können zum Beispiel dadurch entstehen, dass 
der Erziehungsbeistand bzw. Betreuungshelfer als 
Freund-, Geschwister- und Vater- / Mutterersatz 
wahrgenommen wird oder als anderes Familienmit-
glied. 
Aus den genannten Gründen kann es sinnvoll sein, 
vor Beginn der Leistungserbringung folgende Aspek-
te zu klären:
• Rolle, Funktion und Aufgabe des Erziehungsbei-

stands, Betreuungshelfers,
• Fähigkeiten des Erziehungsbeistands oder Betreu-

ungshelfers im Kontext von Genderaspekten sowie 
dem Wunsch- und Wahlrecht (s. 1.5.2) sowie

• Grenzen der Verschwiegenheit, Vertraulichkeit und 
Aufrechterhaltung des Kinderschutzes. 

Zur Gestaltung der Beziehungsqualität kann es neben 
einem entsprechenden Zeitanteil in der Kennenlern-
phase (s. 4.6) außerdem angebracht sein, in Bezug 
auf Neigungen und Interessen des jungen Menschen 
bei der Anbahnung der Hilfe auf besondere Qualifika-
tionen des Erziehungsbeistands zu achten. 
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Die Gestaltung der Beziehungsqualität schließt ein, 
dass im Aushandlungs- und Arbeitsprozess des Erzie-
hungsbeistands bzw. Betreuungshelfers mit den Ad-
ressatinnen und Adressaten gemeinsame Arbeiten 
und Projekte durchgeführt werden (z. B. erlebnispäd-
agogische Aktionen im Sozialraum, Erstellen von For-
mularen, Einüben von Mimik, Gestik und Rhetorik so-
wie von Ordnungsstrukturen im häuslichen Umfeld). 
Durch ein Erleben des Zusammenspiels von Energie 
bzw. Motivation und Aktivität entfaltet die Erzie-
hungsbeistandschaft bzw. Betreuungsweisung hier 
ihre besondere Wirkung. 

Die Haltung des Erziehungsbeistands bzw. Betreu-
ungshelfers sollte grundlegend geprägt sein von 
Wertschätzung, Unvoreingenommenheit, Akzeptanz, 
Authentizität, Empathie und Motivationsstärke. 

3.5 Interaktion mit der 
Lebensumwelt und dem 
Sozialraum

Die sozialräumliche Ausrichtung von Angeboten (s. 
1.2.8) als Ressource für die Adressatinnen und Adres-
saten war und ist im Kontext professionellen (sozial-) 
pädagogischen Handelns ein integraler Bestandteil. 
Als Merkmal der Hilfeart nach § 30 SGB VIII und 10 
JGG kommt der Orientierung am und im Sozialraum 
genauso eine mehrfache Bedeutung zu wie in der Ge-
staltung von einer Interaktion mit den Adressatinnen 
und Adressaten. So ist eine Zielsetzung der Hilfeart, 
dass der Bezug zur Lebenswelt erhalten, ausgebaut 
und verbessert sowie das „soziale Umfeld“ einbezo-
gen werden soll. Das bedeutet in der Praxis, dass Er-
ziehungsbeistände wie auch Betreuungshelfer sich 
zum einen auf ganz unterschiedliche Lebenswelten 
der Adressatinnen und Adressaten einlassen müssen 
und zum anderen, dass an der Herstellung von Le-
bens- und Sozialraumbezügen aktiv gearbeitet werden 
muss. Dieser von der Fachkraft zu gestaltende Inter-
aktionsprozess kann mitunter eine pädagogische Her-
ausforderung darstellen, ist doch im Einzelfall darauf 
zu achten, wie Bezugssysteme (hier: Familie) auf die 
angestoßenen Veränderungen reagieren. 

Notwendig für eine lebenswelt- und sozialraumorien-
tierte Arbeit ist der fallübergreifende Erwerb einer 

umfassenden Kenntnis der sozialräumlichen Struktu-
ren und möglicher Angebote. Dies schließt ein Ken-
nenlernen von Plätzen, Straßen, Natur, Gebäuden, 
Angeboten, Vereinen, Diensten, Nachbarschaften 
und Netzwerken ein. Methodisch kann dies beispiels-
weise in Form der Erstellung einer sogenannten 
Netzwerkkarte mit allen für den jungen Menschen 
bedeutsamen Personen, Einrichtungen, Diensten und 
Institutionen – einschließlich der Kennzeichnung von 
„kritischen“ Orten und „Hot Spots“ – sein. 
Grundlage des pädagogischen Handelns ist hier ein 
Nutzen der Expertise der Adressatinnen und Adres-
saten über ihre Lebenswelt und ihren Sozialraum. 

3.6 Aufsuchende Arbeit

Erziehungsbeistandschaft und Betreuungsweisung 
sind ambulant erbrachte Hilfen zur Erziehung nach 
dem SGB VIII bzw. Weisungen nach dem JGG. Sie 
werden vorwiegend in der Lebenswelt der Adressa-
tinnen und Adressaten sowie im Sozialraum erbracht. 
Die leistungserbringenden Fachkräfte verfolgen hier 
klare „Geh-Strukturen“ und begegnen ihrer Zielgrup-
pe zum überwiegenden Teil im ausgewiesenen 
Handlungsfeld. Dies schließt nicht aus, dass Gesprä-
che in den Büroräumen der leistungserbringenden 
Fachkraft geführt werden. 

3.7 Hilfe im Zwangskontext

Zwangsweise angeordnete pädagogische Maßnah-
men können zunächst dem Verständnis von Freiwil-
ligkeit bzw. Motivierung junger Menschen und deren 
aktiver Beteiligung im Hilfeprozess widersprechen. 
Vor allem jugendliche Straftäter befinden sich in 
Zwangskontexten, die sich im schwierigen Verhältnis 
von Unfreiwilligkeit und der Bereitschaft, Unterstüt-
zungsangebote anzunehmen, niederschlagen. Es 
geht im übertragenen Sinn um das Erleben von 
Macht bzw. Ohnmacht, von Kontrolle und Kontroll-
verlust, aber auch um Motivation und die Bereit-
schaft zur Veränderung beim jungen Menschen. Letz-
tere kann von außen beeinflusst und angestoßen 
werden. Dies ist wesentliche Aufgabe der (Sozial-) 
Pädagogik, insbesondere der leistungserbringenden 
Fachkräfte. Sie haben in diesem Zusammenhang mit 
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den Spannungen und Ambivalenzen umzugehen, die 
sich oft zeigen, wenn Adressatinnen und Adressaten 
behördlich ausgelösten Machtasymmetrien gegen-
überstehen. 
Der Zwangskontext allein, der häufig entsteht, wenn 
jugendgerichtliche Maßnahmen dem jungen Men-
schen aufoktroyiert werden, sagt zunächst nichts 
über die Motivation des jungen Menschen aus. Es ist 
durchaus möglich, dass eine solche auch zur Annah-
me von extern veranlassten Hilfen besteht. Die oft 
diskutierte „fehlende Motivation“ oder mangelnde 
Mitwirkungsbereitschaft des jungen Menschen ist 
vielmehr Anlass zur pädagogischen Intervention. 
Dennoch ist die Ablehnung von Maßnahmen durch 
den jungen Menschen und ggf. seine Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten im Rahmen der Durch-
führung regelhaft zu hinterfragen. 

Der Zwangskontext zeigt sich grundsätzlich in zwei-
erlei Hinsicht: Erstens durch die Anordnung des Ju-
gendgerichts, zweitens durch die drohende Sanktio-
nierung bei fehlender Mitwirkung. Der 
Sanktionsdruck bietet die Möglichkeit, dem jungen 
Menschen vielleicht letztmalig ein jugendhilfebasier-
tes Angebot zu unterbreiten und eine positive Ent-
wicklung einzuleiten. 
Hier kommt den im Jugendstrafverfahren mitwirken-
den Fachkräften der Jugendhilfe eine entscheidende 
Rolle zu, denn diese leiten die Unterstützungsange-
bote ein, sie vermitteln die leistungserbringende 
Fachkraft oder führen die Maßnahme selbst durch 
(vgl. § 38 Abs. 2 JGG), und sie schlagen ggf. im Rah-
men ihrer Überwachungsaufgabe dem Jugendgericht 
eine Änderung der Weisung vor, bevor diese zu 
scheitern droht.48 

Die leistungserbringenden Betreuungshelfer sind ge-
fordert, auf der Grundlage einer aktivierenden Bezie-
hungsgestaltung (s. 3.4 und 4.2) dem jungen Men-
schen im Zwangskontext zu begegnen. Es gilt, über 
erste pragmatische Schritte (z. B. Klärung von Kon-
texten und Bezügen; s. 4.6) und einer grundlegend 
akzeptierenden Haltung (Motto: „Die Tat wird abge-
lehnt, nicht die Person.“; s. 3.4) Arbeitsbündnisse 
herzustellen, aus denen eine professionell gesteuerte 
Hilfequalität erwachsen kann. 

48 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Fachli-
che Empfehlungen für die Mitwirkung der Jugendhilfe in Verfah-
ren nach dem Jugendgerichtsgesetz. A. a. O., S. 37 ff. 



46

Umsetzung der Hilfe und beispielhafter Verlauf4
4 Umsetzung der Hilfe 

und beispielhafter 
Verlauf 

In der Erziehungsbeistandschaft nach § 30 SGB VIII 
wie auch in der Betreuungsweisung nach § 10 JGG 
wird grundlegend ein integrativer Handlungsansatz 
verfolgt, um die Entwicklung junger Menschen zu ei-
ner eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit zu fördern. Im konkreten Einzelfall kön-
nen in der Durchführung der Hilfe unterschiedliche 
pädagogische Methoden zum Einsatz kommen, wel-
che durch die leistungserbringenden Fachkräfte der 
Jugendhilfe auf die individuellen Erfordernisse des 
konkreten Einzelfalls hin auszugestalten sind. Über 
den Einzelfall hinaus können diese sowohl indirekt-in-
terventionsbezogene als auch struktur- und organisa-
tionsbezogene Methoden sein.49 
Für die Aufgabenerfüllung des Erziehungsbeistands 
bzw. des Betreuungshelfers ist prinzipiell keine ge-
sonderte Zusatzqualifikation etwa im Bereich der Er-
lebnispädagogik erforderlich (s. 1.2.2). 

Die methodische Ausrichtung der Hilfe ist vorab zwi-
schen den mitwirkenden Trägern der Kinder- und Ju-
gendhilfe zu kommunizieren und im Rahmen von Ko-
operations- wie auch Qualitäts- und 
Leistungsvereinbarungen festzuhalten (s. 1.3.1). 

4.1 Methodische Durchführung

Die methodische Durchführung der Hilfe folgt den all-
gemeinen methodischen und professionstypischen 
Handlungsgrundsätzen von klientenzentrierter Bera-
tung und Unterstützung, der individuellen Befähigung 
zur Teilhabe am öffentlichen Leben, dem Abbau von 
Benachteiligungen und dem Erwerb sozialer Kompe-
tenzen. Der Handlungszusammenhang zwischen me-
thodischer Ausrichtung und Gesetzeswortlaut der Hil-
feart ist damit unmittelbar gegeben. Eine 

49 Zu dieser Differenzierung grundlegend: Galuske, Michael (2013; 
s. Quellen- und Literaturverzeichnis). Ausführlich zu Methoden 
in der Erziehungsbeistandschaft: Kirchner, Andreas, a. a. O., S. 
263ff. 

grundsätzliche Festlegung auf bestimmte Handlungs-
ansätze ist nicht erforderlich. Ein sinnvoller sowie ge-
zielter Einsatz unterschiedlicher und vielfältiger Me-
thoden ist erwünscht. 

Zur Form der direkt interventionsbezogenen Metho-
den, die eine direkte Interaktion zwischen den Adres-
satinnen und Adressaten der Hilfe sowie den leis-
tungserbringenden Fachkräften der Jugendhilfe 
beschreiben, gehören stellvertretend Einzel(fall)arbei-
ten, gruppen- und freizeitpädagogische Angebote so-
wie das Arbeiten mit und in der Familie. Kontextbezo-
gen können die mitwirkenden Fachkräfte dann 
konkrete Methoden wie 
• die klassische sozialpädagogische (Einzel-) Bera-

tung, 
• das Case Management, 
• die Einzelunternehmung, 
• die fallbezogene und fallübergreifende Netzwerkar-

beit, 
• die Arbeit in Gruppen und / oder
• das Gestalten von und Arbeiten in freizeit- und er-

lebnispädagogischen Angeboten 

bedarfsgerecht anwenden.

Zur Form der indirekt interventionsbezogenen Metho-
den, die vorrangig reflexiv wirken und das professio-
nelle Handeln der Fachkräfte in den Blick nehmen, 
gehören 
• die Supervision,
• die kollegiale Beratung, 
• die (Selbst-) Evaluation, 
• die Fortbildung sowie
• eine sozialraumorientierte Netzwerkarbeit. 

Struktur- und organisationsbezogene Methoden, die 
sich auf strukturelle und prozesshafte (Weiter-) Ent-
wicklungen fallbezogener und fallübergreifender 
Handlungsansätze beziehen, ermöglichen eine „Koor-
dination und Organisation“ der täglichen Fallarbeit 
genauso wie eine übergeordnete Planung der Hilfeart 
(z. B. im Rahmen der Jugendhilfeplanung). Sie er-
möglichen eine Adaption (sozial-) pädagogischen 
Handelns an Adressatin und Adressat sowie die je-
weilige Lebenswelt. 
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4.2 Gestaltung von Beziehungen

Die Erziehungsbeistandschaft und Betreuungswei-
sung ist als ein Hilfeangebot zu verstehen, das sich 
direkt am Kind oder Jugendlichen und seiner Lebens-
situation, seiner Problemlage, seinem individuellen 
Bedarf orientiert. Durch diesen direkten Fokus auf 
den jungen Menschen selbst kommt dem Bezie-
hungsaspekt zwischen ihr bzw. ihm und dem Erzie-
hungsbeistand eine zentrale Bedeutung zu. Ein derar-
tiges Hilfeangebot ist vor diesem Hintergrund auch 
als ein Beziehungsangebot an den jungen Menschen 
zu verstehen (s. 3.4). 

Gelingt es, dass Kinder, Jugendliche und junge Voll-
jährige dieses Beziehungsangebot annehmen, wirkt 
sich dies unmittelbar positiv auf den Hilfeverlauf aus. 
Es kann ein Vertrauensverhältnis entstehen, das dem 
jungen Menschen ermöglicht, offen über seine Anlie-
gen, Belastungen etc. zu sprechen und somit Lö-
sungsansätze entsprechend der im Hilfeplan formu-
lierten Ziele erarbeitbar macht. Nur wenn es dem 
Erziehungsbeistand bzw. Betreuungshelfer gelingt, 
eine professionelle, vertrauensvolle und tragfähige 
Beziehung zum Kind, Jugendlichen oder jungen Er-
wachsenen aufzubauen, können auf dieser Basis die 
Bedarfe der Adressatinnen und Adressaten in ihrem 
Sinne bearbeitet werden. 

Hiermit ist zugleich ein zentrales Element eines An-
forderungsprofils für Erziehungsbeistände beschrie-
ben (s. 3.4): Es bedarf der Bereitschaft, mit jungen 
Menschen in Beziehung zu gehen, sich auf die Le-
benswelt des jungen Menschen einzulassen, auch 
wenn abweichende Lebensvorstellungen,  
-entwürfe und Wertvorstellungen existieren. Den jun-
gen Menschen in seinem Empfinden ernst zu neh-
men, mit Klarheit, Authentizität und Wertschätzung 
zu begegnen, kann als elementarer Bestandteil einer 
Haltung gelten, die neben methodischem Rüstzeug – 
gerade in der Erziehungsbeistandschaft als persona-
ler Einzelfallhilfe – eine besondere Bedeutung inne-
hat (s. 3.4). 

Auch wenn die Erziehungsbeistandschaft den jungen 
Menschen direkt in den Fokus nimmt, stellen die fa-
miliären Bezüge doch einen beachtenswerten Span-
nungsmoment dar. Dies bedeutet, auf die Beziehun-

gen im familiären System einzugehen und in die 
Ausgestaltung der Hilfe aufzunehmen. Weitere bezie-
hungsrelevante Anknüpfungspunkte ergeben sich 
über die Gruppe der Gleichaltrigen („Peer Group“), in 
Schule und / oder Ausbildung sowie andere bedeut-
same soziale Bezüge des jungen Menschen.

4.3 Bewältigung von 
Entwicklungsproblemen

Kinder und Jugendliche, die einer Unterstützung 
durch „Hilfen zur Erziehung“ oder „Erziehungsmaß-
regeln“ bedürfen, sind von sozialen Problemlagen er-
fasst, die sich auf individueller Ebene auswirken und 
im Erleben und Verhalten niederschlagen können. 
Die individuellen Ressourcen der Adressatinnen und 
Adressaten reichen hier oft nicht aus, um den Prob-
lemlagen adäquat begegnen zu können. Nach Fest-
stellung von „Risiken und Ressourcen“ im Rahmen 
der Hilfeplanung gilt es für den Erziehungsbeistand 
bzw. Betreuungshelfer, die Situation des jungen 
Menschen möglichst ganzheitlich zu erfassen, um ei-
nen Antrieb zur „Hilfe zur Selbsthilfe“ geben zu kön-
nen und interne wie externe Ressourcen für den jun-
gen Menschen zugänglich zu machen. Damit werden 
Voraussetzungen für eine mögliche Bewältigung indi-
vidueller Problemlagen geschaffen. 

4.4 Erweiterung der 
Handlungskompetenzen

Für das Handeln als Erziehungsbeistand bzw. Betreu-
ungshelfer ist in Verbindung mit einer konkreten Un-
terstützungsleistung für den jungen Menschen ne-
ben der Herstellung und Gestaltung einer 
vertrauensvollen Beziehungsebene die konkrete Un-
terstützung durch ein „gemeinsames Tun und Schaf-
fen“ bedeutsam. Der Erziehungsbeistand bzw. Be-
treuungshelfer übernimmt hier eine Vorbildfunktion. 
Im Rahmen der Hilfe gilt es, dem jungen Menschen 
neue Erfahrungsräume zu schaffen, in denen Selbst-
wirksamkeit erfahrbar wird. Durch die Unterstützung 
des Erziehungsbeistandes oder Betreuungshelfers 
können unter anderem Reflexionsprozesse angeregt 
werden, die es dem Kind, dem Jugendlichen oder 
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dem jungen Erwachsenen ermöglichen, eigene An-
teile an positiven wie auch negativen Entwicklungen 
zu erkennen. Erfolgreiche Handlungen können bestä-
tigt und bestärkt, nicht zielführende oder nicht ad-
äquate Handlungsstrategien als solche identifiziert 
werden. Dieser Lern- und Erfahrungsprozess ist ge-
kennzeichnet von einer dynamischen Wechselwir-
kung. 
Der Transfer positiver Erfahrungen auf neue, uner-
wartete Situationen stellt eine weitere, gemeinsame 
Reflexionsaufgabe im Hilfeverlauf dar. Auf diese Wei-
se kann es dem jungen Menschen gelingen, seine 
Handlungsoptionen zu entdecken, erproben und zu 
reflektieren, um darauf basierend neue Handlungs-
muster anzulegen und neue Kompetenzen zu erwer-
ben. 
Die Umsetzung dieses Transfers zwischen Erweite-
rung individueller Kompetenzen und Selbstwirksam-
keitserfahrungen trägt gleichwohl zur Entwicklung ei-
nes positiven Selbstkonzeptes bei.50 

4.5 Förderung der Verselbstständigung

Die Förderung der Verselbstständigung meint nicht 
ausschließlich eine Loslösung aus bisherigen familiä-
ren oder sozialen Bezügen der jungen Menschen. Die 
Förderung der Verselbstständigung als Entwicklungs- 
und Handlungsziel (s. 2.1.4) ist von der Hilfe nach 
§ 41 Abs. 3 SGB VIII grundlegend zu unterscheiden. 
Die Förderung eines Verselbständigungsprozesses 
beginnt vielmehr dort, wo Eigenverantwortung in ei-
nem (alters-) angemessenen Rahmen an- und wahr-
genommen werden kann und der junge Mensch als 
handelndes Subjekt Selbstständigkeit und Selbstbe-
stimmung erfährt. 
Den Ressourcen der Adressatinnen und Adressaten 
kommt hier neben dem Erwerb von Handlungskom-
petenzen und Bewältigungsstrategien eine besonde-
re Bedeutung zu. Persönliche, soziale, familiäre, ma-
terielle und netzwerkbezogene Ressourcen sind 
grundsätzlich in verschiedenen Ausprägungen vor-
handen, können aber von den jungen Menschen und 
den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten oft nicht 
adäquat eingesetzt werden. Das Erkennen und Nutz-
barmachen dieser Ressourcen ist nicht nur eine der 

50 Vgl. hierzu grundlegend: Keupp / Ahbe / Gmür et al. (Hrsg.): 
„Identitätskonstruktionen: Das Patchwork der Identitäten in der 
Spätmoderne“, 2002, Rowohlt, Hamburg.

zentralen Aufgaben für Erziehungsbeistände bzw. Be-
treuungshelfer, sie ist vielmehr auch in einen Ab-
gleich mit einer „Förderung der Verselbständigung“ 
als Zielsetzung im Hilfeprozess zu bringen. Dazu ge-
hören neben der unter 1.2.8 und 3.5 beschriebenen 
Ressourcenförderung im Sozialraum beispielsweise:
• die Einübung sozialer, emotionaler und kognitiver 

Kompetenzen,
• die Einübung von Umgangs- und Verhaltensregeln, 
• die Entwicklung einer Position gegenüber basisde-

mokratischen Normen und Werten, 
• die Entwicklung von Zukunftsperspektiven (z. B. 

Schule, Beruf, Partnerschaft etc.) sowie 
• die Einübung von Eigenverantwortlichkeit. 

Zur Förderung der Verselbstständigung gehört auch 
die Auflösung des Beziehungskontraktes zwischen 
Erziehungsbeistand bzw. Betreuungshelfer und den 
Adressatinnen und Adressaten am Ende der Hilfe (s. 
2.1.9 und 4.6.12). 

4.6 Beispielhafter Verlauf der 
Hilfe

Es kann davon ausgegangen werden, dass sowohl die 
Erziehungsbeistandschaft als Hilfe zur Erziehung ge-
mäß §§ 27 i. V. m. 30 SGB VIII als auch die Betreu-
ungsweisung gemäß § 10 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 JGG im 
Regelfall einem idealtypischen und prozesshaften Pha-
senverlauf unterliegt. Dieser reicht von der Einleitung 
der Hilfe bis zum Abschluss derselben und soll nach-
folgend beispielhaft skizziert werden. Krisensituatio-
nen, die eine pädagogische Intervention oder Ände-
rung in der Hilfeleistung erfordern, sind darin nicht 
abgebildet. Nicht mit abgebildet wurde außerdem der 
Verlauf des Jugendstrafverfahrens, der möglicherwei-
se Einfluss auf einzelne Prozessschritte nehmen kann. 

4.6.1  Hilfegewährung

Der Teilschritt der Hilfegewährung ist unter 2.1 aus-
führlich beschrieben. Es wird noch einmal darauf hin-
gewiesen, dass die Zugänge zur Hilfe zur Erziehung 
nach dem SGB VIII und zur Erziehungsmaßregel nach 
dem JGG unterschiedlich ausgestaltet sein können 
und dem jeweils eine Einzelfallentscheidung der ver-
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antwortlichen Fachkräfte der Jugendhilfe auf der 
Grundlage des Hilfeplanverfahrens vorausgeht. 

4.6.2 Einleitungs- und Anbahnungsphase

In dieser Phase findet vorrangig eine Auftragsklärung 
und Prüfung der geeigneten Maßnahme durch die 
fallverantwortlichen Fachkräfte der örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe statt. Abhängig von den 
jeweiligen Entscheidungskompetenzen wird der Fall 
ggf. teamintern vorgestellt und es findet ein Aus-
tausch über die aktuelle Situation des zu betreuen-
den jungen Menschen und seiner Familie statt. Der 
zuvor festgestellte Hilfebedarf wird im Beisein der 
Familie weiter qualifiziert und ausdifferenziert. Der 
Rahmen zur Durchführung wird festgelegt (s. 2.1), 
erste Zielformulierungen werden vorgenommen. 

4.6.3 Einbezug des Leistungserbringers

Nach der Festlegung des erzieherischen Bedarfs und 
der Entscheidung für eine Erziehungsbeistandschaft 
bzw. Betreuungsweisung als geeignete und notwen-
dige Hilfe stellen die steuerungsverantwortlichen 
Fachkräfte der Jugendhilfe eine Fallanfrage bei mögli-
chen Leistungserbringern. Nach erfolgreicher Sondie-
rung erfolgt ein Abgleich des Hilfeplans sowie eine 
Vereinbarung zum Vorstellungsgespräch im Beisein 
des jungen Menschen und seiner Familie. 

4.6.4 Erstgespräch: Junger Mensch – Familie – 
Leistungsverantwortliche 

Alle Beteiligten werden von der steuerungsverant-
wortlichen Fachkraft der Jugendhilfe zu einem Ge-
spräch eingeladen. Dieses kann in den Räumlichkei-
ten der mitwirkenden Träger der Jugendhilfe 
stattfinden oder im Rahmen eines Hausbesuchs bei 
der Familie. Der junge Mensch steht im Fokus dieses 
Gesprächs. Es soll nicht über ihn, sondern mit ihm 
gesprochen werden. Eine aktive Einbeziehung findet 
statt, seinen Wünschen soll nach Möglichkeit ent-
sprochen werden. Gesprächsgegenständlich sind 
eine erste gegenseitige Vorstellung, der Austausch 
über die aktuelle Lebenssituation, Ressourcen des 
jungen Menschen, seiner Familie und seines Sozial-

raums sowie ein Abgleich der Problemsichtweisen. 
Alle Beteiligten erhalten die Möglichkeit, ihre Position 
zu den Erwartungen an die Erziehungsbeistandschaft 
zu äußern und werden so in die erste Bestandsauf-
nahme und Operationalisierung der Zielsetzungen 
einbezogen. Bei den gemeinsam formulierten und 
vereinbarten Zielvereinbarungen sind die Motivation 
(Mitwirkungswille) sowie die zeitlichen wie auch per-
sonellen Ressourcen der Adressatinnen und Adressa-
ten zu beachten (z. B. in Abhängigkeit von Berufstä-
tigkeit der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten. 
Durch den Erziehungsbeistand bzw. Betreuungshel-
fer werden die in diesem Rahmen möglichen Unter-
stützungsmöglichkeiten benannt. 

4.6.5 Übergabe notwendiger Unterlagen

Besteht Konsens über die Arbeitsbeziehung, werden 
unter Beachtung des Sozialdatenschutzes seitens 
des steuerungsverantwortlichen Trägers der Jugend-
hilfe alle zur Durchführung der Hilfe fallrelevanten Un-
terlagen an den Erziehungsbeistand, Betreuungshel-
fer übergeben. Dazu gehört insbesondere ein Auszug 
aus dem Hilfeplan.

4.6.6  Nicht-Zustandekommen der Hilfe

Der junge Mensch, seine Eltern bzw. Personensorge-
berechtigten und die mitwirkenden Träger der Ju-
gendhilfe erörtern die Möglichkeit eines Nicht-Zustan-
dekommens der geplanten Hilfen. Alle am Prozess 
beteiligten Personen haben die Möglichkeit, beste-
hende Bedenken und Vorbehalte zu äußern. Diese 
sind seitens der steuerungsverantwortlichen Fach-
kraft zu protokollieren. Kann keine Klärung bzw. Eini-
gung erfolgen, ist seitens der steuerungsverantwortli-
chen Fachkräfte der Jugendhilfe im Zusammenwirken 
mit allen Beteiligten zu entscheiden, welche weiteren 
Schritte erfolgen müssen. Gegebenenfalls muss noch 
einmal neu in den Prozess der Hilfeplanung eingestie-
gen werden. Grundsätzlich sollen jedoch alle Beteilig-
ten die Möglichkeit haben, das Anlaufen der Maßnah-
me zu unterbinden, ohne dass daraus negative Folgen 
für den jungen Menschen entstehen. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn die Betreuungsweisung als ju-
gendrichterliche Weisung nach § 10 JGG per Initial-
zwang eingeleitet wurde (s. 3.7). 
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4.6.7 Klärungs- und Kennenlernphase

In dieser Phase findet ein erster Beziehungsaufbau 
statt. Ziel ist das gegenseitige Erarbeiten von Vertrau-
en und Akzeptanz des jungen Menschen und dem Er-
ziehungsbeistand, dem Betreuungshelfer. Es gilt die 
Interessen, Beziehungen und sozialen Ressourcen 
des jungen Menschen zu klären, kennenzulernen und 
wo möglich zu bewahren, zu erhalten und eine siche-
re Basis der Beziehung anzubieten.
Unterstützt wird dieser Prozess durch eine offene 
und transparente Verständigung, sensibler Kommuni-
kation, Spannungsregulierung (z. B. durch Entspan-
nungsübungen, Fokussieren, Einüben von angemes-
senen Reaktionen gegenüber dem engeren Umfeld 
etc.) und emotionaler Entlastung des jungen Men-
schen durch Empathie der leistungserbringenden 
Fachkraft. In dieser Phase wird durch den Aufbau ei-
ner Beziehungsebene der Grundstein für die weitere 
Zusammenarbeit gelegt. 

4.6.8 Zielvereinbarungen: Junger Mensch – 
Erziehungsbeistand bzw. Betreuungshelfer

Erziehungsbeistand bzw. Betreuungshelfer und jun-
ger Mensch treffen auf der Grundlage der Zielformu-
lierungen des Hilfeplans (s. 2.1.4) individuelle Verein-
barungen über den Zielerreichungsgrad und die 
Möglichkeiten der Umsetzung (s. 2.1.4.1). Dabei 
kann es sich ergeben, dass sich aufgrund der Tages-
aktualität neue Zielstellungen ergeben, die es spon-
tan zu klären gilt und an die sich flexibel neue Konditi-
onen in der Zusammenarbeit knüpfen. Daraus kann 
sich möglicherweise eine Weiterentwicklung oder Er-
gänzung der Zielformulierung im Hilfeplanverfahren 
ergeben. 

4.6.9 Sachstandsmitteilung

Mit Beendigung der Kennenlernphase und der Fein-
justierung von Zielen soll seitens des Erziehungsbei-
stands bzw. Betreuungshelfers eine erste schriftliche 
Mitteilung an die steuerungsverantwortliche Fach-
kraft der Jugendhilfe ergehen. Sie beschreibt den bis-
herigen Verlauf, aktuelle Problemstellungen und kon-
krete Unterstützungsbedarfe. Wünschenswert ist 
außerdem eine Stellungnahme zur Notwendigkeit 

und Geeignetheit der Maßnahme als Vorbereitung 
auf eine zeitnahe Überprüfung im Hilfeplangespräch. 

4.6.10  Phase der Betreuung und Begleitung / 
Vertrautheitsphase

Der Erziehungsbeistand bzw. Betreuungshelfer arbei-
tet eigenständig und eigenverantwortlich mit dem 
jungen Menschen. Aktuelle Entwicklungen werden in 
Teambesprechungen vorgestellt und nur bei Verän-
derungsabsichten oder Krisen mit der steuerungsver-
antwortlichen Fachkraft thematisiert. Wesentliche In-
halte dieser Phase sind 
• das Gestalten von Beziehungen durch 
−	Offenheit	und	Akzeptanz	für	andere	Wertvorstel-

lungen, Lebensentwürfe und Themen des jun-
gen Menschen,

−	beidseitige	Echtheit,	Kongruenz,	Verlässlichkeit	
und Wertschätzung,

−	Achtung	der	wechselseitigen	Beziehung,
−	Klärung	und	Stärkung	der	familiären	Bezüge	und	

möglicher Öffnung für alternativer Lösungen au-
ßerhalb des familiären Bezugssystems,

−	Anerkennung	von	Gruppenbezügen	und	Integra-
tion in die Beziehungsarbeit,

−	Parteilichkeit	und	Mittlerfunktion	für	den	jungen	
Menschen in seinen Beziehungssystemen.

• die Begleitung und Unterstützung bei der Bewälti-
gung von Entwicklungsaufgaben und Krisen durch
−	eine	strukturierte	und	methodische	Rahmung	

von Entwicklungsaufgaben,
−	Darstellung	innerer	und	äußerer	Anforderungen	

des jungen Menschen und gemeinsamer Refle-
xion,

−	eine	Nutzbarmachung	fallübergreifender	Koope-
rationen.

• die Erweiterung der Handlungskompetenzen durch
−	Erlernen	eines	tragfähigen	Selbstkonzepts	durch	

den jungen Menschen,
−	Erfahrung	von	Selbstwirksamkeit	(s.	4.5).

• die Förderung der Verselbstständigung unter Akti-
vierung von Ressourcen durch
−	eine	Klärung	von	Eigenverantwortung	und	

Selbstmanagement,
−	Förderung	von	Autonomie	und	Kompetenz.

• die Stärkung und / oder Wiederherstellung der Er-
ziehungskompetenz der Eltern bzw. Personensor-
geberechtigten durch
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−	Stärkung	der	Wahrnehmungsfähigkeit	in	Bezug	

auf das Verhalten des jungen Menschen,
−	Auseinandersetzung	mit	der	Erziehungsfunktion,	

dem Erziehungsstil und dem erzieherischen 
Handeln in der Familie,

−	Erkennen	der	und	Wissen	über	die	altersgemä-
ßen Bedürfnisse des jungen Menschen und Um-
setzen in entwicklungsförderndes Verhalten der 
Eltern,

−	zuverlässiges	und	kalkulierbares	Erziehungsver-
halten,

−	modellhaftes	Handeln	in	erzieherischen	Schlüs-
selsituationen im Alltagsgeschehen der Familie,

−	Entwickeln	und	Einüben	von	Umgangsregeln,
−	Klärung	der	Aufgabenverteilung	in	der	Familie.

• die Vernetzung mit anderen Hilfeangeboten und 
-systemen unter Beibehaltung der Betreuungskon-
tinuität durch
−	Stärkung	von	Außenkontakten	und	Kennenler-

nen der Möglichkeiten im Sozialraum,
−	Erweiterung	des	professionellen	Netzwerks,
−	Unterstützung	des	jungen	Menschen	und	gege-

benenfalls seiner Eltern bzw. Personensorgebe-
rechtigten bei der Kontaktaufnahme mit anderen 
Institutionen (z. B. Schule) und Sozialleistungs-
trägern (z. B. Arbeitsagenturen).

• die Integration in den Sozialraum durch
−	Erschließung	von	geeigneten	und	finanzierbaren	

Freizeitaktivitäten,
−	Unterstützung	bei	der	Planung	und	Durchfüh-

rung von gemeinsamen Aktionen,
−	Klärung	von	Vereinsmitgliedschaften.

Abhängig vom Fortgang der Hilfe und der Anpassung 
des individuellen Bedarfs werden die Betreuungszei-
ten im Hilfeverlauf durch die Fachkräfte der Jugend-
hilfe entsprechend angepasst. 

4.6.11  Hilfeplanfortschreibung

Die steuerungsverantwortliche Fachkraft der Jugend-
hilfe lädt den jungen Menschen, seine Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten und den Erziehungsbei-
stand, Betreuungshelfer im festgelegten Turnus zum 
überprüfenden Hilfeplangespräch ein. Gegenstand 
dieses Gesprächs ist ein Entwicklungsbericht, den 
die leistungserbringende Fachkraft der Jugendhilfe 
erstellt hat. Der Entwicklungsbericht soll nach Mög-

lichkeit mit dem jungen Menschen gemeinsam erar-
beitet werden (s. 2.1.2). 

4.6.12  Übergangs- und Ablösephase

Abhängig von der Hilfeplanung und dem Grad der 
Zielerreichung lassen sich prozesshaft die Intensität 
und die Anzahl der Kontakte zwischen jungem 
Mensch und Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer 
reduzieren. Der Übergangs- und Ablöseprozess muss 
spätestens mit Bekanntwerden der Beendigung der 
Hilfe oder mit Auslaufen der jugendrichterlichen Wei-
sung begonnen werden. Wesentliche Inhalte dieser 
Phase sind
• die Nutzung von Ressourcen: 
 Der Erziehungsbeistand gibt immer mehr Raum 

zum selbstständigen Handeln und Erproben. Infra-
strukturelle, soziale und persönliche Ressourcen 
werden vom jungen Menschen immer eigenständi-
ger genutzt. Die Begleitung und Beratung durch 
den Erziehungsbeistand nimmt mit dem steigen-
den Selbstbewusstsein und der zunehmenden Ei-
genständigkeit ab. In dieser Zeit gibt die gemeinsa-
me konkrete Vorbereitung und Reflexion der 
alltäglichen Aufgaben bezogen auf die Entwick-
lungsziele dem jungen Menschen Halt und Sicher-
heit. 

• die Entwicklung von Perspektiven:
 Gemeinsam mit dem jungen Menschen werden 

kontinuierlich Erlebnisse und bewältigte Aufgaben 
reflektiert. Dadurch erfährt der junge Mensch 
Selbstwirksamkeit und kann neue Perspektiven 
entwickeln. Dazu gehört die Beantwortung von 
Fragestellungen wie: Was war in dieser Zeit förder-
lich, wo war eine Abgrenzung nötig und wie ist die-
se gelungen? Was wurde bewältigt und auf welche 
Erfahrungen kann ich in Zukunft zurückgreifen? 
Wie habe ich mich entwickelt und wie könnte mein 
weiterer Weg aussehen?

• die konkrete Planung des Abschieds: 
 Die Beendigung der Hilfe stellt (in der Regel) zu-

gleich ein Ende der Beziehung zwischen jungem 
Mensch und der ihn begleitenden Fachkraft der Ju-
gendhilfe dar. Dieses bedeutsame Ereignis gilt es 
frühzeitig zu planen und gemeinsam zu gestalten. 
Hilfreich kann sein, Erreichtes zu dokumentieren 
und dem jungen Menschen und seiner Familie als 
„Geschenk“ zu übergeben. Dazu sollte auch ein 
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persönliches Feedbackgespräch durch die Fach-
kraft der Jugendhilfe erfolgen. 

4.6.13  Abschließende Überprüfung der Ziele

Vor der geplanten Beendigung der Hilfe lohnt eine 
Überprüfung der erreichten und offenen Ziele im Pro-
zess der Hilfeplanung. Sie wird durch die leistungser-
bringende Fachkraft dokumentiert, gemeinsam mit 
dem jungen Menschen und seinen Eltern bzw. Per-
sonensorgeberechtigten besprochen und an die steu-
erungsverantwortliche Fachkraft rückgemeldet. Die-
se Überprüfung soll auch eine Empfehlung über die 
Fortführung, Beendigung oder Änderung der Jugend-
hilfemaßnahme beinhalten. 

4.6.14  Abschlussbericht

Der Erziehungsbeistand bzw. der Betreuungshelfer 
fertigt einen Abschlussbericht an. Dieser Bericht wird 
Gegenstand des Abschlussgesprächs bei Beendi-
gung der Maßnahme. Der Bericht wird mit dem jun-
gen Menschen und seinen Eltern bzw. Personensor-
geberechtigten besprochen. Offene Punkte und 
Empfehlungen werden benannt (z. B. Anhaltspunkte 
für Gefährdungslagen nach § 8a SGB VIII). Der Be-
richt soll eine subjektive Bewertung der Maßnahme 
von der leistungserbringenden Fachkraft beinhalten. 

4.6.15  Abschlussgespräch: Junger Mensch – 
Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer – 
steuerungsverantwortliche Fachkraft 

In kooperativer Abstimmung erfolgt zum Zeitpunkt 
der Beendigung der Maßnahme ein Abschlussge-
spräch zwischen allen Beteiligten. Dieses ist regulär 
im Rahmen der Hilfeplanung durchzuführen und zu 
dokumentieren. Im Abschlusshilfeplangespräch wer-
den die einzelnen Handlungsschritte und Begründun-
gen zur Beendigung der Maßnahme festgeschrieben. 
Im Anschluss sollte eine fallbezogene Bewertung der 
Maßnahme unter Beteiligung aller (sozial-) pädagogi-
schen Fachkräfte der Jugendhilfe erfolgen. Daran 
sollte sich eine fallübergreifende Evaluation im Rah-
men der Jugendhilfeplanung durch das Jugendamt 
anschließen. 

4.6.16 Nachbetreuung

Das Angebot der Nachbetreuung stellt einen grund-
sätzlichen Bestandteil der Hilfeleistung dar. Es soll 
nach Beendigung der Hilfe für einen zuvor festgeleg-
ten und begrenzten Zeitraum gewährt werden. 
Der Bedarf an Nachbetreuung ist von der leistungser-
bringenden und steuerungsverantwortlichen Fach-
kraft der Jugendhilfe im Dialog mit dem jungen Men-
schen und seinen Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten festzuhalten. Die dafür 
notwendigen Fachleistungsstunden sollen im Rah-
men der Hilfeplanung sowie der grundlegenden Qua-
litäts- und Leistungsvereinbarung mit einkalkuliert 
werden (s. 1.3).
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5 Kooperation

Die Zusammenarbeit mit jungen Menschen und ihren 
Eltern bzw. Personensorgeberechtigten sowie von ver-
schiedenen Trägern der Kinder- und Jugendhilfe löst 
unterschiedliche Abklärungsprozesse und Entschei-
dungsroutinen aus. Um im Sinne der Hilfeadressatin-
nen und -adressaten zielführend zusammenarbeiten zu 
können, werden zumindest Grundkenntnisse von den 
und Verständnis für die Aufgaben des jeweils anderen 
benötigt. Handlungsgrundlage für jede fallbezogene 
und fallübergreifende Kooperation ist dabei ein umfas-
sender und regelmäßiger persönlicher Austausch unter 
den verantwortlichen Trägern der Jugendhilfe und un-
ter Einbezug der Hilfe empfangenden Familien ent-
sprechend der Beziehungen im sozialhilferechtlichen 
Leistungsdreieck. Durch den regelmäßigen Austausch 
kann gleichsam eine aktive und prozesshafte Qualitäts-
entwicklung im Leistungssegment betrieben werden. 

Die Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe kooperie-
ren in jedem individuellen Hilfeverfahren sowohl in 
der Planungsphase als auch im Verlauf der Hilfeer-
bringung sowie nach Beendigung der Hilfe. Die Rah-
menbedingungen sind dabei durch die verantwortli-
chen Leitungskräfte der kooperierenden 
Jugendhilfeträger zu schaffen und in entsprechenden 
Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen schriftlich zu 
fixieren (s. 1.3.1). Vor allem in der fallübergreifenden 
Zusammenarbeit mit Trägern anderer Sozialleistungs-
systeme empfiehlt sich der Abschluss gesonderter 
Kooperationsvereinbarungen zur Standardisierung 
von Arbeitsprozessen. Dies schafft Handlungssicher-
heit für beide Seiten. 

Für die Träger der öffentlichen Jugendhilfe gilt im Be-
sonderen die aus § 81 SGB VIII resultierende Ver-
pflichtung, „…mit anderen Stellen und öffentlichen 
Einrichtungen, deren Tätigkeit sich auf die Lebenssi-
tuation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt, 
(…) im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse zu-
sammenzuarbeiten.“
Diese Rechtsgrundlage verpflichtet gleichermaßen 
die Träger der freien Jugendhilfe (vgl. §§ 3, 4 und 74 
SGB VIII).51 Die Kooperationsverpflichtung umfasst 

51 Freie Träger der Jugendhilfe umfasst im Sinne dieser Fachlichen 
Empfehlungen auch privat-gewerbliche Träger als Leistungser-
bringer. 

auch die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten, da 
diese Träger des Rechtsanspruchs auf Hilfegewäh-
rung sind. 

Als grundlegende Voraussetzungen gelingender Ko-
operationsbeziehungen können generell folgende 
Eckpunkte festgehalten werden:
• Die Autonomie der Kooperationspartner wird res-

pektiert,
• strukturelle und organisatorische Rahmenbedin-

gungen aller beteiligten Kooperationspartner sind 
bekannt, einschließlich medialer Kommunikations-
wege,

• bezüglich der Aufgaben, Aufträge, Rollen, Befug-
nisse, Kompetenzen und Entscheidungsgrundlagen 
der Kooperationspartner herrscht Klarheit,

• eine möglichst kontinuierliche Zusammenarbeit ist 
durch eine vorab definierte personenunabhängige 
und institutionalisierte Kooperationsvereinbarung 
sichergestellt,

• bestehende Kooperationsbeziehungen werden hin-
sichtlich ihrer Zielrichtung und dem Nutzen für die 
betroffenen jungen Menschen und Eltern bzw. Per-
sonensorgeberechtigten evaluiert und kontinuier-
lich weiterentwickelt, 

• fallbezogene Ergebnisse werden dokumentiert und 
entlang der datenschutzrechtlichen Bestimmungen 
gesichert. 52

Kooperation ist überdies mehr als eine Kontaktpflege 
der im Einzelfall beteiligten Fachkräfte oder an der 
Hilfe mitwirkenden Personen. Sie geht über das, was 
im Rahmen von Qualitäts- und Leistungsvereinbarun-
gen sicherzustellen ist, hinaus. Kooperation muss 
von den Beteiligten gewollt sein und mit Leben ge-
füllt werden. Ihre Qualität wird demnach nicht aus-
schließlich durch die gesetzlichen Verpflichtungen 
bestimmt. Vielmehr richtet sie sich maßgeblich auch 
an der Frage der Haltung, einer gegenseitigen Akzep-
tanz und Wertschätzung der Kooperationspartner 
aus.
Anhand der nachfolgenden Unterpunkte dieses Kapi-
tels wird dieser Handlungsansatz mit Bezug auf die 
Hilfe zur Erziehung gemäß SGB VIII und die Erzie-
hungsmaßregel gemäß JGG weiter ausdifferenziert. 
Dabei werden schwerpunktmäßig Handlungsansätze 

52 S. dazu: ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). 
Fachliche Empfehlungen für die Mitwirkung der Jugendhilfe in 
Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz. A. a. O., S. 60.
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mit den gängigsten Kooperationspartnern der Erzie-
hungsbeistände und Betreuungshelfer beschrieben. 
Andere mögliche Kooperationspartner ergeben sich 
aus der gesetzlichen Grundlage des § 81 SGB VIII so-
wie aus den Wirkungszusammenhängen, wie sie bei-
spielhaft in Kapitel 4 aufgezeigt werden. 

5.1 Kooperation der Kinder- und 
Jugendhilfeträger

Die Verpflichtung zur partnerschaftlichen Zusammen-
arbeit der Träger der Jugendhilfe ergibt sich aus den 
§§ 3 und 4 SGB VIII. Der örtliche Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe hat dabei die Selbstständigkeit in 
„Zielsetzung und Durchführung“ der den Trägern der 
freien Jugendhilfe übertragenen Aufgaben zu achten. 
Trotz einer Beteiligung von anerkannten Trägern der 
freien Jugendhilfe an der Erfüllung der nach § 2 SGB 
VIII erforderlichen Aufgaben bleiben die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe für die Erfüllung der Aufga-
ben gesamtverantwortlich tätig (vgl. §§ 76 Abs. 2 und 
79 ff. SGB VIII). 

Auf struktureller Ebene ist fallübergreifend sicherzu-
stellen, dass entsprechende Vereinbarungen in der 
Zusammenarbeit (vgl. §§ 74 ff. SGB VIII) sowie über 
Leistungsangebote und Qualitätsentwicklung (vgl. 
§§ 78a ff. SGB VIII) zwischen den örtlichen Trägern 
der öffentlichen und freien Jugendhilfe geschlossen 
werden (s. 1.3). 
Eine geeignete Möglichkeit zur Sicherstellung von 
Abstimmungsprozessen auf kommunaler Ebene ist 
die Bildung von Arbeitsgemeinschaften nach § 78 
SGB VIII. 

Fallbezogen und fallübergreifend ist im Rahmen von 
Kooperations- und Leistungsvereinbarungen allge-
meinverbindlich zu klären, 
• ab welchem Zeitpunkt der Träger der freien Ju-

gendhilfe konkret einbezogen wird bzw. wann die 
Fallübernahme beginnt,

• welche Informationen seitens des Trägers der öf-
fentlichen Jugendhilfe vor Übergabe des Einzelfalls 
für die Dauer der Leistungsdurchführung einzuho-
len sind und weitergegeben werden müssen,

• wie die Zusammenarbeit während der Durchfüh-
rung der Hilfeleistung zu gestalten ist (einschließ-

lich wechselseitigen Informationsflusses und der 
Dokumentation von Arbeitsschritten und Prozess-
ergebnissen), 

• welche Vereinbarungen für den Konfliktfall gelten 
müssen (z. B. bei abweichender Auffassung über 
den geplanten Hilfeverlauf) und

• inwieweit die leistungserbringenden Fachkräfte der 
freien Jugendhilfe selbstständig Absprachen mit 
anderen Kooperationspartnern bzw. unmittelbar an 
der Hilfe beteiligten Personen und Institutionen 
treffen können. 

Neben den oben genannten Vereinbarungen über 
Konzeption, Leistungsumfang und Qualitätsbeschrei-
bung ist im Rahmen von Kooperationsvereinbarun-
gen zwischen den Trägern der Kinder- und Jugendhil-
fe außerdem verbindlich zu klären, wie der 
Schutzauftrag nach § 8a SGB VIII erfüllt sowie der 
Schutz von Sozialdaten gewährleistet wird (§§ 61 ff. 
SGB VIII; s. Kapitel 6) und wie sichergestellt werden 
kann, dass dem Fachkräftegebot und dem Tätigkeits-
ausschluss einschlägig vorbestrafter Personen Rech-
nung getragen wird (§§ 72 und 72a SGB VIII). 
Für den Aushandlungsprozess von Kooperationsver-
einbarungen gilt grundsätzlich die Beachtung der Trä-
gerautonomie. 

Aufgrund der unterschiedlichen Organisationsstruk-
turen der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfeträger 
gibt es unterschiedliche Zuständigkeiten, in Teilbe-
reichen spezialisierte Dienste und somit mögliche 
organisationsinterne Kooperationspartner. Damit 
sind vor allem die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) bzw. der 
Bezirkssozialarbeit (BSA), der Amtsvormundschaft, 
des Pflegekinderbereichs sowie weiterer Spezial-
dienste, die insbesondere mit Fragen des Kinder-
schutzes, der Familien- und Jugendgerichtshilfe 
oder mit der Erbringung anderer Beratungs- und Un-
terstützungsleistungen befasst sind, gemeint. Eine 
fallbezogene Zusammenarbeit erfordert hier eine 
Klarstellung in der Verantwortlichkeit und Priorisie-
rung der zu bearbeitenden Themen im Rahmen der 
Hilfeplanung. 
Sofern eine Amtsvormundschaft seitens des (örtli-
chen) Trägers der öffentlichen Jugendhilfe für einen 
jungen Menschen besteht, ist diese von Rechts we-
gen in alle den jungen Menschen betreffende Ent-
scheidungsprozesse einzubeziehen. 
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Im Zuge von Transparenz und Partizipation ist es au-
ßerdem unerlässlich, die jungen Menschen und ihre 
Eltern bzw. Personensorgeberechtigten in angemes-
sener Art und Weise über die jeweiligen aktuellen 
Kooperationspartner zu informieren und an richtungs-
weisenden Entscheidungsprozessen zu beteiligen (s. 
1.5.1 und 1.5.2). 

In der Leistungserbringung nach § 30 SGB VIII wie 
auch bei der Hilfestellung im Rahmen der jugendrich-
terlichen Weisung ist fallbezogen sicherzustellen, 
dass alle Beteiligten über Zugänge zu Kommunikati-
onswegen und relevanten Kooperationspartnern un-
eingeschränkt verfügen können. 
In diesem Zusammenhang bedarf es einer koordinie-
renden Tätigkeit durch die steuerungsverantwortli-
chen Fachkräfte der Jugendhilfe. Dies gilt umso 
mehr, wenn verschiedene Helferinnen und Helfer bei 
unterschiedlichen Hilfeformen im selben Hilfesystem 
bzw. ein- und derselben Familie erbracht werden. 

5.2 Kooperation mit dem 
Familiensystem

Die Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe können 
ihrem Auftrag und den im SGB VIII enthaltenen Prä-
missen nur dann nachkommen, wenn sie mit den 
Herkunftsfamilien der jungen Menschen eng zusam-
menarbeiten. Zum Familiensystem zählen nicht aus-
schließlich die Eltern bzw. die Personensorgeberech-
tigen, sondern auch Personen im Familiengefüge, die 
für die jungen Menschen bedeutsam sind. Dazu kön-
nen Geschwister genauso gehören wie auch andere 
Angehörige. Bei der Kooperation mit nicht sorgebe-
rechtigten Angehörigen ist der Schutz von Sozialda-
ten zu gewährleisten (s. 6.2). Sind die Kinder und Ju-
gendlichen, die eine Hilfe gemäß §§ 27 ff. SGB VIII 
erhalten, in Pflegefamilien untergebracht, sind die 
Pflegeeltern entsprechend einzubeziehen.
Ohne Berücksichtigung der Belange und Sichtweisen 
der Familien, ohne Beachtung der kulturellen, sozia-
len und finanziellen Ressourcen ist eine erfolgreiche 
Gestaltung von Hilfen im Einzelfall kaum möglich. 

Vorrangige Aufgabe der Fachkräfte der Jugendhilfe 
ist es, den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 
Sinn und Notwendigkeit des Hilfeangebots zu vermit-

teln, damit diese die Hilfestellungen nach SGB VIII 
und JGG als förderlich und unterstützend erleben so-
wie aktiv zum Gelingen der Hilfe beitragen können. 
Damit einher geht die Verwirklichung des übergeord-
neten gesetzlichen Auftrags der (Wieder-) Herstel-
lung von Erziehungskompetenzen der Eltern gemäß 
§ 1 SGB VIII. 

Ein erfolgreiches Zusammenwirken zwischen allen 
Beteiligten kann dann gelingen, wenn respektvoll, 
wertschätzend und offen miteinander kommuniziert 
wird, auch im Zusammenhang mit Themen wie „Kin-
derschutz“ und „Erziehungsauftrag“. Die Gebote von 
Transparenz und Partizipation gelten besonders, 
wenn die erbrachte Hilfe zur Erziehung im Zusam-
menhang mit einer latenten Gefahrenlage nach § 8a 
SGB VIII steht. Eine wirkungs- und vertrauensvolle 
Kooperationsbeziehung kann dann entstehen, wenn 
den Kindern und Jugendlichen einerseits sowie den 
Eltern bzw. Personensorgeberechtigten andererseits 
umfassende Informations- und Beteiligungsmöglich-
keiten eingeräumt werden. 

5.3 Kooperation mit anderen 
Stellen und öffentlichen 
Einrichtungen

Die Verpflichtung zur strukturellen Zusammenarbeit 
mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen 
ergibt sich für die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
aus § 81 SGB VIII. 
Sie sollen im Kontext ihrer Gesamtverantwortung 
nach §§ 79 ff. SGB VIII „die erforderlichen und geeig-
neten Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 
den verschiedenen Grundrichtungen der Erziehung 
entsprechend rechtzeitig und ausreichend zur Verfü-
gung“ stellen (vgl. § 79 Abs. 2 SGB VIII). Dazu wird 
eine korrespondierende Jugendhilfeplanung (§ 80 
SGB VIII) sowie eine Übernahme der Gewährleis-
tungspflicht nach § 79a SGB VIII benötigt. 

Zu den wichtigsten Einrichtungen und damit zu den 
möglichen Kooperationspartnern, die im Zusammen-
hang mit den hier beschriebenen Hilfeleistungen 
nach SGB VIII und JGG zum Tragen kommen kön-
nen, gehören im Speziellen Jugend- und Familienge-
richte, Schule, Polizei, Einrichtungen und Dienste des 
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Gesundheitswesens sowie die Arbeitsverwaltung. In 
den Kapiteln 5.3.1 bis 5.3.3 wird exemplarisch die Ko-
operation mit Justiz, Schule und Arbeitsverwaltung 
beschrieben. 

5.3.1 Der Kooperationspartner Justiz

Durch die unterschiedlichen Zugänge zur Erziehungs-
beistandschaft und Betreuungsweisung sowie durch 
die mögliche Koppelung von Jugendhilfe und Justiz 
wirken verschiedene Akteure rund um das Hilfe- und 
Jugendstrafverfahren mit, die mögliche Kooperati-
onspartner für den Erziehungsbeistand oder Betreu-
ungshelfer sein können. Kooperationsbezüge können 
sich hier beispielsweise auch zu Jugendstaatsanwalt-
schaften, Bewährungshilfen und / oder – in seltenen 
Fällen – zu Justizvollzugsanstalten ergeben. 
Eine mögliche Kooperation von Jugendhilfe und Jus-
tiz beschränkt sich aber nicht ausschließlich auf eine 
Erfüllung von Aufgaben im Jugendstrafverfahren. Zu 
den möglichen Kooperationspartnern können genau-
so Familiengerichte, Rechtsanwälte oder Beistände 
(nach JGG oder SGB VIII) gehören. 

Für eine grundlegende Zusammenarbeit mit der Jus-
tiz im Jugendstrafverfahren ist es von entscheiden-
der Bedeutung, dass die Aufgaben in der Mitwirkung 
bei jugendgerichtlichen Verfahren von den dafür zu-
ständigen Fachkräften der Jugendhilfe in jedem Sta-
dium des Verfahrens verbindlich wahrgenommen 
werden. Die Fachkräfte der Jugendhilfe in Strafver-
fahren sind hier die wesentliche Schnittstelle und be-
mühen sich um einen stetigen fachlichen Austausch 
mit den Jugendgerichten und Jugendstaatsanwalt-
schaften. Sie bilden durch die Wahrnehmung ihrer 
vielfältigen Aufgaben eine Brücke zwischen den An-
geboten und Maßnahmen der Jugendhilfe sowie den 
justiziell bestimmten Rechtsfolgen.53 

Durch eine enge und vertrauensvolle Zusammenar-
beit mit dem Kooperationspartner Justiz ergeben sich 
vor allem im Kontext des Jugendstrafverfahrens viel-
fältige Anknüpfungspunkte, die Erziehungsbeistände 
und Betreuungshelfer gemeinsam mit den Adressa-

53 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Fachli-
che Empfehlungen für die Mitwirkung der Jugendhilfe in Verfah-
ren nach dem Jugendgerichtsgesetz. A. a. O., S. 60 ff. 

tinnen und Adressaten der Hilfe aktiv nutzen können. 
Beispielhaft ist zu nennen: 
• Beteiligung in familien- und jugendgerichtlichen 

Verfahren (z. B. Begleitung zu Verhandlungstermi-
nen, Stellungnahmen zur aktuellen erzieherischen 
Situation), 

• Förderung informeller Verfahrenseinstellungen und 
Verfahrensbeschleunigungen (z. B. Diversion), 

• Vermeidung von Nichterfüllungs- und Ungehor-
samsarresten durch Motivierung zur Durchführung 
richterlicher Weisungen, 

• Unterstützung der Bewährungshilfe und / oder 
Übernahme der ehrenamtlichen Bewährungsauf-
sicht und / oder

• Teilnahme an interdisziplinären Fallkonferenzen im 
Ermittlungsverfahren.54 

Um Doppelbetreuungen und Parallelstrukturen im Ju-
gendstrafverfahren zu vermeiden, sollen Erziehungs-
beistände, die ihre Aufgabe vorrangig im Kontext der 
Kinder- und Jugendhilfe wahrnehmen, sich bei einem 
gleichzeitigen Verfahren nach dem JGG eng mit der 
im Jugendstrafverfahren fallverantwortlichen Fach-
kraft der Jugendhilfe abstimmen. 

5.3.2 Der Kooperationspartner Schule

In der Kooperation von Jugendhilfe und Schule hat 
sich nicht erst mit Einführung des landesweiten För-
derprogramms der bayerischen Staatsregierung zur 
Jugendsozialarbeit an Schulen (JaS) nach § 13 SGB 
VIII im Jahr 2003 einiges getan. Speziell aus diesem 
Förderprogramm sind zwischenzeitlich zahlreiche 
tragfähige Kooperationsbeziehungen zwischen Ju-
gendhilfe und Schule gewachsen. Insbesondere die 
Fachkräfte der JaS stellen hier wichtige Bindeglieder 
und wertvolle Kooperationspartner für Erziehungsbei-
stände und Betreuungshelfer dar. Zur Ausgestaltung 
von Kooperationsbeziehungen von Jugendhilfe und 
Schule sei an dieser Stelle auf den „Leitfaden zur Er-
stellung einer Kooperationsvereinbarung zwischen 
Jugendhilfe und Schule nach Nr. 3.3 der Richtlinie zur 
Förderung der Jugendsozialarbeit an Schulen – JaS“ 

54 Vgl. hierzu: Trenczek, Thomas & Goldberg, Brigitta (Hrsg.) 
(2016). Jugendkriminalität, Jugendhilfe und Strafjustiz. A. a. O., 
S. 464 ff. 
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des Bayerischen Staatsministeriums für Familie, Ar-
beit und Soziales hingewiesen.55 

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und Un-
terrichtswesen (BayEUG) beinhaltet zur Frage der Ko-
operation – nicht nur bezogen auf Problemstellungen 
rund um einen wirksamen Kinderschutz – entspre-
chende gesetzliche Grundlagen. In einer gemeinsa-
men Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Familie, Arbeit und Soziales sowie dem 
Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus sind diejenigen Voraussetzungen beschrieben, 
die eine „Zusammenarbeit mit Jugendämtern und 
Einrichtungen der Erziehung, Bildung und Betreu-
ung“56 ermöglichen. Diese Öffnung der Schule sollte 
durch die Träger der Kinder- und Jugendhilfe als 
Chance des gemeinsamen Zugangs auf junge Men-
schen verstanden und aktiv gestaltet werden. 

Die Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe (AGJ) be-
schreibt in den Handlungsempfehlungen zur Koope-
ration von Jugendhilfe und Schule57 verschiedene 
Ebenen, die in der (strukturellen) Zusammenarbeit 
von Jugendhilfe und Schule eine Rolle spielen, ent-
lang folgender Fragestellungen: 
• Welche gemeinsamen Aufgaben haben Jugendhil-

fe und Schule in Bezug auf die Förderung von Kin-
dern und Jugendlichen?

• Welche möglichen Kooperationsformen bzw. zu 
beschreibenden Schnittstellen gibt es?

• Welchen strukturellen Rahmen benötigt die Zu-
sammenarbeit und welche konkreten Umsetzungs-
schritte müssen im Einzelnen erfolgen? 

Regelungsbedarfe zwischen Jugendhilfe und Schule 
ergeben sich beispielhaft in folgenden Bereichen: 
• Jugendhilfe und Schule stehen vor der Aufgabe, 

für ihre jeweiligen Angebote einen neuen Umgang 
mit der zur Verfügung stehenden Zeit junger Men-
schen zu entwerfen. Das bedeutet, dass beide Ko-

55 Download unter: https://www.stmas.bayern.de/jugendsozialar-
beit/jsa/index.php; letzter Zugriff am 04.01.2018. 

56 S. hierzu ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt: „Richtlinien 
über die Koordination der Zusammenarbeit und über regelmäßi-
ge gemeinsame Besprechungen zwischen Jugendämtern und 
Schulen“; Download unter: https://www.blja.bayern.de/service/
bibliothek/ministerielle-bekanntmachungen/KoordinationZusam-
menarbeit.php; letzter Zugriff am 29.03.2018. 

57 Download unter: https://www.agj.de/publikationen/buecher-bro-
schueren-materialien/detail/news-artikel/handlungsempfehlun-
gen-zur-kooperation-von-jugendhilfe-und-schule.html. Letzter Zu-
griff am 04.01.2018.

operationspartner gefordert sind, ihre Aufgaben im 
Bereich Bildung, Betreuung und Erziehung so um-
zugestalten, dass sie in den Tagesablauf ihrer Ad-
ressatinnen und Adressaten passen, ohne diese in 
ihrer Flexibilität zu beschneiden. 

• Eltern bzw. Personensorgeberechtigte müssen 
speziell im Kontext der Ganztagesschule die Mög-
lichkeit haben, an der Bildung, Betreuung und Er-
ziehung ihrer Kinder teilzuhaben. Sie müssen einer-
seits Vertrauen in die Institutionen Jugendhilfe und 
Schule gewinnen können, andererseits dürfen sie 
nicht aus der Verantwortung für ihre Kinder entlas-
sen werden. 

• Beide Kooperationspartner sind gefordert, ihre spe-
zifischen Angebote so auszugestalten, dass eine 
Organisation vor Ort und eine Verzahnung möglich 
sind. Dies lässt sich zum Beispiel so arrangieren, 
dass Angebote der Jugendhilfe an der Schule 
durchgeführt werden oder Jugendhilfe und Schule 
gemeinsame Projekte durchführen. 

Für das Angebot der Erziehungsbeistandschaft bzw. 
der Betreuungsweisung ergeben sich aus der sich in-
tensivierenden Kooperation zwischen Jugendhilfe 
und Schule vielfältige Handlungsoptionen: So können 
vorhandene Ressourcen lokal genutzt werden, um 
eine engere Verzahnung von Jugendhilfe und Schule 
zu gewährleisten. Es bietet sich in diesem Kontext 
zum Beispiel an, das Betreuungsangebot mit schuli-
schen Inhalten zu füllen und auf Wunsch des jungen 
Menschen bzw. unter Berücksichtigung seiner Inter-
essen auch an der Schule selbst durchzuführen. Un-
ter Umständen kann es auch zielführend sein, hierbei 
das pädagogische Personal der Schule miteinzubezie-
hen. 
Auch Beratungsdienste der Schule bzw. Beratungs-
dienste, die der Schule nahestehen, können mögli-
che Kooperationspartner sein. Zu denken ist hier an 
die staatlichen Schulberatungsstellen, Schulpsycholo-
ginnen und Schulpsychologen und die Mobilen Son-
derpädagogischen Dienste nach Art. 21 BayEUG. Ins-
besondere bei psychosozialen Krisen von 
Schülerinnen und Schülern, die ihren Niederschlag 
auf schulische Leistungen finden, sollen die Ursa-
chen im Zusammenwirken der mit dem jungen Men-
schen arbeitenden Fachkräfte analysiert und in einer 
Fachberatung thematisiert werden. 
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5.3.3 Kooperation mit Stellen der 

Arbeitsförderung 

Die Bundesagentur für Arbeit sowie Einrichtungen 
und Stellen der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
gemäß § 81 S. 1 Nr. 7 und 8 SGB VIII sind weitere 
mögliche Kooperationspartner für Erziehungsbeistän-
de und Betreuungshelfer. 
Vorrangige Ziele im Bereich der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende ist die Vermittlung in Ausbildung 
oder Arbeit (§ 3 Abs. 2 SGB II) sowie die Vorberei-
tung und Heranführung junger Menschen an eine 
Ausbildung mit berufsvorbereitenden und -qualifizie-
renden Maßnahmen. Vor allem sollen erwerbsfähige 
und leistungsberechtigte junge Menschen unter 25 
Jahren im Prozess der Arbeitsfindung von den Bun-
desagenturen für Arbeit prioritär begleitet und bera-
ten werden. Insbesondere zur Förderung schwer zu 
erreichender junger Menschen können die Agenturen 
für Arbeit Leistungen erbringen, die helfen können, 
schulische, ausbildungsbezogene oder berufliche 
Qualifikationen abzuschließen oder anders den Zu-
gang in Arbeitsverhältnisse zu schaffen, oder andere 
(Sozial-) Leistungen zu beantragen (vgl. § 16h SGB II). 
Die Erziehungsbeistände und Betreuungshelfer kön-
nen hier die jungen Menschen auf dem Weg in eine 
berufliche (Ausbildungs-) Maßnahme unterstützen, 
indem sie Kontakte zu den örtlichen Einrichtungen 
der Arbeitsagenturen und deren Kooperationspart-
nern pflegen und entsprechende Motivationsarbeit 
zur Teilnahme an Arbeitsprogrammen leisten. 

In der Kooperation mit Stellen der Arbeitsförderung 
sind folgende Kriterien grundlegend zu beachten: 
• Bestehende Angebote verschiedener Sozialleis-

tungsträger sind aufeinander abzustimmen, um Pa-
rallelstrukturen wie auch Doppelbetreuungen zu 
vermeiden. 

• Entscheidungen über die berufliche Eingliederung 
sowie über die einzelnen Maßnahmen und Leistun-
gen zur Förderung der beruflichen Eingliederung 
obliegen primär den Agenturen für Arbeit. 

• Im Bedarfsfall ist optional zu prüfen, ob dem jun-
gen Menschen Angebote gemäß § 13 SGB VIII un-
terbreitet werden können. 

Einrichtungen und Stellen der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung nach § 81 S. 1 Nr. 8 SGB VIII umfas-
sen im Wesentlichen diejenigen Einrichtungen und 

Projekte, die gezielte Förderungen für junge Men-
schen mit schlechteren Startchancen ins Berufsleben 
und einem besonderen Unterstützungsbedarf anbie-
ten. Eines der bekannteren Angebote rund um die 
berufliche Weiterbildung in diesem Zusammenhang 
ist das Förderprogramm „JUMP“ („Jugend mit Pers-
pektive“) des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung. Dieses Programm hat auch zahlreiche re-
gionale Ableger. Eine Übersicht über die vielen Pro-
gramme und Portale bietet beispielsweise das Bun-
desinstitut für Berufsbildung (BIBB) unter: www.
bibb.de. 

Erwähnt werden müssen an dieser Stelle auch die 
Berufsbildungswerke in Bayern, die mit ihren vielfälti-
gen Angeboten speziell für junge Menschen mit Be-
hinderungen oder individuellen Beeinträchtigungen 
einen Zugang zum Arbeitsmarkt ermöglichen. Zu die-
sen Angeboten gehören sogenannte Maßnahmen 
der Arbeitserprobung und / oder Eignungsabklärung, 
der unterstützenden Beschäftigung oder berufsvor-
bereitende Bildungsmaßnahmen. Sofern Berufsbil-
dungswerke regional verfügbar sind, stellen sie wert-
volle Kooperationspartner für die Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendhilfe dar. 

Die „Arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit (AJS)“ 
spielt besonders in Bayern im Bereich der sozialen 
und beruflichen Eingliederung junger Menschen eine 
gewichtige Rolle. So gibt es hierfür ein hochwertiges 
Angebot an ganzheitlichen Qualifizierungs- und Aus-
bildungsprojekten in einem realistischen betriebli-
chen Rahmen, die vor allem in sogenannten Jugend-
werkstätten organisiert sind. Die Einrichtungen der 
AJS sind regelhaft im Rahmen des Gütesiegels „So-
ziale und berufliche Integration“ der Landesarbeitsge-
meinschaft Jugendsozialarbeit in Bayern (LAG JSA) 
zertifiziert. 
Die Bayerische Staatsregierung fördert seit vielen 
Jahren die dafür notwendige Zusammenarbeit der 
Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit, 
der kommunalen Spitzenverbände der LAG JSA und 
der LAG der freien Wohlfahrtspflege in Bayern. Ge-
setzliche Grundlage hierfür ist § 13 SGB VIII. Weitere 
Informationen zum Förderprogramm sind zu finden 
unter: www.stmas.bayern.de/jugendsozialarbeit/ajs.
php sowie www.lagisa-bayern.de.
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6 Datenschutz

Der Schutz personenbezogener Daten ist ein hohes 
Gut. Die Europäische Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO), 58 das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), 
spezialgesetzlich die Sozialgesetzbücher I, VIII und X 
sowie die länderrechtliche Normierung (Bayerisches 
Datenschutzgesetz; BayDSG) konkretisieren dieses 
Grundrecht.59 Im Bereich des Sozialdatenschutzes 
gelten insbesondere die Grundsätze der Erforderlich-
keit sowie der Verhältnismäßigkeit, das Gebot der 
Transparenz und das Prinzip der Zweckbindung. 

In der Kinder- und Jugendhilfe erfährt speziell das So-
zialgeheimnis nach § 35 SGB I eine besondere Be-
deutung: Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
von Sozialdaten ist nur unter den Voraussetzungen 
der §§ 61 bis 68 SGB VIII bzw. 67 bis 85a SGB X zu-
lässig (vgl. § 35 Abs. 2 SGB I). 

6.1 Das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung

Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestim-
mung ist im Wesentlichen in Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art 
2 Abs. 1 GG verankert. Es ist Teil des allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts und wurde bereits 1983 vom 
Bundesverfassungsgericht im „Volkszählungsurteil“ 
so ausgelegt.60 Jeder Einzelne kann demnach bestim-
men, welche ihn betreffenden Daten an staatliche 
Stellen gelangen und / oder dort aufbewahrt werden 
dürfen. Artikel 8 der EU-Grundrechtecharta bildet 

58 Hinweis: Seit 25.05.2018 gilt die Neufassung des BDSG in sei-
ner Anpassung an die europäische Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO). Download unter: https://dsgvo-gesetz.de/bdsg-
neu/. Letzter Zugriff am 01.03.2018.

59 Siehe hierzu: Bundesministerium des Innern (Hrsg.): „Der 
Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung“, 
Download unter: http://www.bmi.bund.de/DE/Themen/Gesell-
schaft-Verfassung/Datenschutz/Informationelle-Selbstbestim-
mung/informationelle-selbstbestimmung_node.html. Siehe hier-
zu auch vertiefend: ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt 
(Hrsg.) zum Thema Datenschutz unter: http://www.blja.bayern.
de/steuerung/datenschutz/index.php.  
Beide zuletzt aufgerufen am 21.08.2017.

60 S. hierzu Ausführungen der Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit unter: https://www.bfdi.
bund.de/DE/Datenschutz/Themen/Melderecht_Statistiken/Volks-
zaehlungArtikel/151283_VolkszaehlungsUrteil.html (Verweis auf 
die Homepage der Bundesbeauftragten). Letzter Zugriff am 
29.03.2018. 

dennoch zum „Schutz personenbezogener Daten“ ei-
nen übergeordneten Rahmen. 

Der Rechtsanspruch auf informationelle Selbstbe-
stimmung bzw. der allgemeine Schutz personenbe-
zogener Daten bildet die Grundlage für die Fallarbeit 
mit Kindern und Jugendlichen bzw. mit ihren Eltern 
und Personensorgeberechtigten. Darauf fußen auszu-
gestaltende Vereinbarungen bezüglich jeder Art der 
Verknüpfung personenbezogener Daten. Ohne aus-
drückliche Zustimmung und Genehmigung der jun-
gen Menschen und ggf. ihren Eltern bzw. Personen-
sorgeberechtigten dürfen insbesondere keine 
Auskünfte an Dritte gegeben werden (s. 6.2). Die zu 
treffenden Vereinbarungen schließen auch die Nut-
zung neuer Medien ein (s. 6.4). 

6.2 Rechtliches zum Schutz von 
Sozialdaten

Die personenbezogenen Daten der Antragsteller wie 
auch der Kinder und Jugendlichen sind vertraulich zu 
behandeln und zu schützen. Die Daten und Informati-
onen sind bis auf wenige Ausnahmen bei den Betrof-
fenen selbst zu erheben. Erhobene Sozialdaten dür-
fen nur zur zweckgebundenen Aufgabenerfüllung 
gemäß des Sozialgesetzbuches verarbeitet und ge-
nutzt werden (vgl. § 62 Abs. 1 und 2 SGB VIII). 
Die Träger der Kinder- und Jugendhilfe haben sicher-
zustellen (z. B. im Rahmen von Qualitäts- und Leis-
tungsvereinbarungen; s. 1.3.1), dass der Schutz per-
sonenbezogener Daten gewährleistet ist (vgl. § 61 
Abs. 3 SGB VIII; insbesondere auch § 78 SGB X). 

Die Adressatinnen und Adressaten der Kinder- und 
Jugendhilfe sind in jedem Stadium des Hilfeprozes-
ses über die Rechtsgrundlage der Erhebung und Ver-
wendung ihrer Daten durch die Fachkräfte der Kin-
der- und Jugendhilfe zu informieren und aufzuklären. 
Dies entspricht der Informations- und Aufklärungs-
pflicht der Kinder- und Jugendhilfe (vgl. §§ 13 und 14 
SGB I). 

Die Speicherung von Sozialdaten regelt § 63 SGB 
VIII. Eine Datenspeicherung ist demnach nur dann zu-
lässig, wenn sie für die Erfüllung der jeweiligen Auf-
gaben erforderlich ist. Es ist deswegen genau zu prü-
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fen, ob es in jedem Einzelvorgang tatsächlich 
erforderlich ist, die entsprechenden Daten zu erhe-
ben. 

Für die Berichtigung, Löschung und Einschränkung 
der Verarbeitung von Sozialdaten maßgeblich ist  
§ 84 SGB X. Er verpflichtet die Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe nicht nur, falsch gespeicherte Daten zu 
berichtigen (Abs. 1), sondern diese auch zu löschen, 
wenn ihre Kenntnis für die Aufgabenerfüllung nicht 
mehr erforderlich ist (Abs. 4). Dies ist auch im Rah-
men von geleisteten Hilfen zur Erziehung sicherzu-
stellen. 

Laut Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums 
für Familie, Arbeit und Soziales vom 26. Juli 2004 be-
trägt die Aufbewahrungsfrist für Akten des Jugend-
amts zu Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII 
und zur Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII zehn 
Jahre. Die Aufbewahrungsfristen von Fallakten beim 
Jugendamt beginnen mit Ablauf des Jahres, in dem 
das letzte Schriftstück zum Akt verfügt wurde.61 
Maßgebliche Norm für die Aufbewahrung von Akten 
und personenbezogenen Daten bei den Trägern der 
freien Jugendhilfe ist § 61 Abs. 3 SGB VIII: 
„Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der 
freien Jugendhilfe in Anspruch genommen, so ist si-
cherzustellen, dass der Schutz der personenbezoge-
nen Daten bei der Erhebung und Verwendung in ent-
sprechender Weise gewährleistet ist.“

Eine Einsichtnahme in Akten des Jugendamts stellt 
einen Verwaltungsakt dar und ist im SGB X geregelt. 
Datenschutzrechtlich handelt es sich um eine Über-
mittlung oder Weitergabe personenbezogener Daten. 
Hier sind verschiedene Fallkonstellationen denkbar, 
die maßgeblich in § 25 SGB X geregelt sind und auf 
dem Grundsatz der Erforderlichkeit und dem individu-
ellen Auskunftsrecht einzelner beteiligter Personen 
basieren. Generell dürfen Akten des Jugendamts 
nicht vollumfänglich allen Beteiligten zur Verfügung 
gestellt werden.62 

61 S. hierzu vertiefend: https://www.blja.bayern.de/service/biblio-
thek/ministerielle-bekanntmachungen/aktenaufbewahrung.php 
(Verweis auf die Homepage des ZBFS – Bayerisches Landesju-
gendamt). Letzter Zugriff am 23.05.2018.

62 S. hierzu vertiefend: Landesbeauftragter für Datenschutz und In-
formationsfreiheit Nordrhein-Westfalen: „Datenschutz im Ju-
gendamt“. Download unter: www.sgbviii.de/files/SGB%20VIII/
PDF/S93.pdf. Letzter Zugriff am 28.03.2018. 

Gemäß dieser Grundlage soll durch Vertrag, Quali-
täts- und Leistungsvereinbarung, Nebenbestimmung 
o. ä. sichergestellt werden, dass ein den daten-
schutzrechtlichen Vorschriften des SGB VIII entspre-
chender Schutz bei den Trägern der freien Kinder- 
und Jugendhilfe eingehalten wird. Da es eine darüber 
hinausgehende gesetzliche Regelung nicht gibt, wird 
hinsichtlich der Löschung von Daten der Jugendhilfe 
der Träger der freien Kinder- und Jugendhilfe eine 
Handhabung analog  
§ 84 Abs. 4 SGB X i. V. m. Art. 17 Abs. 1 lit. A 
DSGVO empfohlen. Demnach sind Sozialdaten zu lö-
schen, wenn sie für die Zwecke, für die sie erhoben 
oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht 
mehr notwendig sind. 
In diesem Zusammenhang kann eine Aufbewahrung 
der Akten der hilfedurchführenden Träger noch einige 
Zeit, ggf. sogar Jahre nach Abschluss einer Jugend-
hilfemaßnahme, sinnvoll und geboten sein, sofern 
damit zu rechnen ist, dass auf die Akte noch einmal 
zurückgegriffen werden muss (z. B. aus Gründen der 
Jugendhilfestatistik oder im Kontext der Wirkungs-
überprüfung bzw. Evaluation von Hilfeverläufen).63 

Die Weitergabe und Übermittlung von Daten ist eine 
besondere Form der Datenverwendung. Nach  
§ 64 Abs. 1 SGB VIII, der insbesondere § 69 SGB X 
konkretisiert, dürfen Sozialdaten nur zu dem Zweck 
übermittelt werden, zu dem sie erhoben wurden. Für 
die Weitergabe und Übermittlung zum Zweck per-
sönlicher und erzieherischer Hilfe anvertrauter Daten 
ist darüber hinaus § 65 SGB VIII zu beachten. Der 
zum Datenschutz Verpflichtete ist nach dieser rechtli-
chen Norm jeder einzelne Mitarbeitende des Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe, dem Sozialdaten anver-
traut werden. Persönlich anvertraute Daten dürfen 
nach § 65 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB VIII nur mit Einwilli-
gung des Betroffenen oder unter den Voraussetzun-
gen des § 65 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 – 5 SGB VIII weiterge-
geben werden. Dies gilt immer dann, wenn der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe Daten zur Erfül-
lung von Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch an 
andere Behörden oder Leistungserbringer übersen-
det. 
Eine pauschale Einwilligung, welche die Leistungsbe-
rechtigten mit Antrag auf erzieherische Hilfen ertei-

63 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt: Sozialpädagogische 
Diagnose-Tabelle und Hilfeplan. A. a. O., S. 50 ff. 
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len, ist rechtlich nicht vorgesehen und daher unwirk-
sam. Ein Widerruf der Einwilligung muss jederzeit 
möglich sein. Einen Sonderfall stellt die Übermittlung 
von Sozialdaten im Kinderschutz dar (s. 6.3). 

Im Einzelfall kann es der Datenschutz erforderlich 
machen, dass rechtmäßig erhobene Sozialdaten vor 
der Weitergabe anonymisiert oder pseudonymisiert 
werden müssen. Dies ergibt sich aus dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit, der besagt, dass Daten nur 
soweit verarbeitet werden dürfen, als dies für die 
konkrete Maßnahme geeignet, erforderlich und ange-
messen ist (§§ 64 Abs. 2a und 65 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 
SGB VIII). Damit sind regelhaft Daten von dritten Per-
sonen (z. B. Geschwister oder andere Verwandte) ge-
meint. 

Grundlage der Erhebung von Sozialdaten ist auch im 
Jugendstrafverfahren der persönliche Kontakt mit 
dem jungen Menschen und ggf. seinen Personensor-
geberechtigten. Vor der Erhebung von Sozialdaten 
hat eine Aufklärung u. a. über die Rechtsgrundlage 
der Erhebung, die Zweckbestimmung der Erhebung 
und Verwendung gemäß § 62 Abs. 2 S. 2 SGB VIII zu 
erfolgen. Zudem sind die weitergehenden Informati-
onspflichten nach § 82 SGB X, Art. 13 DSGVO zu er-
füllen. 
Die Weitergabe von ordnungsgemäß erhobenen Da-
ten (z. B. an das Jugendgericht oder die Jugend-
staatsanwaltschaft) erfolgt grundsätzlich nur mit Ein-
willigung des Betroffenen (§ 61 Abs. 1 SGB VIII, 
§ 67b Abs. 1,2 SGB X, Art. 7 DSGVO). Sie unterliegt 
ebenfalls der Zweckbindung. 
Hinsichtlich der Erhebung von Sozialdaten im Rah-
men des Jugendstrafverfahrens muss im Gespräch 
mit den jungen Menschen und ggf. seinen Personen-
sorgeberechtigten auch kenntlich gemacht werden, 
zu welchem Zweck die Daten erhoben werden. Es ist 
zu unterscheiden, ob Daten im Kontext der Leis-
tungsgewährung durch die Kinder- und Jugendhilfe 
oder in Funktion der Mitwirkung im Jugendstrafver-
fahren eingeholt werden. Der Gesetzgeber unter-
scheidet in diesem Zusammenhang grundlegend zwi-
schen einem Anvertrauen von Sozialdaten in 
Verbindung mit der Weitergabe von Sozialdaten des 
jungen Menschen. In diesem Fall dürfen die mitwir-
kenden Fachkräfte der Jugendhilfe in Strafverfahren 
anvertraute Sozialdaten u. U. nicht an die strafverfol-
genden Behörden weitergeben, um das Vertrauens-

verhältnis zu den jungen Menschen nicht zu gefähr-
den (vgl. §§ 64 Abs. 2 und § 65 Abs. 1 SGB VIII).64

Die Übermittlung von Sozialdaten an Kooperations-
partner wie Polizei, Bewährungshilfe und Justizvoll-
zugsanstalten zur Erfüllung von Aufgaben nach SGB 
VIII und JGG werden im Wesentlichen in den §§ 68 
und 69 SGB X geregelt. Hierin findet sich auch die 
Legitimation zur Übermittlung von Daten im Rahmen 
der Überwachung jugendrichterlicher Weisungen. 

6.3 Datenschutz und 
Kinderschutzauftrag

Zur Umsetzung des Schutzauftrages bei Kindeswohl-
gefährdung stellen die örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe durch den Abschluss von Vereinba-
rungen mit den leistungserbringenden Trägern 
sicher, dass auch deren Fachkräfte den Schutzauftrag 
in der in § 8a Abs. 4 SGB VIII beschriebenen Art und 
Weise wahrnehmen. Der Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen und ihren Sozialdaten ist in jedem Einzel-
fall durch individuelle Qualitäts- und Leistungsverein-
barungen (s. 1.3.1) zwischen den verantwortlichen 
Trägern der Kinder- und Jugendhilfe sicherzustellen.65 
§ 61 Abs. 3 SGB VIII gilt hier entsprechend. 

Der Datenschutz darf den wirksamen Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen nicht beeinträchtigen. § 4 
Abs. 3 KKG sieht für Berufsgeheimnisträger eine 
Weitergabe von Informationen bzw. Daten im Ge-
fährdungsfall vor. Angesichts einer akuten Gefähr-
dungslage des Kindeswohls (Gefährdungslage be-
kannt, Abwendung der Gefährdungslage durch 
Beratung und Motivation der Eltern bzw. Personen-
sorgeberechtigten zur Inanspruchnahme geeigneter 
Hilfen scheidet aus bzw. ist erfolglos und aus Sicht 
des Berufsgeheimnisträgers ist zur Abwendung der 
Gefährdungslage ein Tätigwerden des Jugendamts 

64 S. auch: ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.): „Fachli-
che Empfehlungen für die Mitwirkung der Jugendhilfe in Verfah-
ren nach dem Jugendgerichtsgesetz“, a. a. O., S. 54 ff. Dort fin-
den sich auch weitere Ausführungen zu den Themen 
„Übermittlung von Daten innerhalb des Jugendamts“, „Erhe-
bung von Sozialdaten ohne Mitwirkung des Betroffenen“, „Da-
tenerhebung bei Dritten“ oder dem Themenkomplex „Schwei-
gepflichten“ und „Aussageverweigerung“ im Kontext der 
Mitwirkung nach § 52 SGB VIII. 

65 Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (Hrsg.) (2013). Sozial-
pädagogische Diagnose und Hilfeplan. A. a. O., S. 66 ff.
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erforderlich) besteht eine Pflicht zur Einbindung des 
(örtlichen) Trägers der öffentlichen Jugendhilfe. An-
sonsten würde eine erhebliche Schädigung des kör-
perlichen, geistigen oder seelischen Wohls des Kin-
des bzw. Jugendlichen in Kauf genommen. Dritte, in 
die Fallarbeit einbezogene Personen wie insbesonde-
re Ärztinnen und Ärzte unterliegen ebenfalls dieser 
Verpflichtung zur Weitergabe aller relevanten Infor-
mationen bzw. Daten zur Beurteilung des Kindes-
wohls.66 Das Gesundheitsdienst- und Verbraucher-
schutzgesetz (GDVG) konkretisiert diese Vorschrift 
für Berufsgeheimnisträger in Bayern (Art. 14 Abs. 3 
und 6 GDVG). 

Wollen (leistungserbringende) Fachkräfte der Kinder- 
und Jugendhilfe den von Dritten gemeldeten Anhalts-
punkten einer Kindeswohlgefährdung nachgehen, ist 
eine sofortige Abstimmung mit der steuerungsver-
antwortlichen Fachkraft sowie eine schriftlich nieder-
gelegte Schweigepflichtentbindung zur Einholung 
von Informationen des jungen Menschen und ggf. 
seiner Eltern bzw. Personensorgeberechtigten unent-
behrlich.
Besteht der Verdacht einer manifesten Kindeswohl-
gefährdung, können Daten zu Gefährdungstatbe-
ständen auch unmittelbar bei Dritten erhoben wer-
den (§ 62 Abs. 3 Nr. 2d SGB VIII, § 82a SGB X, Art. 
14 DSGVO). Gleichzeitig sind die leistungserbringen-
den Fachkräfte auch unter den Voraussetzungen der 
§§ 64 Abs. 2 SGB VIII und 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X be-
fugt, Sozialdaten der bzw. des Betroffenen an das Ju-
gendamt zu übermitteln. 

6.4 Datenschutz und Soziale 
Medien

Als Soziale Medien werden diejenigen Medien und 
Informationstechnologien bezeichnet, durch deren 
Benutzung dem jeweiligen Anwender ein technikge-
stützter und in der Regel digitaler Austausch von In-
halten mit anderen ermöglicht wird. Soziale Medien 
treten in vielfältigen Erscheinungsformen auf und las-

66 Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Sozia-
les: „Leitfaden ‚Gewalt gegen Kinder und Jugendliche – Erken-
nen und Handeln‘“, Download unter: https://www.stmas.bay-
ern.de/kinderschutz/aerzteleitfaden/index.php (Zuletzt 
aufgerufen am 28.03.2018). 

sen sich in unterschiedliche Kategorien gliedern. Gän-
gige Formate sind onlinebasierte soziale Netzwerke, 
Kommunikationskanäle und andere Portale, die einen 
virtuellen Austausch zulassen. 
Die Nutzung von Formaten der Sozialen Medien wie 
Facebook / WhatsApp, Twitter, Instagram etc. er-
möglichen es den Trägern der Kinder- und Jugendhil-
fe grundsätzlich, intern wie extern moderne und inno-
vative Formen der Kommunikation zu führen und ihr 
jeweiliges Informationsangebot zeitgemäß aufzube-
reiten. Damit wird nicht nur dem Trend hin zur Digita-
lisierung entsprochen, sondern zugleich moderne Öf-
fentlichkeitsarbeit betrieben, die den Adressatinnen 
und Adressaten von Hilfen zugutekommen kann, bei-
spielsweise durch eine Erweiterung der Möglichkeit 
zur Kontaktpflege oder zur Termingestaltung. 

Die Nutzung von Formaten der Sozialen Medien in 
der öffentlichen Verwaltung ist rechtlich möglich, 
wenngleich aus datenschutzrechtlichen Gründen 
nicht völlig unproblematisch. Die DSGVO verlangt in 
Art. 32 ausdrücklich, dass geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen bei der Datenverarbei-
tung zu ergreifen sind, um ein angemessenes 
Schutzniveau zu gewährleisten. Dies bedeutet in der 
Praxis beispielsweise, dass der Versand personenbe-
zogener Daten mittels unverschlüsselter E-Mails 
bzw. über Soziale Medien nicht zulässig ist. Die 
Schwierigkeiten liegen unter anderem auch in der 
Gewährleistung der Sicherheit von Nutzerdaten bei 
unterschiedlichen Unternehmensstandorten (Inland – 
Ausland) und damit einhergehend verschiedenen 
rechtlichen Voraussetzungen. Der europäische Ge-
richtshof (EuGH) hat hierzu noch nicht abschließend 
geurteilt.67

Grundsätzlich gilt: Bieten Träger der Jugendhilfe on-
line Inhalte und Austauschplattformen an, sind sie 
nach deutschem Recht dazu verpflichtet sicherzustel-
len, dass die hiesigen Bestimmungen zum Daten-
schutz eingehalten werden. Sofern Träger der Ju-
gendhilfe lediglich online und telemedial gestützt 
über ihre Angebote und Leistungen informieren wol-
len, bestehen jugendhilferechtlich insoweit keine Be-
denken, vorausgesetzt, der Schutz des allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts bleibt zweckgebunden und in 
jedem Einzelfall gewahrt (z. B. bezogen auf das 

67 Stand: Juli 2018. 



63

6Datenschutz

Recht der jungen Menschen am eigenen Bild bei der 
Bewerbung für Veranstaltungen). 

Das ZBFS – Bayerische Landesjugendamt lehnt die 
uneingeschränkte Nutzung Sozialer Medien in der öf-
fentlichen Verwaltung ab und empfiehlt grundlegend 
eine rechtliche Klärung mit dem behördlichen und 
ggf. mit dem überbehördlich zuständigen Daten-
schutzbeauftragten, um Missverständnissen vorzu-
beugen. Im Zweifelsfall ist die Nutzung dienstrecht-
lich zu untersagen. 

6.5 Aktenaufbewahrung im 
Kontext des Opfer-
entschädigungs gesetzes 
(OEG) 

Im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe werden im-
mer häufiger auch Kinder und Jugendliche sowie jun-
ge Volljährige begleitet, die unmittelbar oder mittel-
bar Opfer einer Gewalttat wurden. Das Gesetz über 
die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten (Opfer-
entschädigungsgesetz; OEG) räumt denjenigen Per-
sonen, die durch einen vorsätzlichen, rechtswidrigen 
tätlichen Angriff eine gesundheitliche Schädigung er-
litten haben, einen Anspruch auf Versorgung ein. Vor-
aussetzung für den Anspruch nach dem OEG ist, 
dass durch die Gewalttat eine gesundheitliche Schä-
digung eingetreten ist. Soweit junge Menschen Op-
fer einer Gewalttat wurden bzw. werden, ist seitens 
des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zu prüfen, 
ob die (vorläufig) von Kinder- und Jugendhilfe er-
brachten Leistungen im Rahmen des OEG zu erstat-
ten sind (vgl. § 97 SGB VIII).68 
Leistungen nach dem OEG umfassen insbesondere 
Heil- und Krankenbehandlungen sowie Renten, aber 
auch Hinterbliebenenversorgung für Waisen. Der 
Umfang staatlicher Leistungen orientiert sich grund-
legend nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG).

Aufgrund des Kausalzusammenhangs zwischen OEG 
und SGB VIII ist die Schutzwürdigkeit von Akten und 

68 S. Ausführungen des ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt zur 
Feststellung der Sozialleistungen i. V. m. der Anerkennung von 
Tatbeständen der Vernachlässigung von Kindern im Rahmen des 
OEG und entsprechenden Durchführungshinweisen. Download 
unter: https://www.blja.bayern.de/service/bibliothek/sgb_viii/97.
php. Letzter Zugriff am 05.09.2017.

gesammelter Daten junger Menschen bei den Trä-
gern der Jugendhilfe besonders sensibel zu handha-
ben und eine gute Zusammenarbeit zwischen Ju-
gendämtern und dem für die Opferentschädigung 
zuständigen Leistungsträgern unerlässlich – neben 
der für die jeweilige Strafverfolgung zuständigen Be-
hörde. Die Weitergabe von Daten aus Jugendhilfeak-
ten an diese Leistungsträger ist bedingt möglich (vgl. 
§ 65 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII). Im Interesse der Betrof-
fenen sollen die Jugendämter diese Form der Unter-
stützung für junge Menschen ermöglichen.69 
Das Zentrum Bayern Familie und Soziales (ZBFS) ist 
für die Antragstellung durch betroffene Personen 
nach dem OEG der zentrale Ansprechpartner.70 

69 S. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt zur Feststellung eines 
Schadens i. S. d. OEG. Download unter: https://www.blja.bay-
ern.de/service/bibliothek/sgb_viii/97.php. Letzter Zugriff am 
05.09.2017.

70 S. hierzu: https://www.zbfs.bayern.de/opferentschaedigung/ge-
waltopfer/antrag/index.php (Verweis auf die Homepage des 
ZBFS). Letzter Zugriff am 28.03.2018. 
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„Erklärung über die Entbindung von der Schweigepflicht 
und 

datenschutzrechtliche Einwilligung“71

Grundsätzlich hat jeder ein Recht auf Wahrung des Sozialgeheimnisses. Dies bedeutet u. a., dass per-
sonenbezogene Sozialdaten nicht unbefugt erhoben, verarbeitet bzw. genutzt werden dürfen.

Ich / Wir

_______________________________________________________________________________________________________________________________

_______________________________________________________________________________________________________________________________
(Name und Anschrift der personensorgeberechtigten Person(en))

bin / sind mit der Verarbeitung meiner / unserer personenbezogenen Daten gemäß § 6 Abs. 1a DS-
GVO, insbesondere mit der Übermittlung und Nutzung folgender Daten

_______________________________________________________________________________________________________________________________

_______________________________________________________________________________________________________________________________

_______________________________________________________________________________________________________________________________

durch 

_______________________________________________________________________________________________________________________________

_______________________________________________________________________________________________________________________________

_______________________________________________________________________________________________________________________________
(Name der fallverantwortlichen Fachkraft bzw. der Institution)

zum Zwecke der 

_______________________________________________________________________________________________________________________________

_______________________________________________________________________________________________________________________________
einverstanden. Insofern erfolgt auch eine Entbindung von der Schweigepflicht. 

Mögliche Folgen, wenn die datenschutzrechtliche Einwilligung bzw. Schweigepflichtentbindung ver-
weigert wird:

_______________________________________________________________________________________________________________________________

_______________________________________________________________________________________________________________________________

Diese Erklärung kann jederzeit widerrufen werden. Der Widerruf erfolgt in schriftlicher Form. 

 Ich / Wir wurde / n über die datenschutzrechtliche Einwilligung eingehend beraten. 

_______________________________________________________________________________________________________________________________
(Ort, Datum)

_______________________________________________________________________________________________________________________________

(Unterschrift / -en)

71 S. insbesondere Anpassungsbedarfe nach der EU-Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) unter https://www.blja.bayern.de/
steuerung/datenschutz/index.php (Verweis auf die Homepage des ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt. Letzter Zugriff am 
11.10.2018. 
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II. Quellen- und 
Literaturverzeichnis

AFET – Bundesverband für Erziehungshilfe e.V. 
(Hrsg.):
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III. Auswahl weiterführender 
elektronischer Verweise73
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• Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit 

und Soziales: http://www.stmas.bayern.de/ 
• Bayerisches Staatsministerium der Justiz: https://

www.justiz.bayern.de/ 
• Bayerisches Staatsministerium des Innern, für 

Sport und Integration: http://www.stmi.bayern.de/ 
• Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und 

Kultus: http://www.km.bayern.de/ 
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Zentrum Bayern Familie und Soziales – Bayerisches 
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73 Alle nachgeführten Verweise wurden zuletzt aufgerufen am 
30.11.2018
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Freie Wohlfahrtspflege in Bayern: 
• http://lagfw.de/ 

Statistische Erhebungen und Forschung:
• Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenver-

arbeitung: https://www.statistik.bayern.de/ 
• Statistisches Bundesamt: https://www.destatis.de/
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Dortmund und dem Deutschen Jugendinstitut 
(Printversion „Kom.Dat“): http://www.akjstat.
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• Das Rechtsportal „Juris“: http://www.juris.de/jpor-
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